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Bürgermeister Matthias Burth Vorlagen-Nr. 10/022/2023 

Sitzung am Gremium Status  Zuständigkeit 

24.04.2023 Gemeinderat Ö Entscheidung   
   
 

 

TOP: 5   Standortalternativenprüfung für die Errichtung von 

Freiflächenphotovoltaikanlagen auf der Gemarkung Aulendorf 

 

Ausgangssituation: 

Der Klimawandel erfordert weltweit eine massive Reduktion oder einen Verzicht fossiler 

Brennstoffe bei der Energieerzeugung. Parallel dazu hat die Bundesrepublik Deutschland im Jahr 

2011 beschlossen, nach und nach aus der Kernenergie auszusteigen. Um beide Ziele zu 

erreichen, muss der Anteil der erneuerbaren Energien an der Strom- und Wärmeerzeugung 

sowie im Verkehrssektor deutlich gesteigert werden. Die Stromerzeugung durch 

Photovoltaikanlagen spielt dabei eine wichtige Rolle. Neben Anlagen auf Gebäuden werden auch 

PV-Freiflächenanlagen gebaut werden müssen. Nur so lässt sich die Stromerzeugung aus 

erneuerbaren Quellen deutlich erhöhen.  

 

Vorgabe der Bundesregierung ist, dass die Treibhausgasemissionen (CO²) bis zum Jahr 2030 

um 65% reduziert werden. Bis zum Jahr 2040 sollen die Treibhausgase um 88% reduziert 

werden. Bis zum Jahr 2045 wird eine Klimaneutralität angestrebt. 

 

Das Land Baden-Württemberg beabsichtigt eine Reduzierung der Treibhausgase um 65% bis 

zum Jahr 2030 und strebt die Klimaneutralität zum Jahr 2040 an. 

 

Das energie- und klimapolitische Leitbild der Stadt Aulendorf sieht folgende Ziele vor: 
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Aus dem energie- und klimapolitischen Leitbild der Stadt Aulendorf ergibt sich, dass der Anteil 

an erneuerbaren Energien, Bereich Strom bis zum Jahr 2030 > 100 % sein soll. 

 

Auf dem Aulendorfer Gemeindegebiet wurden im Jahr 2021 22.547 MWh Strom aus 

erneuerbaren Energien eingespeist. Der Stromverbrauch im Jahr 2021 betrug 32.775 MWh. 

Dies entspricht einem Anteil von 68,8%. Die Entwicklung kann der beiliegenden Tabelle 

entnommen werden. 

 

Jahr Einspeisung Verbrauch % 

2017 22.160 MWh 34.336 MWh 64,5 % 

2018 21.157 MWh 34.357 MWh 61,6 % 

2019 22.719 MWh 33.771 MWh 62,2 % 

2020 22.956 MWh 32.148 MWh 71,4 % 

2021 22.547 MWh 32.775 MWh 68,8 % 

             

In der Zwischenzeit ist die PV-Anlage der ABO Wind AG im Bereich der Dobelmühle errichtet 

worden und speist ins Netz ein. Die Leistung beträgt ca. 2.500 MWh. Aktuell läuft ein weiteres 

Bebauungsplanverfahren zur Errichtung einer PV-Anlage im Bereich Hasengärtlestraße mit einer 

Einspeisung von voraussichtlich ca. 5.500 MWh.  

Die geplante PV-Anlage im Bereich „Wannenberg“ würde eine Leistung von 43.000 MWh 

erzeugen mit einer voraussichtlichen Einspeisung von ca. 47.000 MWh. 

 

Prognose-Erzeugung 

Stand 2021 22.547 MWh 

ABO Wind   2.500 MWh 

Hasengärtlestraße   5.500 MWh 

Wannenberg 47.000 MWh 

 77.547 MWh 

 

Der voraussichtliche Strombedarf auf der Gemarkung Aulendorf wird im Jahr 2040 

voraussichtlich bei 66.000 MWh liegen. 

 

Die Anzahl der PV-Anlagen hat sich in den letzten Jahren wie folgt entwickelt: 

 

Anzahl Anlagen – PV-Anlagen 

2017 451 

2018 478 

2019 500 

2020 534 

2021 578 

 

Der Anteil der PV-Anlagen im Jahr 2021 an der Erzeugung an erneuerbaren Energien betrug: 

 

PV-Anlagen 2021 

Energieerzeugung   8.688 MWh 

Eingespeiste   8.157 MWh 

Installierte Leistung 10.554 MWh 

= theoretisch, maximale Leistung der Anlage 

 

Unter Einbeziehung der oben genannten bereits errichteten bzw. in Planung befindlichen PV-

Anlagen ergibt sich folgende Prognose: 

 

Anlass und Zielsetzung der Standortalternativenprüfung 

Bei der Stadtverwaltung gehen regelmäßig Anfragen zur Errichtung von PV-Freiflächenanlagen 

ein. Eine Anlage mit einer Fläche von ca. 2,5 Hektar wurde bereits durch die ABO Wind AG im 

Bereich der Dobelmühle umgesetzt. Im Bereich Hasengärtlestraße läuft aktuell ein 

Planungsverfahren zur Errichtung einer PV-Freiflächenanlage mit einer Fläche von ca. 3,5 

Hektar. Für den Bereich „Wannenberg“ liegt ein Antrag zur Errichtung einer Freiflächenanlage 

mit einer Fläche von ca. 42 Hektar Freiflächenanlage; Geltungsbereich Bebauungsplan ca. 57,4 
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Hektar. In der Gemeinderatssitzung am 05.12.2022 hat der Gemeinderat hierzu den 

Aufstellungsbeschluss gefasst. Aufgrund der Größe des Vorhabens und mit Blick auf das 2% Ziel 

der Regionsfläche für Nutzung von Windenergie und Freiflächenphotovoltaikanlagen bereit zu 

stellen, soll auf Ebene der Flächennutzungsplanung eine Standortalternativenprüfung für das 

gesamte Gemarkungsgebiet Aulendorf durchgeführt werden. 

 

Damit gewinnt die Stadt Aulendorf an Planungssicherheit um den Hinweisen zum Ausbau von 

Freiflächenphotovoltaikanlagen vom Ministerium für Umwelt, Klima- und Energiewirtschaft zu 

entsprechen. Ziel der Alternativenprüfung soll es sein, die konfliktärmsten Flächen des 

Stadtgebietes herausarbeiten und auf Bereiche hinweisen, in denen sich für eine Bündelung von 

Freiflächenphotovoltaikanlagen eignen, mit dem Vorteil der Schonung des Landschaftsbildes 

und des Naturhaushaltes sowie zur Effizienzsteigerung. 

 

Das Planungsbüro Planstatt Senner wurde von der Stadt Aulendorf beauftragt diese 

Standortalternativenprüfung durchzuführen. 

 

Bündelung von Sammelbereichen 

Der Ansatz zur Bündelung von sogenannten Sammelbereichen soll nach Auffassung der 

Verwaltung verfolgt werden, da angenommen wird, dass hierbei die Vorteile im Vergleich zu 

einer Umsetzung von vereinzelten Freiflächenvorhaben überwiegen. Für eine Bündelung spricht, 

dass weniger Anbindungen (Netzverknüpfungen) an die Elektrische Infrastruktur, also an das 

lokale/regionale Stromnetz, hergestellt werden müssen. Auch die weiteren Elemente der 

Infrastruktur können zusammengelegt werden, wodurch sich aus technischer und 

wirtschaftlicher Perspektive, positive Synergieeffekte ergeben. 

 

Insbesondere aber lassen sich mittels Bündelung Eingriffe in den Naturhaushalt, in das 

Landschaftsbild und die technische Überprägung der Landschaft auf gewisse Bereiche im 

Stadtgebiet beschränken, wodurch anderenorts die Landschaft und ihre Funktionen (z.B. 

Biotopverbund oder Naherholung) weitgehend ungehindert durch Freiflächenvorhaben erfüllen 

kann. 

 

Technische Infrastruktur 

Während die bestehende Netzinfrastruktur für jeden Einzelstandort unterschiedlich ist, können 

Eingriffe, welche im Zusammenhang mit der Anbindung von Freiflächenanlagen stehen, vor 

allem auf Stromkabelung und Transformatoren bzw. das Errichten von Umspannwerken 

bezogen werden. Insbesondere das „Umspannen“ auf die richtige Netzebene, welche in jeder 

Größenordnung das Bauen von Anschlussinfrastruktur erfordert, bringt sowohl Eingriffe in den 

Naturhaushalt und das Landschaftsbild, sowie technische als auch wirtschaftliche 

Herausforderungen mit sich. 

 

Während kleinere erneuerbare Energieanlagen (< 50 Hektar) in der Regel an die 

Niederspannung (NS) oder Mittelspannung (MS) angeschlossen werden, bietet sich für größere 

Anlage (> 50 Hektar) auch der Anschluss an das Hochspannungsnetz (HS) über eine 

neuverlegte MS-Trasse. Die technischen Vorteile des Hochspannungsnetzes liegen unter 

anderem darin, dass deutlich geringere Übertragungsverluste, nur etwa 6% pro 100 km, 

bestehen und der Strom weiter verteilt werden kann. 

 

Netzsituation und Anbindung Aulendorf 

Das NS oder MS-Netz ist in Baden-Württemberg weitgehend überlastet, so dass in der Regel 

bei neuer Einspeisung auch neue Kapazitäten geschaffen werden müssen. Im Raum Aulendorf 

ist ein Anschluss an das HS-Netz zwar gegeben, jedoch müssen Kabeltrassen zum Anschluss an 

das HS-Netz sowie das Umspannwerk technisch von den Freiflächenanlagen ermöglicht und 

finanziell mitgestemmt werden, was für kleinere Vorhaben nicht umsetzbar ist.  

 

Synergiemöglichkeiten bei Bündelung 

Erst ab einer gewissen Leistung von einzuspeisenden Freiflächenanlagen werden 

Umspannwerke technisch und finanziell überhaupt erst realisierbar. Dabei ist eine gemeinsame 

Nutzung der Umspannwerke durch mehrere Freiflächenanlagen möglich. Auch bei hinzukommen 

einzelner neuer Freiflächenanlage können die Umspannwerke erweitert werden. Ebenso können 

Tiefbauarbeiten für erforderliche Kabellegungen durch Sammelbereiche minimiert werden, so 
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würde im Idealfall nur eine Kabeltrasse bis zur Anschlussinfrastruktur gelegt werden müssen. 

Auch haben Sammelbereiche den Vorteil, dass es weniger Flächenverlust durch Randbereiche 

und Erschließung gibt. 

Diese technischen Synergieeffekte wirken sich zudem auch positiv auf den Naturhaushalt und 

die Landschaft aus, in dem Sinne, dass sich hieraus eine Minimierung der Eingriffe ergibt. 

 

Rechtliche Grundlagen 

 

Baugesetzbuch (BauGB)  

§ 1 Absatz 5 - Bauleitpläne sollen insbesondere dazu beitragen, den Klimaschutz und die 

Klimaanpassung zu fördern.  

§ 1a Absatz 5 - Bei der Aufstellung der Bauleitpläne soll den Erfordernissen des Klimaschutzes 

sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch Maßnahmen, 

die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden.  

 

Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg (KlimaG BW)  

§ 10 - Baden-Württemberg hat sich mit dem Landes-Klimaschutzgesetz das Ziel gesetzt, bis 

zum Jahr 2040 Klimaneutralität zu erreichen. Als Zwischenziel ist für das Jahr 2030 eine Min-

derung der Treibhausgasemissionen um 65 % gegenüber dem Jahr 1990 vorgesehen.  

§ 21 - In den Regionalplänen sollen bis 2025 mindestens 0,2 Prozent der Regionsfläche für die 

Nutzung von Photovoltaik auf Freiflächen festgelegt werden.  

 

Erneuerbare-Energien-Gesetz 2023 (EEG)  

Die Errichtung und der Betrieb von Erneuerbaren-Energien-Anlagen und den dazugehörigen 

Nebenanlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie liegt im „überragenden öffentlichen Inte-

resse“ und dient der „öffentlichen Sicherheit“.  

 

Freiflächenöffnungsverordnung (FFÖ-VO)  

§ 1 Ziele - Der Anteil der Photovoltaik an der Bruttostromerzeugung soll unter Wahrung der 

Interessen Landwirtschaft und Natur- und Landschaftsschutzes erhöht werden.  

 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)  

§ 1 Absatz 3 Nummer 4 - Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit 

des Naturhaushalts kommt auch dem Aufbau einer nachhaltigen Energieversorgung 

insbesondere durch eine zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien eine besondere 

Bedeutung zu. 

 

Ziele und Vorgaben aus übergeordneten Planungen und Bestand 

Ziele und Vorgaben ergeben sich aus dem Landesentwicklungsplan (befindet sich derzeit in 

Fortschreibung), dem Regionalplan Bodensee-Oberschwaben und dem Flächennutzungsplan der 

Stadt Aulendorf sowie den bestehenden Schutzgebieten und geschützter Elemente der 

Landschaft, wie z.B. Naturschutzgebiete FF, FFH-Gebiete. 

 

Untersuchungsmethode 

Der Umfang und Detailierungsgrad der Alternativenprüfung für Freiflächenphotovoltaikanlagen 

bezieht sich auf die Ebene des Flächennutzungsplanes. Dabei wurde untersucht, wo sich 

mehrere Freiflächenvorhaben in Sammelbereichen bündeln lassen. Die Untersuchungsmethode 

der Alternativenprüfung wurde in 3 Stufen unterteilt: 

 

 Stufe 1 – Eignungsanalyse 

Anhand eines Kriterienkataloges wurde das gesamte Stadtgebiet untersucht. Die 

räumlichen Kriterien zur Eignungsanalyse wurden in Anlehnung an den Kriterienkatalog 

des Teilregionalplanes Energie des Regionalverbandes Bodensee-Oberschwaben 

gewählt. Die Kriterien wurden in 4 Eignungsstufen unterteilt.  
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 Stufe 2 – Abgrenzung von Sammelbereichen 

Aus Stufe 1 ergeben sich Flächen, auf denen eine Nutzung mit Freiflächenanlagen 

möglich ist. Aus diesen wurden möglichst große zusammenhängende Sammelbereiche 

für Freiflächenanlagen abgegrenzt. Aus diesen wurden zusammenhängende 

Sammelbereiche unter Berücksichtigung von Flächengröße, Flächenanteil an geeigneter 

Fläche oder Abrundung abgegrenzt.  

Die Abschichtung der geeigneten Flächen aus Stufe 1 wurde in zwei Schritten 

durchgeführt. 

 

Auf die Erläuterungen in der beiliegenden Standortalternativenprüfung wird verwiesen. 

 

 Stufe 3 – Bewertung von Sammelbereichen in Steckbriefen 

Zur Verifizierung der einzelnen Sammelbereiche aus Stufe 2 werden diese folglich je in 

einem Steckbrief mittels eines Punktesystems bewertet. Die einzelnen Sammelbereiche 

aus Stufe 2 können jeweils in einem Steckbrief abgehandelt werden. Steckbriefe 

umfassen einen Schnellcheck nach Punkteskala zur Bewertung des Sammelbereichs, 

sowie eine Aufschlüsselung der Kriterien aus Stufe 1 (Eignungsanalyse). Dadurch 

ermöglichen die Steckbriefe eine detaillierte Einschätzung zur Eignung von 

Freiflächenanlagen und einen überschlägigen Vergleich unter den einzelnen 

Sammelbereichen. 

 

Die Bewertung erfolgt in sechs Themen. Für jedes Thema werden, je nach Eignung, 0 – 

6 Punkte vergeben. Folgende Themen werden berücksichtigt: 

- Flächengröße 

- Flächenzuschnitt und Flächeneignung 

- Landschaftsbild, Landschaftserleben und Erholung 

- Verkehrsanbindung 

- Eigentümerstruktur/Bedingungen für die Realisierung eines Kompensationskonzeptes 

- agrarstrukturelle Belange, Bodenfruchtbarkeit 

 

 

Ergebnisse 

Stufe 1: Eignungsanalyse 

Ein Großteil der Offenlandflächen des Stadtgebietes Aulendorf sind potentiell für 

Freiflächenanlage geeignet. Als einzigstes Kriterium für eine bevorzugte Umsetzung stellen sich 

die Bahnstreckenseitenrandstreifen dar. Aus der untenstehenden Tabelle sind die Flächenanteile 

der Eignungsstufen ersichtlich.  
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Stufe 2: Abgrenzung von Sammelbereichen 

Im ersten Schritt der Abgrenzung entstanden 28 potentielle Sammelbereiche. 7 der potentiellen 

Sammelbereiche wurden aufgrund ihrer geringen Fläche verworfen. Weitere 4 wurden 

verworfen, da die Auswirkung der Konfliktkriterien über ihre gesamte Fläche zu schwerwiegend 

war. Es sind 17 Sammelbereich verblieben mit einer Gesamtfläche von 685,8 Hektar, die für die 

Nutzung als Freiflächenanlagen grundsätzlich geeignet sind. 

 

Das Planungsbüro Planstatt Senner empfiehlt von einer Umsetzung von Freiflächenanlagen in 

gewissen Sammelbereich abzusehen, um die entsprechenden Landschaftsräume von 

technischer Überprägung frei zu halten. In diesen Landschaftsräumen sollte ein zukünftiger 

Entwicklungsschwerpunkt auf die Funktionen des Naturhaushaltes und der Landschaft gelegt 

werden. Daher sollten diese Räume weit möglichst nicht stärker beeinträchtigt werden, um diese 

Räume z.B. für die Biotopverbundplanung oder die Naherholung zu erhalten. 

 

Orientierungskriterien für diese Empfehlung waren: 

- Verbund 

- Pufferfunktion 

- Wechselbeziehungen 

- Strukturreicher Landschaftsraum 

- Teil eines relativ wenig belasteten Landschaftsraumes 

 

Zusammenfassung und Fazit 

Zirka 1.868 Hektar oder 35,7 % des Stadtgebietes sind prinzipiell für eine Umsetzung von 

Freiflächen-PV-Anlagen geeignet.  

 

Nach Verwerfung bzw. Freihaltung der konfliktreicheren Flächen und Bereiche ergibt sich, dass 

ca. 427,6 Hektar oder 8,2 % des Stadtgebietes als Sammelbereiche zur Umsetzung von 

Freiflächen-PV-Anlagen geeignet sind. 

 

Wird das gesamte Stadtgebiet Aulendorf betrachtet, stehen noch ca. 2.900 Hektar 

landwirtschaftliche Fläche zur für zukünftige Flächenentwicklung zur Verfügung. Unter 

Einbeziehung der landwirtschaftlichen Flächen, die zur Versorgung der eigenen Bevölkerung mit 

Lebensmittel im eigenen Stadtgebiet erforderlich sind, schrumpft die zur Verfügung stehende 

Fläche auf ca. 800 Hektar. 

 

Der Gesamtstromverbrauch der Stadt Aulendorf lag im Jahr 2021 bei 32.775 MWh. Im selben 

Jahr wurden 22.547 MWh Strom aus erneuerbaren Quellen in Aulendorf eingespeist. 

 

Um eine klimaneutrale Stromversorgung bis 2030 bzw. 2040 zu gewährleisten, muss jedoch ein 

Zuwachs des Stromverbrauchs berücksichtigt werden. Unter Annahme, dass der 

Stromverbrauch der Stadt wie bisher gleichmäßig ansteigt (ca. 1 % pro Jahr) und das die 

Elektromobilität und Kraftwärmekopplung zukünftig grob gemeinsam für einen Anstieg von 40 

% des Stromverbrauchs sorgen (Aussage der Energieagentur Ravensburg) so liegt der 

Stromverbrauch der Stadt im Zieljahr des Klimaschutzgesetzes Baden-Württemberg 2040 etwa 

doppelt so hoch wie bisher (ca. 66.000 MWh). Demzufolge fehlen 2040 also noch 57.065 MWh 

Strom aus erneuerbaren Quellen. Dies würde etwa einer Fläche von 82 Hektar für Aufstellflächen 

der Modulreihen entsprechen. Hinzu kommen Flächen für den internen Ausgleich des 

Naturhaushalts, Erschließungs- und Rest- bzw. Randflächen. Zur groben Annäherung können 

sich darauf ca. 100 Hektar ausgewiesene Fläche in Bebauungsplänen ergeben. 
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Nach dem Klimaschutzgesetz Baden-Württemberg sollen die Windenergie einen Großteil der 

Deckung des Strombedarfs übernehmen. Ebenso soll die Nutzung von Dachflächen vor 

Freiflächenanlagen Vorrang haben. In Aulendorf besteht technisch ein PV-Potential auf 

Dachflächen von rund 31.500 MWh (Aussage Energieagentur Ravensburg).  

 

Mit der Realisierung der geplanten Windenergieanlage auf Gemarkung Tannhausen könnten 

etwa 80.000 MWh jährlich Strom produziert werden. 

 

Allein auf das Gemarkungsgebiet der Stadt Aulendorf bezogen wird die Stadt Aulendorf in 

absehbarer Zeit ihren Strombedarf finanziell aus erneuerbaren Energien decken können und 

auch für die Gebiete, die keine ausreichenden Flächen zur Verfügung stellen können einen 

Deckungsbeitrag leisten. 

 

Der Regionalverband Bodensee-Oberschwaben stellt derzeit einen Teilregionalplan Energie auf. 

Im ersten Halbjahr 2023 wird der Regionalverband Bodensee-Oberschwaben mit den 

Kommunen Gespräche über den Ausbau der erneuerbaren Energien auf ihrem 

Gemarkungsgebiet führen.  

 

Die weiteren Planungen der Stadt Aulendorf sollten sich daran orientieren, dass die Stadt 

Aulendorf ihre Ziele aus dem klimapolitischen Leitbild erfüllen und umsetzen kann. 

 

 

 

 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat nimmt die Standortalternativenprüfung zur Kenntnis.  

 

 

Anlagen: 

Alternativenprüfung Freiflächenphotovoltaik Aulendorf, Stand 14.03.2023 
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Planverzeichnis 

Plan E:  Eignugnsanalyse DIN A1 1:17.500 
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1 Einleitung und Zielsetzung 

1.1 Anlass und Zielsetzung 

Die Stadt Aulendorf plant die Umsetzung einer Freiflächenphotovoltaikanlage (FPV) auf einer 
Fläche westlich des Zentrums von Aulendorf, entlang der L285 und L286 am Wannenberg 
(Geltungsbereich: 57,4 ha / FPV-Anlage: ca. 42 ha). 

Am Scoping Termin (07.06.2022) wurde für das Vorhaben „FPV Wannenberg“ seitens der 
Fachbehörden eine Standort Alternativenprüfung nach § 15 Abs. 1 Satz 2 BNatSchG gefor-
dert. Aufgrund der Größe des Vorhabens und mit Blick auf das Ziel 2 % der Regionsfläche für 
die Nutzung von Windenergie und Freiflächenphotovoltaik bereit zu stellen, soll die Standort 
Alternativenprüfung für das gesamte Gemarkungsgebiet Aulendorf durchgeführt werden. Da-
mit kann die Stadt an Planungssicherheit gewinnen und den Hinweisen zum Ausbau von Frei-
flächen-Photovoltaikanlagen (FPV) vom Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft 
entsprechen. 

Die Planstatt Senner wurde von der Stadt Aulendorf beauftragt diese Standort Alternativen-
prüfung durchzuführen.  

Ziel der Alternativenprüfung soll es sein, die konfliktärmsten Flächen des Stadtgebiets heraus-
zuarbeiten und auf Bereiche hinzuweisen, in denen sich eine Bündelung von FPV-Vorhaben 
eignet, mit dem Vorteil der Schonung des Landschaftsbilds und des Naturhaushalts sowie zur 
Effizienzsteigerung. 
Damit unterstützt die Alternativenprüfung die Stadt bei zukünftigen Abwägungen von FPV-
Planungsverfahren. 

Bündelung - Sammelbereich 

Der Ansatz zur Bündelung in sog. Sammelbereichen für FPV wird verfolgt, da angenommen 
wird, dass hierbei die Vorteile im Vergleich zu einer Umsetzung von vereinzelten FPV-Vorha-
ben überwiegen (vgl. bsp. UBA 2021 und FA ind, 2020). Für eine Bündelung spricht, dass 
weniger Anbindungen (Netzverknüpfung) an die elektrische Infrastruktur, also an das lokale/re-
gionale Stromnetz, hergestellt werden müssen. Auch weitere Elemente der Infrastruktur kön-
nen zusammengelegt werden, wodurch sich aus technischer und wirtschaftlicher Perspektive, 
positive Synergieeffekte ergeben (vgl. Kapitel 3.1). 

Insbesondere aber lassen sich mittels Bündelung Eingriffe im Naturhaushalt und Landschafts-
bild und die technische Überprägung der Landschaft auf gewisse Bereiche im Stadtgebiet be-
schränken, wodurch andernorts die Landschaft und ihre Funktionen (bspw. Biotopverbund 
oder Naherholung) weitgehend ungehindert durch FPV-Vorhaben erfüllen kann. 
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1.2 Rechtliche Grundlagen 

 

Baugesetzbuch (BauGB)  

§ 1 Absatz 5 Bauleitpläne sollen insbesondere dazu beitragen, den Klimaschutz und die 
Klimaanpassung zu fördern. 

§ 1a Absatz 5 bei der Aufstellung der Bauleitpläne soll den Erfordernissen des Klimaschutzes 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch Maßnah-
men, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. 

 

Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg 
(KlimaG BW) 

§ 10 Baden-Württemberg hat sich mit dem Landes-Klimaschutzgesetz das Ziel gesetzt, bis 
zum Jahr 2040 Klimaneutralität zu erreichen. Als Zwischenziel ist für das Jahr 2030 eine Min-
derung der Treibhausgasemissionen um 65 % gegenüber dem Jahr 1990 vorgesehen. 

§ 21 In den Regionalplänen sollen bis 2025 mindestens 0,2 Prozent der Regionsfläche für die 
Nutzung von Photovoltaik auf Freiflächen festgelegt werden. 

 

Erneuerbare-Energien-Gesetz 2023 (EEG)  

die Errichtung und der Betrieb von Erneuerbaren-Energien-Anlagen und den dazugehörigen 
Nebenanlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie liegt im „überragenden öffentlichen Inte-
resse“ und dient der „öffentlichen Sicherheit“. 

 

Freiflächenöffnungsverordnung (FFÖ-VO)  

§ 1 Ziele Der Anteil der Photovoltaik an der Bruttostromerzeugung soll unter Wahrung der 
Interessen Landwirtschaft und Natur- und Landschaftsschutzes erhöht werden. 

 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)  

§ 1 Absatz 3 Nummer 4 Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushalts kommt auch dem Aufbau einer nachhaltigen Energieversorgung insbe-
sondere durch eine zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien eine besondere Bedeutung 
zu. 
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1.3 Lage, Abgrenzung und Gebietsbeschreibung  

Das Stadtgebiet Aulendorf liegt am Westrand des Schussentals im Landkreis Ravensburg an 
der Nordgrenze zum Landkreis Biberach. Die Stadt Aulendorf umfasst mit den Stadtteilen Au-
lendorf, Blönried, Zollenreute und Tannhausen ca. 5.233 ha und etwa 10.350 Einwohner. Neben 
der Kernstadt im Stadtteil Aulendorf, sind die übrigen Stadtteile eher von kleineren Siedlungen 
und Weilern geprägt. 

Landschaftlich ist das Stadtgebiet durch das jungmoränische Oberschwäbische Moor- und 
Hügelland im Alpenvorland geprägt. Die Landschaft ist von feuchten Standorten und Elemen-
ten wie dem Tannwald und dem Altshauser Ried geprägt. Darüber hinaus sind der Eisenbahn-
knoten und Ackerbau landschaftsbildprägend. Die Flächenanteile der einzelnen Nutzungen 
sind laut StaLa (2022) wie folgt verteilt: 

Tabelle 1: Fläche nach Nutzung 

Fläche nach Nutzung 2021 Stadtgebiet Aulendorf 
Bevölkerung Stadt Aulendorf 10.350 

Nutzung ha % 
Stadtgebiet Aulendorf 5.233 100,0 

Siedlung 404 7,7 

Verkehr 219 4,2 

Landwirtschaft 2.906 55,5 

Wald 1.587 30,3 

Gehölz/Moor/Sumpf 65 1,4 

Gewässer 45 0,9 

Abbildung 1: Abgrenzung des Untersuchungsraums um das Stadtgebiet Aulendorf (in Rot) 
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2 Ziele und Vorgaben aus übergeordneten Planungen und Bestand 
 

2.1 Landesentwicklungsplan 

Ein Leitbild des Landesentwicklungsplan (LEP 2002), in Bezug auf die Umweltbelange (1.9, 
Grundsatz) lautet: „Die natürlichen Lebensgrundlagen sind dauerhaft zu sichern. […] Dazu 
sind die Nutzung von Freiräumen für Siedlungen, Verkehrswege und Infrastruktureinrichtun-
gen durch Konzentration, Bündelung, Ausbau vor Neubau sowie Wiedernutzung von Brach-
flächen auf das für die weitere Entwicklung notwendige Maß zu begrenzen […]. 

Der LEP befindet sich derzeit in Fortschreibung. 

 

2.2 Regionalplan Bodensee Oberschwaben in Fortschreibung - Satzungsbeschluss 
(2021) 

Laut Regionalplan zählt Aulendorf als Unterzentrum im ländlichen Raum im engeren Sinne. 

Der Regionalplan weist für das Stadtgebiet Aulendorf die Vorranggebiete „Interkommunaler 

Gewerbe- und Industriepark Oberschwaben“ (Industrie und Gewerbe) sowie „Aulendorf Nord“ 

(Wohnungsbau) aus. Ein Regionaler Grünzug verläuft zwischen den Stadtteilen Blönried und 

Zollenreute Richtung Süden ein weiterer verläuft im Schussental südlich der Kernstadt. Vor-

ranggebiete für Naturschutz und Landschaftspflege finden sich im Schussental nördlich und 

östlich der Kernstadt, sowie in den Mooren und Rieden im Stadtgebiet. Die Wälder sind grund-

sätzlich Vorranggebiete für besondere Waldfunktionen.  

Abbildung 2: Fortschreibung Regionalplan Satzungsbeschluss mit Aulendorf und Stadtteilen (gelb 

hervorgehoben) 
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2.2.1 Spannungsfeld Naturschutz, Energie und Lebensmittelproduktion 

Ein allgemeines Ziel der Raumentwicklung und damit der Festlegungen des Regionalplans ist 
die ausgewogene räumliche Verteilung der unterschiedlichen Nutzungsansprüche u.a. zur 
langfristigen Sicherung der wichtigsten Lebensgrundlagen. 

Eine Ausweisung von ausreichend Fläche zur Deckung des Energiebedarfes mit Wind- und 
Freiflächensolaranalgen scheint im Stadtgebiet Aulendorf grundsätzlich möglich. Jedoch ist 
der Flächenbedarf für eine Versorgung der Bevölkerung der Stadt mit Lebensmittel derzeit 
nicht definiert. Weitere flächenhungrige Planungen sind die Siedlungs- und Gewerbeentwick-
lung und die Biotopverbundplanung. Eine (mittelfristige) Belegung von bspw. bis zu 2 % der 
landwirtschaftlichen Fläche für erneuerbare Energien muss daher besondere Rücksicht auf 
die Anforderungen zur langfristigen Sicherung der übrigen Lebensgrundlagen nehmen. 

 

2.3 Flächennutzungsplan 

 

Abbildung 3: Flächennutzungsplan (Quelle: Geoportal BW) 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Aulendorf hat seinen Schwerpunkt in der Kernstadt, mit 
Mischbauflächen, die von Wohnbauflächen umgeben sind. Vereinzelt finden sich hier Sonder-
bau- und Gemeinbedarfsflächen. Südlich grenzen Gewerbeflächen, östlich die Bahnflächen 
an. Die Stadtteile und Weiler bestehen aus einem Mischbaukern, der in den größeren Orten 
um eine Wohnbaufläche ergänzt wird. Vereinzelt finden sich im Stadtgebiet Sonderbau- und 
Gewerbeflächen. Siedlungsneuentwicklungen sind vor allem Im Nordwesten der Kernstadt 
(Wohnen) und im Südosten dieser (Gewerbe) dargestellt. 
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2.4 Schutzgebiete und geschützte Elemente der Landschaft 

Im Stadtgebiet Aulendorf finden sich etliche Schutzgebiete, darunter das Naturschutzgebiet 
„Haslacher Weiher“, welches auch zur Fläche des FFH-Gebiet „Feuchtgebiete um Bad 
Schussenried“ gehört. Ein weiteres FFH-Gebiet innerhalb des Stadtgebiets ist das „Feuchtge-
biete um Altshausen“, welches die Quellen des Schlafenbrühlgrabens und den Achtobel um-
fasst. Letzterer ist ebenfalls als Landschaftsschutzgebiet geschützt. Weitere LSG im Stadtge-
biet sind der Steeger See, das Laubbronner Ried und das Steinacher Ried. Insb. in den letzten 
beiden finden sich die extensiveren Torfwaldbiotope des Stadtgebietes. Bedeutende Offen-
landbiotope finden sich oft als Feuchtgebiete und Röhrichte um die Weiher im Stadtgebiet oder 
als Nasswiesen in Senken. Die Ränder der Ortschaften sind häufig von Streuobst geprägt. 
Hinzu kommen vereinzelte Naturdenkmale und FFH-Mähwiesen, die im Bezug zum Stadtge-
biet jedoch eine untergeordnete Bedeutung haben. 
  

Abbildung 4: Schutzgebiete und geschützte Elemente der Natur 
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3 Systembeschreibung und Wirkung 

Tabelle 2 stellt eine Übersicht der angenommenen Wirkungspfade von FPV und Beispiele für 
deren Berücksichtigung in dieser Alternativenprüfung dar. Die Wirkungspfade sind die Grund-
lage für die Auswahl der räumlichen Kriterien der Eignungsanalyse (s. Kapitel 4.1) und für die 
Bewertung der Sammelbereiche (s. Kapitel 4.3.2). 

Zur Einschätzung der Systeme wurden Branchenvertreter (Solarcluster, Bundesverband neue 
Energiewirtschaft), Solarprojektierer und die Energieagentur Ravensburg telefonisch befragt. 

Einige Systemeigenschaften der FPV-Anlage hängen stark von anderen Faktoren ab. So 
hängt die mind. Flächengröße stark von der Wirtschaftlichkeit ab, oder die Reihenabstände 
stark von der Hangneigung. 

 

Tabelle 2: Angenommene Wirkungspfade von FPV 

Freiflächenphotovoltaikanlagen (FPV) 

System Wirkung Beispiele Berücksichtigung 

Baubedingt 
Baustellenfläche (s. Anlagebedingt) keine 
Emissionen Baubetrieb keine 

Anlagenbedingt 
Fläche: 
 i.d.R. ab 3 ha (Angabe 

zu ugf. mind.-Größe von 
FPV-B-Plänen) 

 Kleinanlagen für Ge-
werbe auch < 3 ha 
(nicht Berücksichtigt) 

 Ø-Versieglung von < 1 
% der Fläche 

 Einzäunung der Fläche 
 Erschießung 

Verlust / Beeinträchtigung 
von Habitaten / Vegeta-
tion 

 Schutzgebiete inkl. Puffer 
 Biotopverbund & Streuobst 
 Flächen f. Offenlandvögel 

Versieglung / Verdichtung 
/ Flächenbelegung 

 Wirtschaftsfunktionenkarte 
 WSG-Zone I inkl. Puffer 
 Hochwasserrisiko 
 Luftleitbahnen im Grünzug 

Sichtbarkeit  Einsehbarkeit aus 5 km 
Zerschneidung  Biotopverbund 

 Grünzug 
Verschattung keine 

Höhe: ca. 3 m Sichtbarkeit  s. oben 
Kollektoren 
 in Reihen 
 Abstände von ca. 15 m 

Blendung keine 
(evtl. Entspiegelung & Blendgutachten 
im B-Plan E: Eignungsanalyserforder-

lich) 
Polarotaktik keine 
Erwärmung und Mikrokli-
matische Veränderungen 

 Grünzug 

Stromleitung/Infrastruktur Bodeneingriff  Entfernung zu Einspeisepunkten 
(keine Daten erhältlich) 

 Erforderliche Infrastrukturbauten 
Betriebsbedingt 

Grünpflege Abhängig von Art der 
Pflege 

keine 

Waschen der Anlage Stoffeintrag in Boden  WSG-Zone I inkl. Puffer 
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3.1 Technische Infrastruktur 

Während die bestehende Netzinfrastruktur für jeden Einzelstandort/Region unterschiedlich ist, 
können Eingriffe, welche im Zusammenhang mit der Anbindung von FPV an diese stehen vor 
Allem auf Stromkabellegung und Transformatoren bzw. das Errichten von Umspannwerken 
bezogen werden. Insbesondere das “Umspannen" auf die richtige Netzebene, welche in jeder 
Größenordnung das Bauen von Anschlussinfrastruktur erfordert, bringt sowohl Eingriffe in den 
Naturhaushalt und das Landschaftsbild, sowie technische als auch wirtschaftliche Herausfor-
derungen mit sich. 

Während kleinere Erneuerbare-Energie-Anlagen (ca. <40 ha) in der Regel an die Niederspan-
nung (NS) (230 – 400V) oder Mittelspannung (MS) (10-35 kV) angeschlossen werden, bietet 
sich für größere Anlagen (>50 ha) auch der Anschluss an das Hochspannungsnetz (HS) (>110 
kV) über eine neuverlegte MS-Trasse an. Die technischen Vorteile des Hochspannungsnetzes 
liegen unter anderem darin, dass deutlich geringere Übertragungsverluste, nur etwa 6 % pro 
100 km, bestehen und der Strom weiter verteilt werden kann. 

Netzsituation und Anbindung- Aulendorf: 

Das NS- oder MS-Netz ist in Baden-Württemberg weitgehend überlastet, sodass i.d.R. bei 
neuer Einspeisung auch neue Kapazitäten geschaffen werden müssen. Im Raum Aulendorf 
ist ein Anschluss an das HS-Netz zwar gegeben, jedoch müssen Kabeltrassen zum Anschluss 
an das HS-Netz sowie das Umspannwerk technisch von den FPV-Anlagen ermöglicht & finan-
ziell mitgestemmt werden, was für kleinere Vorhaben nicht umsetzbar ist. 

Synergiemöglichkeiten bei Bündelung: 

Erst ab einer gewissen Leistung von einzuspeisenden FPV-Anlagen werden Umspannwerke 
werden technisch und finanziell überhaupt erst realisierbar. Dabei ist eine gemeinsame Nut-
zung der Umspannwerke durch mehrere FPV möglich. Auch bei Hinzukommen einzelner 
neuer FPV können die Umspannwerke erweitert werden. Ebenso können Tiefbauarbeiten für 
erforderliche Kabellegungen durch Sammelbereiche minimiert werden, so würde im Idealfall 
nur eine Kabeltrasse bis zur Anschluss-Infrastruktur gelegt werden müssen. Auch haben Sam-
melbereiche den Vorteil, dass es weniger Flächenverlust durch Randbereiche und Erschlie-
ßung gibt. 

Diese technischen Synergieeffekte wirken sich zudem auch positiv auf den Naturhaushalt und 
die Landschaft aus, in dem Sinne, dass sich hieraus eine Minimierung der Eingriffe ergibt. 
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4 Untersuchungsmethode 

Der Umfang und Detaillierungsgrad der Alternativenprüfung für Freiflächenphotovoltaik soll 
sich auf die Ebene des FNPs beziehen. Dabei wird untersucht, wo sich mehrere FPV-Vorha-
ben in Sammelbereichen bündeln lassen. 

Die räumliche Dimension der Untersuchung und der Ausweisung der Sammelbereiche um-
fasst das Stadtgebiet Aulendorf. Zeitlich werden vor allem die Wirkungsdimensionen des An-
lagenbetriebs berücksichtigt, für welchen 30 Jahre* pro Anlage angenommen werden. 

Die Untersuchungsmethode der Alternativenprüfung ist in drei Stufen unterteilt: 

 

Stufe I  Eignungsanalyse 

Digitale Analyse des Stadtgebiets Aulendorf auf Eignung für die Nutzung mit Freiflächenpho-
tovoltaik anhand von räumlichen Kriterien (Schutzgebiete, Raumnutzungen etc.) 

 

Stufe II Abgrenzung von Sammelbereichen 

Aus Stufe I ergeben sich Flächen, auf denen eine Nutzung mit FPV möglich ist. Aus diesen 
werden möglichst große zusammenhängende Sammelbereiche für FPV abgegrenzt. 

 

Stufe III Bewertung von Sammelbereichen in Steckbriefen 

Zur Verifizierung der einzelnen Sammelbereiche aus Stufe II werden diese folglich je in einem 
Steckbrief mittels eines Punktesystems bewertet. 

  

 
*Entsprechend der Situation in der Energieversorgung könnten FPV auch mehr als 30 Jahre 

betrieben werden für die Untersuchung und Bewertung legen wir uns jedoch auf diese Zeit 
fest. 
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4.1 Stufe I: Eignungsanalyse 

Anhand eines Kriterienkatalogs wurde das gesamte Stadtgebiet untersucht und eine flächige 
Abschichtung in Eignungsstufen bzgl. der Nutzung mit FPV vorgenommen. 

Die räumlichen Kriterien zur Eignungsanalyse wurden in Anlehnung an den Kriterienkatalog 
des Teilregionalplan Energie (RVBO, 2022) (derzeit in Abstimmung) gewählt. 

Die Auflistung der Kriterien, die für die Analyse angewandt wurden, findet sich im Anhang 8.1. 
Dort werden die Kriterien auch erläutert. Die Kriterien wurden in 4 Eignungsstufen unterteilt 
(Tabelle 3) und digital räumlich überlagert. 

Ergebnis: (s. Kapitel 5.1, Plan E: Eignungsanalyse: Eignungsanalyse) 

gut 

Tabelle 3: Eignungsstufen der Kriterien (s. Anhang 8.1) zur Nutzung von FPV 

Eignungs-
stufe 

Kürzel Erläuterungen Beispiele 

besonders 
geeignet 

A Es liegen keine Konflikte mit den räumli-
chen Kriterien vor und mind. 1 Kriterium 
der bevorzugten Stufe liegt vor. 

WSG Zone III, Bahnstre-
cken-Seitenrandstreifen 

geeignet B Es liegen keine Konflikte mit den räumli-
chen Kriterien vor. 

 

bedingt 
geeignet 

C Für FPV eher ungeeignet, da Konflikte mit 
den räumlichen Kriterien vorliegen 
(mind. 1 Kriterium) Differenzierung: s. 
Steckbriefe (Kap. 5.3). 

Prio.1-Feldvögel-Flächen, 
Vorrangflur I, Besonders 
sichtexponierte Bereiche, 
LSG 

ungeeig-
net 

D Ausschluss aufgrund planerischer, recht-
licher oder faktischer Aspekte (mind. 1). 

Bebaute Flächen, NSG, 
Wald, Grünzäsur 
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4.2 Stufe II: Abgrenzung von Sammelbereichen 

Aus Stufe I ergaben sich Flächen (Gelb, Grün & Hellgrün), in denen eine Nutzung mit FPV 
prinzipiell möglich ist. Aus diesen wurden zusammenhängende Sammelbereiche unter Be-
rücksichtigung von bspw. Flächengröße, Flächenanteil an geeigneter Fläche oder Abrundung 
(s. Tabelle 4) abgegrenzt. 

Die Abschichtung der FPV-geeigneten Flächen aus Stufe I hin zu den Sammelbereichen, die 
in den Steckbriefen abgehandelt werden, fand in mehreren Schritten wie folgt statt: 

Tabelle 4: Methode Abschichtung Sammelbereiche 

T
ei

l-
sc

h
ri

t
t 

Schritte 

1 2 

B
es

ch
re

ib
u

n
g

 

Abgrenzung aller potenziell möglichen 

Sammelbereiche. 

 Die Dimensionen der Abgrenzungsre-

geln richten sich nach der System-

größe mind. 3 ha pro Anlage (vgl. Ka-

pitel 3), sowie dem Maßstab der Sam-

melbereiche von 1:25.000. 

Auswahl der geeignetsten potenziellen 

Sammelbereiche durch Verwerfen und 

Zuschnitt der pot. Zonen. 

A Alle geeigneten und konfliktbehafteten 

Flächen wurden gemeinsam abgegrenzt, 

da beide Eignungskategorien FPV nicht 

ausschließen. 

Pot. Sammelbereiche < 12 ha wurden für 

die weitere Analyse verworfen, da klei-

nere Zonen der Zielsetzung der Bünde-

lung des Flächenbedarfs an FPV wider-

sprechen würde. Als Richtwert wurde hier 

eine Mindestfläche von max. vier Anlagen 

(je mind. 3 ha (vgl. Kap. 3)) für FPV ge-

wählt. 

B Das Ergebnis aus A wurde mit 25 m ge-

puffert, das Folgeergebnis zusammenge-

führt und anschließend um minus 25 m 

gepuffert. 

 Somit wurden angrenzende Flächen 

zusammengefügt, wenn diese paral-

lele Grenzen in höchstens 50 m ab-

stand hatten (bspw. wurden kleinere 

Inseln oder Straßen eingefasst). 

Pot. Teil-/Zonen wurden verworfen, wenn 

über die Fläche überschlagen einzelne 

Konfliktkriterien (s. Anhang 8.1) oder die 

Summe dieser zu schwer wog. 
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C Das Ergebnis aus B wurde um minus 100 

m gepuffert und anschließend um 80 m 

gepuffert. 

 Somit wurden Korridore/Inseln/Ecken 

unter 200 m Breite ausgespart und 

das Ergebnis erhielt einen pauscha-

len, planerischen Vorsorgeabstand 

von 20 m zu den Umliegenden Flä-

chen (Siedlung, Wald etc.) (Bspw. um 

Verschattung vorzubeugen). 

Pot. Teil-/Zonen wurden verworfen, wenn 

sich aus der Luftbildanalyse weitere Aus-

schlusskriterien in ausreichender Flä-

chengröße ergaben (bspw. Häuser). 

D - Resultierende Restflächen aus dem Zu-

schnitt des 2. Schritts, wurden bei gerin-

ger Flächengröße oder großer Zerstücke-

lung verworfen (Korridore/Inseln/Ecken 

s. Schritt 1C). 

E
rg

eb
n

is
 (s. Kapitel 5.2, Anhang 8.2 & Plan E: Eignungsanalyse) 

Das Ergebnis aus Schritt 1 waren 28 po-
tenzielle Sammelbereiche für das ge-

samte Stadtgebiet Aulendorf. 

Das Ergebnis aus Schritt 2 waren 17 
Sammelbereiche, die im Folgenden in 

Steckbriefen einzeln untersucht werden 

können. 

 

4.3 Stufe III: Bewertung von Sammelbereichen in Steckbriefen 

Die einzelnen Sammelbereiche aus Stufe II wurden folglich jeweils in einem Steckbrief abge-
handelt. Steckbriefe umfassen einen Schnellcheck nach Punkteskala zur Bewertung des Sam-
melbereichs, sowie eine Aufschlüsselung der Kriterien aus Stufe I, der Eignungsanalyse. Da-
bei ermöglichen die Steckbriefe eine detailliertere Einschätzung zur Eignung für FPV und ei-
nen überschlägigen Vergleich unter den einzelnen Sammelbereichen. 

Ergebnis bzw. Steckbriefe: (s. Kapitel 5.3) 

 

Da die Steckbriefe nicht Teil des Auftrags waren, wurde hier nur ein beispielhafter Steckbrief 

für die Sammelbereiche im Gebiet des FPV-Vorhabens Wannenberg erarbeitet. 

Es wird davon ausgegangen, dass aufgrund des bereits hohen Anteils an erzeugten erneuer-

baren Energien im Stadtgebiet Aulendorf der zukünftige Flächenbedarf für FPV weit unter der 

Fläche der Sammelbereiche bleibt und tatsächlich nur ein geringer Anteil der Sammelbereiche 

umgesetzt wird. Steckbriefes könnten im Zuge von konkreten Bauleitplanverfahren in erstellt 

werden. 
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4.3.1 A | Aufschlüsselung der Kriterien aus Stufe I 

Um die Eignungsstufe innerhalb der einzelnen Sammelbereiche zu erläutern, wurden in den 

Steckbriefen jeweils die Kriterien der Eignungsanalyse der Stufe I (vgl. Anhang 8.1) aufge-

schlüsselt und kurz beschrieben. Die Erläuterung zu den Eignungsstufen findet sich in Kapitel 

4.1. 

 

4.3.2 B │ Punktebewertung - Schnellcheck 

Die Bewertung des Schnellchecks erfolgte unterteilt in sechs Themen. Bezüglich jedes The-

mas wurde jeweils die Eignung für FPV ermittelt. Für jedes Thema wurden, je nach Eignung, 

0 - 6 Punkte vergeben (s. Tabelle 5). 

Anschließend wurden die Punkte der sechs Themen addiert und das Ergebnis einer Beurtei-

lung entsprechend einer Eignungskategorie zugeordnet. Dabei wurden die Eignungskatego-

rien „Sehr gut“ und „Schlecht“ jeweils mit einem Punktbereich von 10 Punkten schwerer ge-

wichtet als die Kategorien „Gut“ und „Mittel“, die jeweils einen Punktebereich von 8 Punkten 

erhielten (s. Tabelle 6). Für diese Gewichtung wurde sich entschieden, um Ausreißer in der 

Bewertung der einzelnen Themen geringer zu bewerten. Gelichzeitig ist dadurch eine annä-

hernde Normalverteilung der Bewertungspunkte auf die Bewertungskategorien in der Gesamt-

bewertung gegeben. 

 
Tabelle 5: Themen des Schnellchecks zu den Sammelbereichen 

a. Flächengröße 

Ein möglichst großer, zusammenhängender Sammelbereich stellt in Bezug auf Flächennut-

zung (kW/Fläche) und Reduzierung möglicher Randbereiche (Sichtschutzhecken, Zaunan-

lagen) den Idealzustand dar. Viele kleine Standorte führen zu einer Zerschneidung der Land-

schaft und erhöhen den spezifischen Flächenverbrauch. Zur Reduzierung des Flächenver-

brauches sind entsprechende Standorte mit großen zusammenhängenden Flächen zu be-

vorzugen. Um die Fläche optimal ausnutzen zu können, sollte die Fläche nach Möglichkeit 

unverschattet sein. Zu möglichen Verschattungsobjekten muss ein entsprechender Abstand 

gehalten werden, was wiederum zu einer Reduzierung der tatsächlichen Flächengröße 

führt. 

Bewertung Punkte Beschreibung 

Sehr gut 6 Der Sammelbereich hat eine Mindestgröße von mehr als 30 ha mit 

geringen Unterbrechungen oder Zerschneidungen und ist weitge-

hend verschattungsfrei. 

Gut 4-5 Der Sammelbereich hat eine Mindestgröße von mehr als 20 ha mit 

geringen Unterbrechungen oder Zerschneidungen und ist weitge-

hend verschattungsfrei. 
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Mittel 2-3 Der Sammelbereich hat eine Größe unter 20 ha mit geringen Un-

terbrechungen oder Zerschneidungen und ist weitgehend ver-

schattungsfrei. 

Schlecht 1 Der Sammelbereich hat eine Größe unter 20 ha mit mehreren Un-

terbrechungen oder Zerschneidungen oder ist teils verschattet. 

 

b. Flächenzuschnitt und Flächenneigung 

Optimal sind leicht nach Süden geneigte Flächen mit einem kompakten Zuschnitt. Dies er-

möglicht, Solarmodule enger aneinanderzulegen und somit den Energieertrag pro Quadrat-

meter deutlich zu erhöhen. Ebenfalls sind Flächen mit einem quadratischen oder rechtecki-

gen Zuschnitt verwinkelten Flächen vorzuziehen. 

Bewertung Punkte Beschreibung 

Sehr gut 6 Die Fläche ist in Richtung Süd, Süd/West, Süd/Ost geneigt und 

hat einen quadratischen oder rechteckigen Zuschnitt. 

Gut 4-5 Die Fläche ist weitestgehend ebenerdig und hat einen quadrati-

schen oder rechteckigen Zuschnitt. 

Mittel 2-3 Die Fläche fällt nach Norden hin ab und hat einen quadratischen 

oder rechteckigen Zuschnitt oder die Fläche ist weitestgehend 

ebenerdig, weist jedoch einen verwinkelten Zuschnitt auf. 

Schlecht 1 Die Fläche fällt nach Norden hin ab und weist einen verwinkelten 

Zuschnitt auf. 

 

c. Landschaftsbild, Landschaftserleben und Erholung 

Da die Bündelung von FPV-Anlagen aufgrund der Flächengröße das Landschaftsbild we-

sentlich prägen kann, sollte bei der Standortauswahl auf weniger empfindliche Bereiche zu-

rückgegriffen werden. Hierzu zählen neben der Einsehbarkeit auch die Anbindung an bereits 

technisch überprägte Landschaft, bspw. durch Gewerbe, Einzelhandelsgroßbauten, Abbau-

gebiete etc. 



Alternativenprüfung Freiflächenphotovoltaik Aulendorf       Planstatt Senner GmbH 

 

Seite 19 von 42 

Bewertung Punkte Beschreibung 

Sehr gut 6 Die Fläche liegt in einer Mulde oder ist durch bestehende Mulden 

und Bäume nicht von Straßen und Fußwegen einsehbar. Die Flä-

che liegt in techn. überprägte Landschaft. 

Gut 4-5 Die Fläche ist ebenerdig und hat einen Sichtschutz durch beste-

hendes Gebüsch. Von Straßen und Fußwegen ist die Fläche be-

reichsweise einsehbar. Die Fläche grenzt an techn. überprägte 

Landschaft an. 

Mittel 2-3 Die Fläche ist ebenerdig und hat nur geringen Sichtschutz, sodass 

sie von Straßen und Fußwegen durchgehend einsehbar ist. Die 

Fläche liegt in einem Landschaftsbereich ohne technische Über-

prägung. 

Schlecht 1 Die Fläche ist exponiert und hat nur geringen Sichtschutz, sodass 

sie von Straßen und Fußwegen durchgehend einsehbar ist. Die 

Fläche liegt in einem Bereich mit besonders sensiblem Land-

schaftsbild. 

 

d. Verkehrsanbindung 

Die Zuwegung zum jeweiligen FPV-Standort sollte möglichst über bestehende, ausgebaute 

Wege gesichert sein. Die Neuanlage oder der Ausbau vom bestehenden Wegenetz führt zu 

einem erhöhten Flächenverbrauch, Kostensteigerung und erhöhten Eingriffen in Natur und 

Landschaft. 

Bewertung Punkte Beschreibung 

Sehr gut 6 Vorhandener, asphaltierter landwirtschaftlicher Weg und Anbin-

dung an das öffentliche Straßennetz. 

Gut 4-5 Vorhandener, unbefestigter landwirtschaftlicher Weg und Anbin-

dung an das öffentliche Straßennetz. 

Mittel 2-3 Vorhandener, unbefestigter landwirtschaftlicher Weg und schwie-

rige Anbindung an das öffentliche Straßennetz (bspw. lange 

Wege). 

Schlecht 1 Keine vorhandenen landwirtschaftlichen Wege und schwierige An-

bindung an das öffentliche Straßennetz. 
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e. Eigentümerstruktur / 
Bedingungen für die Realisierung eines Kompensationskonzepts 

Aufgrund der Komplexität entsprechender Verträge und dem Risiko, dass einzelne Eigentü-

mer z.B. in der Mitte einer zusammenhängenden Fläche an der Errichtung einer entspre-

chenden Anlage nicht interessiert sind, sind Flächen mit wenigen Flurstücken bzw. Eigentü-

mern anderen vorzuziehen. In Bezug auf die Umsetzung eines Kompensationskonzeptes 

ergeben sich Vorteile, wenn die Flächen im Eigentum weniger Einzelpersonen sind. Dabei 

kann ein Gesamtkonzept und dessen praktikable, schnelle Umsetzung als großer Vorteil 

genannt werden. 

Bewertung Punkte Beschreibung 

Sehr gut 6 Ein Eigentümer pro 20 ha, Kompensationskonzept voraussichtlich 

effektiv umsetzbar. 

Gut 4-5 Ein Eigentümer pro 10 ha, Kompensationskonzept voraussichtlich 

effektiv umsetzbar. 

Mittel 2-3 Ein Eigentümer pro 5 ha, voraussichtlich Hindernisse bei Umset-

zung des Kompensationskonzepts. 

Schlecht 1 Ein Eigentümer pro <5 ha, voraussichtlich Hindernisse bei Umset-

zung des Kompensationskonzepts. 

 

f. Agrarstrukturelle Belange, Bodenfruchtbarkeit 

Landwirtschaftliche Flächen werden im Rahmen ihrer Ertrags- und Leistungsfähigkeit in der 

Flächenbilanzkarte bewertet. Die Überschneidung von Flächenbilanzkarte und agrarstruk-

turellen Faktoren ergibt die Wirtschaftsfunktionenkarte (Die Flurbilanz 2022 wird sukzessive 

die Wirtschaftsfunktionenkarte ersetzen, die Daten sind jedoch noch nicht verfügbar (LEL)). 

Agrarstrukturelle Fachkarten beinhalten u.a. Aussagen zur Flurstruktur, Betriebsstruktur, 

Viehbesatz und Nutzungsarten. Die Eigentümer- bzw. Bewirtschaftungsstruktur spielt eine 

wichtige Rolle, da sich durch Flächenentzug von rentablen Bewirtschaftungsformen für die 

Landwirtschaft, Auswirkungen auf das lokale Pachtpreisgefüge und damit die Wettbewerbs-

fähigkeit ergeben können. 
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Bewertung Punkte Beschreibung 

Sehr gut 6 
Bodenfruchtbarkeit gering, Wirtschaftsfunktion Grenzflur oder Un-

tergrenzflur, Flächenbilanz Untergrenz- und Grenzfläche 

Gut 4-5 Bodenfruchtbarkeit mittel, Wirtschaftsfunktion Grenzflur oder Un-
tergrenzflur, Flächenbilanz Untergrenz- und Grenzfläche 

Mittel 2-3 
Bodenfruchtbarkeit mittel, Wirtschaftsfunktion Vorrangflur II, Flä-

chenbilanz Vorrangfläche II 

Schlecht 1 
Bodenfruchtbarkeit hoch, Wirtschaftsfunktion Vorrangflur I, Flä-

chenbilanz Vorrangfläche I 

 
Tabelle 6: Punktevergabe und Gesamtbewertung für den Schnellcheck 

Punktevergabe 

Bewertung Punkte 

Sehr gut 6 

Gut 4-5 

Mittel 2-3 

Schlecht 1 

Gesamtbewertung 

Eignungska-
tegorie 

Punkte gesamt von 36 möglichen Punkten 

Sehr gut 27-36 Punkte  

Gut 19-26 Punkte 

Mittel 11-18 Punkte 

Schlecht 6-10 Punkte 
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5 Ergebnisse 

5.1 Stufe I: Eignungsanalyse 

Ein Großteil der Offenlandflächen des Stadtgebiets Aulendorfs sind potenziell für FPV geeig-

net (Eignungsstufe B,E,K) (s. Tabelle 7). Überschlägig betrachtet sind Feldvogelkulisse, Wild-

tierkorridor, Vorrangflur I, Einsehbarkeit und Exposition die häufigsten Konfliktkriterien. Aus-

schlusskriterien finden sich neben den Siedlungs- und Verkehrsflächen hauptsächlich in Bio-

topen, Wald, regionalen Grünzüge und Vorranggebieten. Als einziges Kriterium für eine be-

vorzugte Umsetzung stellt sich der Bahnstrecken-Seitenrandstreifen dar (s. Abbildung 5) 

(vgl. Anhang 8.1 & Plan E: Eignungsanalyse). 

 

 

Abbildung 5: Eignungsstufen über das Stadtgebiet verteilt 

 

Tabelle 7: Flächenanteile der Eignungsstufen 

 Stadtgebiet 
Aulendorf 

Eignung 
A B C Summe D 

Fläche (ha) 5.232 51 1.132 685 1.868 3.364 

Fläche (%) 100 1 21,6 13,1 35,7 64,3 
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5.2 Stufe II: Abgrenzung von Sammelbereichen 

Im ersten Schritt der Abgrenzung entstanden 28 potenzielle Sammelbereiche für FPV. Die 
digitale Pufferung der Flächen lieferte sinnvolle Ergebnisse, die im Schritt 2 verworfen oder 
zugeschnitten wurden. Sieben der pot. Sammelbereiche wurden aufgrund ihrer geringen Flä-
che verworfen. Weitere vier wurden verworfen, da die Auswirkung der Konfliktkriterien über 
ihre gesamte Fläche zu schwerwiegend war. Ein Zuschnitt erfolgte an 13 der 17 übriggeblie-
benen pot. Sammelbereiche. Überschlägig betrachtet waren Flächenbelegungen aus dem 
Luftbild, randliche Biotope, der Biotopverbund, die Feldvogelkulisse, Einsehbarkeit, Exposition 
sowie das Verwerfen von sich ergebenden Restflächen die häufigsten Gründe für einen Zu-
schnitt. Dabei waren oft die Überlagerung von mehreren Konfliktkriterien oder die Möglichkeit 
auf einen relativ geringen Zuschnitt zur Konfliktvermeidung ausschlaggebend. Die 17 verblei-
benden Sammelbereiche haben eine Gesamtfläche von 685,8 ha, die für die Nutzung als FPV 
prinzipiell geeignet ist. 

(vgl. Anhang 8.2 & Plan E: Eignungsanalyse) 

 

Abbildung 6: Eignungsstufen mit potenziellen- (blau gestrichelt) und abgeschichteten Sam-
melbereichen (blau umgrenzt) 

 

5.2.1 Empfehlung zur Freihaltung von Sammelbereichen 

Nach erster Einschätzung zu den Landschaftsräumen des Stadtgebiets wird fachgutachterlich 
empfohlen von einer Umsetzung von FPV in gewissen Sammelbereichen abzusehen, um die 
entsprechenden Landschaftsräume von technischer Überprägung freizuhalten. In diesen 
Landschafträumen sollten ein zukünftiger Entwicklungsschwerpunkt auf die Funktionen des 
Naturhaushalts und der Landschaft gelegt werden. Daher sollten diese Räume weitmöglichst 
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nicht stärker beeinträchtigt werden, um diese Räume für bspw. die Biotopverbundplanung oder 
die Naherholung zu erhalten. 

Orientierungskriterien für die Empfehlen waren folgende: 

Dabei handelt es sich um Qualitäten der Landschaft, die durch eine Umsetzung von FPV im Sammel-

bereich beeinträchtigt werden könnten. 

Verbund 

Hierbei wird eine funktionale Verbindung zwischen geschützten- (NSG, FFH), aber auch funk-
tional einheitlichen (Offenland, Gewässer) Landschaftsteilen angenommen. 

Pufferfunktion 

Hierbei wird von einer räumlich gliedernden und symbiotischen Funktion an Randbereichen 
ausgegangen (Offenland zwischen Wald & Siedlung). 

Wechselbeziehungen 

Hierbei wird ein funktionaler und synergetischer Austausch zwischen andersartigen Land-
schaftsstrukturen (Gehölz, Wiese, Wald, Bach, See usw.) an Randbereichen angenommen. 

Strukturreicher Landschaftsraum 

Hierbei wird ein erhöhte Funktionsqualität (Bspw. Lebensraum d. Arten o. Landschaftsbild) 
des Landschaftsraums aufgrund des Strukturreichtums angenommen. 

Teil eines relativ wenig belasteten Landschaftsraums 

Hierbei wird ein erhöhte Funktionsqualität (Bspw. Lebensraum d. Arten o. Landschaftsbild) 
des Landschaftsraums aufgrund der geringen Vorbelastung angenommen. 

 

Tabelle 8: Empfehlung zur Erhaltung der Landschaft vor FPV-Vorhaben 

Sammelbe-
reich 

Begründung zur Freihaltung 

3  Verbund von: 
o Teilgebiete des FFH-Gebiets „Feuchtgebiete um Bad Schussenried“ 
o NSG Brunnenholzried und NSG Haslacher Weiher 

 Teil eines strukturreicheren Landschaftsraums 
 Teil eines relativ wenig belasteten Landschaftsraums 

6  Wechselbeziehungen im Ökoton: Offenland-Wald-Gewässer 
 Teil eines strukturreicheren Landschaftsraums 
 Teil eines relativ wenig belasteten Landschaftsraums 

8  Verbund im Offenland: Anschluss d. östl. Offenlands 
 Pufferfunktion: Siedlung – Wald 

11  Pufferfunktion: Siedlung - Wald 

14 

(östl. Teil) 

 Verbund von: 
o Unteres Tannhäuser Ried und Steinach, fürderhin Schussen 
o NSG Brunnenholzried und NSG Haslacher Weiher 

 Verbund im Offenland: Ost-West 
 
 Reduktion der Fläche um den östl. Teil plus Waldabstand 
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15  Verbund im Offenland: Anschluss d. östl. Offenlands 
 Wechselbeziehungen: südl. Wald-Neuhauser See 

18  Verbund von: 
o Teilgebiete des FFH-Gebiets „Feuchtgebiete um Altshausen“ 

 Wechselbeziehungen im Ökoton: Offenland-Wald-Gehölze-Dolpenriedgraben 

 Teil eines strukturreicheren Landschaftsraums 
 Teil eines relativ wenig belasteten Landschaftsraums 

20  Verbund im Offenland: Flächen östl. & westl. d. Dolpenriedgrabens 
 Teil eines relativ wenig belasteten Landschaftsraums 

Abbildung 7: Empfehlung freizuhaltende Sammelbereiche 

 
  

3 6 

8 

18 
15 

14 

11 

20 
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5.3 Stufe III: Bewertung von Sammelbereichen in Steckbriefen 

 

Steckbrief zu Sammelbereich 25 & 27 

Sammelbereich 25 & 27 (gemeinsame Abhandlung beider Bereiche) 

Gemarkung Lage Realnutzung 

Aulendorf 
westlich des Siedlungsrandes 

Aulendorfs  

Landwirtschaft, überwiegend 

Ackernutzung 

Allgemeiner Teil 

 

Übersicht: Topografische Karte (o.M. & genordet, 

Abgrenzung Sammelbereich in Blau) 

 

Detail: Luftbild (o.M. & genordet, Abgrenzung 

Sammelbereich in Blau) 

27 

25 

27 

25 
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A | Aufschlüsselung der Kriterien aus Stufe I 

 
Plan E: Eignungsanalyse: Ausschnitt aus der Eignungsanalyse, 

zudem möglich Erweiterung schematisch dargestellt (Vgl. „B | a.“). 

Kriterium Erläuterung Eig-
nungs-
stufe 

1. Siedlung Nicht überlagert von bebauten Flächen, Ver- und Entsor-

gungsflächen sowie Sonderflächen.  

B 

Entlang des Wannenbergerweihers und des Mahlweihers 

sind Flächen für Maßnahmen zum Schutz und zur Pflege von 

Natur und Landschaft (§ 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB) im Land-

schaftsplan und FNP ausgewiesen. 

D 

2. Infrastruktur Weder Autobahn noch (geplante) Bundesstraßen oder Ei-

senbahnstraßen befinden sich an diesem Standort. Umge-

ben wird der Standort von Landesstraßen.  

B 

3. Landesverteidi-

gung 

Militärische Liegenschaften und sonstige verteidigenden Ein-

richtungen sind an diesem Standort nicht relevant. 

B 

4. Denkmalschutz Regional- und raumwirksame Kulturdenkmäler sowie archäo-

logische Denkmäler nach §15 DSchG sind an dem Standort 

nicht bekannt. 

B 



Alternativenprüfung Freiflächenphotovoltaik Aulendorf       Planstatt Senner GmbH 

 

Seite 28 von 42 

5. Natur und Arten-

schutz 

 

 
LUBW (2023) 

Die Gewässer in dem Gebiet sind von geschützten Wald- 

und Offenlandbiotopen gesäumt.  

D 

Kernräume des landesweiten Biotopverbundes decken sich 

mit den ausgewiesenen geschützten Biotopen und befinden 

sich entlang der Gewässer. 

D 

Im Süden befindet sich das FFH-Gebiet „Feuchtgebiete um 

Altshausen“, welches mit einem 200 m Vorsorgeabstand kei-

nen Standort für FPV darstellt.  

D 

Alle weiteren Schutzgebiete sind nicht betroffen. Dazu zäh-

len: Naturschutzgebiete, Naturdenkmäler, Streuobstbe-

stände, Flächen der Feldvogelkulisse BW, Wildtierkorridore 

B 

6. Landschaft und 

Erholung 

Landschaftsschutzgebiete sind an diesem Standort nicht be-

troffen. Die Einsehbarkeit von Straßen und Wegen ist auf-

grund der Größe teilweise gegeben, vor allem aus Osten her. 

Im Bestand gibt es aber auch Gehölz und Waldflächen, die 

eine FPV vor Einsicht schützen. Durch das Gebiet geht ein 

ausgewiesener Wanderweg des Aulendorfer Tourismusbü-

ros, welcher jedoch auch als „Energieweg“ zur Aufklärung für 

erneuerbare Energien/FPV dienen kann. 

B 

7. Waldschutz Alle Waldflächen sind für einer FPV-Nutzung ausgeschlos-

sen. 

D 

Es besteht kein Konflikt mit Bann- oder Schonwald, sowie mit 

geschützten Waldbiotopen an diesem Standort. 

B 
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8. Wasserschutz An diesem Standort gibt es keine Überscheidung mit derzeit 

ausgewiesenen Wasserschutzgebietszonen oder Gewässer 

I. Ordnung.  

B 

Der Aulendorfer Bach als Gewässer II. Ordnung inkl. einem 

Vorsorgeabstand von 10 m werden von einer FPV-Bebauung 

ausgeschlossen. 

D 

Die am Standort vorkommenden Weiher entfallen für FPV-

Anlagen. Zusätzlich wird ein 50 m Vorsorgeabstand als kon-

fliktbehaftet geeignet eingestuft.  

D 

C 

Um die Gewässer liegen HQ100 Überflutungsflächen, welche 

als Restriktion für FPV gelten.  

D 

9. Bodenschutz, 

Geologie 

Die nach Wirtschaftsfunktionenkarte bewerteten landwirt-

schaftlichen Flächen gliedern sich durch agrarstrukturelle 

Faktoren in verschiedene Wertstufen. Die Eigentümer- bzw. 

Bewirtschaftungsstruktur spielt eine wichtige Rolle, da sich 

durch Flächenentzug von rentablen Bewirtschaftungsformen 

für die Landwirtschaft, Auswirkungen auf das lokale Pacht-

preisgefüge und damit die Wettbewerbsfähigkeit ergeben 

können. Die Vorrangflur I ist dabei die höchste Stufe land-

bauwürdiger Flächen, ausgezeichnet durch Agrarstrukturen 

wie  

 der Umfang, die Struktur, die Nutzungsmöglichkeiten 

 die Betriebsstandorte, die Entwicklungsfähigkeit der 

Betriebe, die Produktivität bzw. Produktionskapazität 

 landwirtschaftlich notwendige Infrastruktureinrichtun-

gen einschließlich des vor- und nachgelagerten Be-

reichs ergeben können 

An diesem Standort gehören die Flächen einem einzigen Ei-

gentümer, welcher durch die Umnutzung der Offenlandfläche 

nicht von Auswirkungen auf die Agrarstruktur betroffen ist.  

Der Konflikt entfällt, der Standort ist geeignet (B). 

Ur-
sprüng-
lich C 

 B  

10. Raumordnung Konzessionsgebiete und Abbaustandorte für den Abbau von 

Rohstoffen sind an diesem Standort nicht betroffen. 

B 

Benachteiligte Gebiete, Deponie, Konversionsflächen befin-

den sich nicht an diesem Standort. 

B 

Vorranggebiete für Wohnungsbau, Industrie und Gewerbe, 

Einzelhandelsgroßprojekte oder Vorbehaltsgebiet für Einzel-

handelsgroßprojekte sind an diesem Standort nicht ausge-

wiesen. Ebenfalls sind keine zugeordneten Ausgleichsflä-

chen dort verortet. 

B 

Entlang der Gewässer ist ein Vorranggebiet für Naturschutz 

und Landschaftspflege im Landschaftsplan und FNP festge-

setzt. 

D 
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Vorrang- und Vorbehaltsgebiet zum Abbau oberflächennaher 

mineralischer Rohstoffe befinden sich nicht an diesem 

Standort.  

B 

11. Sonstiges Durch die Süd- bis Südostexposition der Flächen ist die Effi-

zienz der Solaranlage hoch. 

B 

Arrondierung der Flächen erfolgt in Kapitel 4.2 B 

B │ Punktebewertung - Schnellcheck 

Themen Erläuterung Punkte 
a. Flächengröße Der gesamte Sammelbereich umfasst ca. 58,9 ha. Innerhalb 

dieses Gebietes gibt es einige Teilflächen, welche eine Min-

destgröße von mehr als 12 ha ohne Unterbrechung von land-

wirtschaftlichen Wegen o.ä. aufzeigen. Die Flächen sind 

größtenteils verschattungsfrei. Aufgrund der Größe gibt es 

eine sehr gute Möglichkeit zur Installierung örtlich bedeuten-

der technischer Infrastruktur (Trafo, Speicher, Leitung etc.). 

An den Randbereichen des Sammelbereichs bieten sich etli-

che Möglichkeiten den Bereich voraussichtlich ohne erhebli-

che Konflikte zu erweitern (Vgl. „A |“). 

6 

b. Flächenzuschnitt 

und Flächennei-

gung 

Die Zone 27 ist in Richtung Süd und Süd/Ost geneigt und hat 

großflächig einen quadratischen oder rechteckigen Zuschnitt. 

Die beiden Zonen 25 & 27 sind jedoch getrennt durch den 

Aulendorfer Bach. 

4 

c. Landschaftsbild, 

Landschaftserle-

ben und Erholung 

Aufgrund der Größe ergeben sich Bereiche, welche von Stra-

ßen und Wegen einsehbar sind, vor allem aus Osten her. 

Teilweise gibt es bestehendes Gehölz und Waldflächen, die 

eine FPV vor Einsicht schützen. Die Zonen grenzen an sied-

lungsgeprägte Landschaft an. Durch das Gebiet geht ein 

ausgewiesener Wanderweg des Aulendorfer Tourismusbü-

ros. 

3 

d. Verkehrsanbin-

dung 

Vorhandener, unbefestigter landwirtschaftlicher Weg und 

gute Anbindung an das öffentliche Straßennetz der Landes-

straßen L285 und L286. 

4 

e. Eigentümerstruk-

tur / Kompensati-

onskonzept 

Die landwirtschaftlichen Flächen gehören fast vollständig ei-

nem Eigentümer. Eine erleichterte Umsetzung eines ganz-

heitlichen Kompensationskonzeptes über die Gesamtfläche 

unter Berücksichtigung spezieller Anforderungen (z.B Amphi-

bienschutz) in Verantwortung und Haftung eines Eigentü-

mers ist möglich. 

6 
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f. Agrarstrukturelle 

Belange, Boden-

fruchtbarkeit 

 

  

Wirtschaftsfunktionenkarte: Vorrangflur I (LEL 2023) 

  

Flächenbilanzkarte: Vorrangfläche Stufe II (LEL 2023) 

  

Bodenfruchtbarkeit: mittel -hoch (LGRB 2023) 

1 

Gesamtbewertung Schnellcheck: 24 von 36 
Punkte 

 Gut 

Zusammenfassung 

Der Schnellcheck mit Fokus Praktikabilität und Wirtschaftlichkeit weist die Fläche als Gut 

geeignet mit 24 Punkten insgesamt aus. Die Überprüfung der Kriterien zeigt überwiegend 

keine Konflikte mit den räumlichen Kriterien. Harte Restriktionen, welche zum Ausschluss 

führen (A), sind bei Planungen von einer FPV-Anlage freizuhalten und entfallen. Das plane-

rische Konfliktpotential agrarstruktureller Belange fällt geringer aus aufgrund der Eigentums-

verhältnisse. 
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6 Zusammenfassung und Fazit 

6.1 Zusammenfassung 

Die Alternativenprüfung für Freiflächenphotovoltaik (FPV) für das Stadtgebiet Aulendorf wurde 
in einer dreistufigen Methodik durchgeführt: 

Stufe I  Eignungsanalyse (Kriterienkatalog) 
Stufe II Abgrenzung von Sammelbereichen für FPV 
Stufe III Bewertung von Sammelbereichen in Steckbriefen 

Dabei stellte sich dar, dass sich ca. 1.868 ha oder 35,7 % des Stadtgebiets prinzipiell für eine 
Umsetzung von FPV eignen (s. Tabelle 9). Die folgende Zusammenfassung dieser Flächen in 
Sammelbereiche sowie die Verwerfung & Freihaltung der konfliktreicheren Flächen bzw. Be-
reichen ergab, dass sich ca. 427,6 ha oder 8,2 % des Stadtgebiets als Sammelbereiche für 
die Umsetzung von FPV-Anlagen eignen (s. Tabelle 9). 

Die geplante FPV am Wannenberg (Geltungsbereich: 57,4 ha / FPV-Anlage: ca. 42 ha) nimmt 
die zwei Sammelbereiche Nr. 25 und 27 sowie angrenzende Bereiche ein. Diese Sammelbe-
reiche sind für FPV scheinbar gut geeignet und es wird erwartet, dass dieser Standort (und 
dieses Vorhaben) neben anderen vermeintlich gut geeigneten Sammelbereichen im Stadtge-
biet Aulendorf die höchste Eignung hat. 

 

Tabelle 9: Zusammenfassung Sammelbereiche 

 

 

 

Tabelle 10: Zusammenfassung Flächeneignung im Stadtge-
biet Aulendorf  

 

 

 

 

  

Fläche (ha) Fläche (%)
Stadtgebiet Aulendorf 5.232 100,0

A 51 1,0

B 1.132 21,6

C 685 13,1

Summe 1.868 35,7

D 3.364 64,3

Sammelbereiche 686 13,1

Sammelbereiche (Freihaltung) 428 8,2

E
ig

nu
ng
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6.2 Fazit 

Wird das gesamte Stadtgebiet Aulendorf betrachtet, standen 2021 für zukünftige Flächenent-
wicklungen noch ca. 2.900 ha landwirtschaftliche Fläche zur Verfügung* (da ein Flächenver-
brauch wohl vorwiegend auf landw. Flächen stattfindet). Möchte die Stadt zudem noch die 
landwirtschaftlichen Flächen zur Versorgung der eigenen Bevölkerung mit Lebensmitteln im 
eigenen Gebiet garantieren (2000 m² pro Person**) schrumpft die verfügbare Fläche auf ca. 
800 ha. 

Der Gesamtstromverbrauch der Stadt Aulendorf lag laut des Energiemonitorings im Jahr 2021 
bei 32.775 MWh. Im selben Jahr wurden auch 22.547 MWh Strom aus erneuerbaren Quellen 
in Aulendorf eingespeist (8.935 MWh ohne Biomasse). Um sämtlichen Stromverbrauch Aulen-
dorfs mit der Stromerzeugung aus regenerativen Quellen*** aufzuwiegen, fehlten 2021 also 
noch 23.840 MWh Strom aus erneuerbaren Quellen. 

Um eine klimaneutrale Stromerzeugung bis 2040 (vgl. § 10 KlimaG BW) zu gewährleisten, 
muss jedoch auch ein Zuwachs des Stromverbrauchs berücksichtigt werden. Unter Annahme, 
dass der Stromverbrauch der Stadt wie bisher gleichmäßig ansteigt (ca. 1 % pro Jahr) und 
dass Elektromobilität und Kraft-Wärmekopplung gemeinsam zusätzlich für einen Anstieg von 
ca. 40 % des Stromverbrauchs sorgen (Aussage der Energieagentur RV), so liegt der Strom-
verbrauch der Stadt im Zieljahr des Klimaschutzgesetztes Baden-Württemberg 2040 etwa 
doppelt so hoch wie bisher (ca. 66.000 MWh). Ein tatsächlicher Stromverbrauch wird vermut-
lich jedoch höher liegen, da eine Kompensation für fossile Energieträger auf Grund der zuneh-
menden Elektrifizierung von fossilen Energieträgern aus den Bereichen Industrie, Transport 
und Digitalisierung durch erneuerbare Energien noch nicht vollständig messbar ist. Nur dem 
messbaren Mindestbedarf zufolge fehlen 2040 allerdings 57.065 MWh Strom aus erneuerba-
ren Quellen***. Dies würde etwa einer Fläche von 82 ha**** in der Stromproduktion durch PV-
Freiflächenanlagen entsprechen (hinzu kommen Flächen für den internen Ausgleich des Na-
turhaushalts, Erschließungs- und Rest-, bzw. -Randflächen). Zur groben Annäherung können 
sich daraus etwa 100 ha ausgewiesene Fläche in Bebauungsplänen ergeben. 

  

 
* Zahlen zu Flächen, Bevölkerung und Bevölkerungswachstum aus den Regionaldaten des 
statistischen Landesamts 
** Einschätzung Fachbereich Landwirtschaft, Landratsamt Sigmaringen 
*** Biomasse wurde in den Annahmen vernachlässigt, da die Auswirkungen des stufenweisen 
Abbaus der Ausschreibungsmengen für die Förderung von Biomasse nicht eingeschätzt wer-
den können, jedoch ist davon auszugehen, dass Biomasse in Zukunft als Energiequelle an 
Bedeutung verliert. 
**** Pauschale Annahme, das FPV-Anlagen im Raum Aulendorf Ø 700 MWh/ha im Jahr pro-
duzieren (UM, 2019) 
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Ausgehend von den anfangs genannten 800 ha für zukünftige Flächenentwicklungen im Stadt-
gebiet Aulendorf scheint für die Entwicklung bis 2040 ausreichend Fläche vorhanden. 

1. Für den Bedarf an Siedlungs- und Verkehrsfläche von ca. 71 ha*. 
2. Für den Bedarf an Flächen für FPV für Aulendorf von ca. 100 ha innerhalb der Sam-

melbereiche (Fläche ohne Berücksichtigung des Kompensationsbedarfs im Zuge der 
grünen Elektrifizierung von fossilen Energieträgern). 

3. Für Ausgleichsmengen des regionalen Strombedarfs (falls notwendig) innerhalb der 
Sammelbereiche.  

Die geplante FPV am Wannenberg (ca. 42 ha FPV) wird vermutlich einen bedeutenden Anteil 
des Strombedarfs in Aulendorf liefern können. Der Standort des Vorhabens weist mit unter die 
höchste Eignung im Stadtgebiet Aulendorf auf. Durch die Bündelung des Eingriffs entstehen 
weniger Zerschneidungs- und Randeffekte, als dies bei mehreren kleinen Vorhaben der Fall 
wäre. Im selben Maße werden naturschutzrechtliche Maßnahmen (insbesondere größere Aus-
gleichsflächen), die Pflege sowie das Monitoring gebündelt, wodurch sich deren Wirksamkeit 
und Wertigkeit erhöht. Aus technischer und wirtschaftlicher Perspektive ermöglicht die be-
plante Größe des Vorhabens erst dessen tatsächliche Umsetzung, da die erforderliche An-
schlussinfrastruktur zur Einspeisung in das in Aulendorf vorhandene Hochspannungsnetz neu 
gebaut werden muss. 

 

Mit der Fläche in Wannenberg ist die Stadt Aulendorf bezüglich der Klimaziele (KlimaG BW) 
für die nächsten Jahre gut aufgestellt. Zudem konnte und kann durch die laufende Planung 
am Vorhaben FPV Wannenberg die Zeit bis zur Entscheidung von Politik (Osterpaket) und bis 
zum Satzungsbeschluss des Regionalplans (spätestens 2025) effizient genutzt werden. So-
bald die umzusetzenden Flächen für erneuerbare Energien durch das entsprechende Gesetz 
vorgegeben sind, liegen der Stadt mit den Sammelbereichen bereits nachweislich gut geeig-
nete Flächen zur möglichen Umsetzung von FPV-Anlagen vor. 

  

 
* Zahlen zu Flächen aus den Regionaldaten des statistischen Landesamts (vereinfachte An-
nahme eines linearen Wachstumes 
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7 Gesetze & Quellenverzeichnis 

Gesetze 

Im Einzelnen sind nachfolgende Rechtsvorschriften zu berücksichtigen (die Aufzählung hat keine ab-

schließende Wirkung): 

Bund 

BauGB ‒ Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 
3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert 
worden ist 

BauNVO ‒ Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert 
worden ist 

BBodSchG ‒ Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), das zuletzt durch Artikel 
7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306) geändert worden ist 

BImSchG ‒ Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 19. Oktober 
2022 (BGBl. I S. 1792) geändert worden ist 

BNatSchG ‒ Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 geändert worden ist 

EEG ‒ Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert worden ist 

WHG ‒ Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 5) geändert worden ist 

 

Land 

FFÖ-VO ‒ Verordnung der Landesregierung zur Öffnung der Ausschreibung für Photovoltaik-Freiflä-
chenanlagen für Gebote auf Acker- und Grünlandflächen in benachteiligten Gebieten (Freiflächen-
öffnungsverordnung) Vom 7. März 2017 (GBl. 2017, 129), letzte Änderung durch Verordnung vom 
21. Juni 2022 (GBl. S. 293) 

KlimaG BW ‒ Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg vom 7. Februar 
2023 (GBl. 2023, 26) 

LBodSchAG ‒ Gesetz zur Ausführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes (Landes-Bodenschutz- und 
Altlastengesetz) Vom 14. Dezember 2004 (GBl. 2004, 908), letzte Änderung durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (GBl. S. 1233, 1247) 

LWaldG ‒ Waldgesetz für Baden-Württemberg (Landeswaldgesetz) in der Fassung vom 31. August 
1995 (GBl. 1995, 685), letzte Änderung durch Artikel 12 des Gesetzes vom 7. Februar 2023 (GBl. S. 
26, 44) 

NatSchG ‒ Gesetz des Landes Baden-Württemberg zum Schutz der Natur und zur Pflege der Land-
schaft (Naturschutzgesetz) Vom 23. Juni 2015 (GBl. 2015, 585), letzte Änderung: durch Artikel 11 

des Gesetzes vom 7. Februar 2023 (GBl. S. 26, 44) 

WG ‒ Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG) Vom 03. Dezember 2013 (GBl. S. 389), letzte Än-
derung: durch das Gesetz vom 07. Februar 2023 (GBl. S. 26) 
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8 Anhang 

8.1 Kriterienkatalog 

Kriterien, die in der Eignungsanalyse (s. Kapitel 4.1) angewandt wurden. Als Grundlage diente 
der Kriterienkatalog des RVBO (2022), welcher sich derzeit in Abstimmung und Erarbeitung 
befindet. Dieser wurde um einzelne Kriterien vervollständigt, maßstabsbedingt ergänzt und wo 
entsprechende Daten nicht vorlagen auf andere Datengrundlagen ausgewichen. 

 

Glossar 

BUP Bodenseeuferplan RPT Regierungspräsidium 

FNP Flächennutzungsplan SRTM 30 Shuttle Radar Topography 
Mission (NASA) in 30 m -
Auflösing 

LAD Landesamt für Denkmalschutz UIS BW Umweltinformationssystem 
Baden-Württemberg 

OSM Open Street Map WiFu (LEL) Wirtschaftsfunktionenkarte 
der Landesanstalt für Land-
wirtschaft, Ernährung und 
Ländlichen Raum 

 

Räumliches 
Kriterium 

Vorsor-
geab-
stand 

Stufe Erläuterung Daten-
grund-
lage 

Synopse mit 
Kriterien- 
katalog 
RVBO (2022) 

1. Siedlung 
Bebaute Fläche 

(Wohnen, Mischge-

biet, Gewerbe, Ge-

meinbedarf, Verkehr, 

Siedlungsflächen) 

- D inkl. FNP-Planung FNP, 

OSM 

übernommen 

Ver- und Entsor-

gungsfläche, Sonder-

gebiete 

- D Außer für erneuer-

bare Energien, inkl. 

FNP-Planung 

FNP übernommen 

Grünflächen - D inkl. FNP-Planung FNP übernommen 

2. Infrastruktur 
Autobahn 

(nicht relevant) 

40 D § 9 FStrG OSM übernommen 

Bundesstraße 

(nicht relevant) 

20 D § 9 FStrG, § 22 StrG 

BW 

OSM übernommen 

Geplante Bundes-

straße 

(nicht relevant) 

20 C  RPT übernommen 

Eisenbahntrassen 20 D  OSM ergänzt 
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Seitenrandstreifen 

von Autobahn, Bun-

desstraße & Eisen-

bahn 

- A Keine zusätzliche 

Zerschneidung der 

Landschaft. 

UIS BW, 

OSM 

übernommen 

Hochspannungstras-

sen 

20 D Wartung und Versi-

cherung (Betreiber-

abhängig) 

OSM ergänzt 

Flugplätze 

(nicht relevant) 

- D § 12 LuftVG FNP übernommen 

3. Landesverteidigung 
Militärische Liegen-

schaften, Bereiche, 

sonstige Einrichtun-

gen 

(nicht relevant) 

- D  FNP, 

OSM 

übernommen 

4. Denkmalschutz 
Besonders raumwirk-

sames Kulturdenk-

mal 

- D § 15 Abs. 4 DSchG OSM, 

LAD 

übernommen 

500 m C Umgebungsschutz 

regionalbedeutsa-

mes Kulturdenkmal 

- D § 15 Abs. 4 DSchG OSM, 

LAD 

Maßstabsbedingt 

ergänzt um Flä-

chen < 2 ha 

Archäologisches- 

oder Kulturdenkmal 

- C § 15 Abs. 4 DSchG OSM, 

LAD 

Maßstabsbedingt 

ergänzt um Flä-

chen < 2 ha 

5. Natur- und Artenschutz 
Naturschutzgebiet - D § 23 BNatSchG UIS BW übernommen 

200 m C Vorsorgeabstand zur 

Vermeidung von Kon-

flikten 

Flächenhaftes Natur-

denkmal 

- D § 28 BNatSchG UIS BW maßstabsbedingt 

ergänzt um Flä-

chen < 2 ha 

Gesetzlich ge-

schützte Biotope im 

Offenland inkl. FFH-

Mähwiesen 

- D Planerischer Aus-

schluss wegen § 30 

BNatSchG (Aus-

nahme zulässig) 

UIS BW maßstabsbedingt 

ergänzt um Flä-

chen < 2 ha 

Streuobstbestände > 

1.500 m² 

- C § 33a NatSchG, Ver-

schmolzene Flächen 

aus 10 m-Puffer je 

Baum 

UIS BW ergänzt 

Kernfläche / Kern-

raum des landeswei-

ten Biotopverbunds 

Offenland & Gewäs-

ser 

- D Planerischer Aus-

schluss wegen § 22 

NatSchG 

UIS BW maßstabsbedingt 

ergänzt um Flä-

chen < 2 ha 
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Prioritäre Offenland-

flächen der BV-BW 

Feldvogelkulisse 

- C Kulissenwirkung von 

FPV führt zu arten-

schutzrechtl. Konflik-

ten 

UIS BW übernommen 

(ausgewichen auf 

die Landesku-

lisse, da Regional-

kulisse nicht vor-

lag) 

Natura-2000-Gebiete 

(EU-Vogelschutzge-

biete, FFH-Gebiete) 

200 m D Planerischer Aus-

schluss wegen Ge-

fährdung von Erhal-

tungszielen der Na-

tura-2000-Gebiete 

durch FPV. 

UIS BW übernommen 

Wildtierkorridor inter-

nationaler Bedeu-

tung, Breite 1.000 m 

(nicht relevant) 

- C Planerischer Konflikt 

wegen § 22 NatSchG 

UIS BW übernommen 

Wildtierkorridor natio-

naler und regionaler 

Bedeutung, Breite 

500 m 

- C Planerischer Konflikt 

wegen § 22 NatSchG 

UIS BW übernommen 

6. Landschaft und Erholung  
Landschaftsschutz-

gebiet 

- C § 26 BNatSchG UIS BW ergänzt 

Besonders einseh-

bare Bereiche 

- C Sichtbarkeit in 5 km, 

die 20 sichtbarsten 

Flächenprozent der 

Gemarkung. 

SRTM 30 ergänzt, (da die 

Bewertung Land-

schaftsbild zum 

Regionalplan 

noch nicht vor-

liegt) 

7. Waldschutz 
Wald - D planerischer Aus-

schluss 

OSM übernommen 

Bann- und Schon-

wald 

- D § 32 LWaldG UIS BW übernommen 

200 m C Vorsorgeabstand zur 

Vermeidung von Kon-

flikten 

Waldbiotope - D Planerischer Aus-

schluss wegen § 30 

BNatSchG (Aus-

nahme zulässig) 

UIS BW maßstabsbedingt 

ergänzt um Flä-

chen < 2 ha 

8. Wasserschutz 
BUP Schutzzone I, 

Schützenswerter 

Schilfbestand 

(nicht relevant)

- D Bodenseeuferplan BUP übernommen 

BUP Schutzzone II 

(nicht relevant) 

- C Bodenseeuferplan BUP übernommen 

WSG Zone I - D § 45 WG BW UIS BW übernommen 
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100 m C Vorsorgeabstand zur 

Vermeidung von Kon-

flikten 

WSG Zone III - A Synergieeffekt UIS BW übernommen 

Gewässer I. Ordnung 

(nicht relevant) 

- D § 36 WHG UIS BW übernommen 

50 m C § 61 BNatSchG 

Gewässer II. Ord-

nung 

10 m D § 36 WHG, § 38 WHG 

(Gewässerrandstrei-

fen) 

UIS BW Übernommen, er-

gänzt um den Ge-

wässerrandstrei-

fen 

Natürliche stehende 

Gewässer 

- D § 36 WHG UIS BW maßstabsbedingt 

ergänzt um Flä-

chen < 2 ha 

50 m C § 61 BNatSchG 

Hochwasserrisiko 

HQ 100 

- D § 78 WHG UIS BW ergänzt 

9. Bodenschutz und Geologie 
Vorrangflur I - C Planerischer Konflikt WiFu 

(LEL) 

übernommen 

(ausgewichen auf 

die WiFu, da die 

Flurbilanz 2022 

nicht vorlag) 

Konzessionsgebiete 

und Abbaustandorte 

für den Abbau von 

Rohstoffen 

- C Planerischer Konflikt Regional-

plan, FNP 

übernommen 

Benachteiligte Ge-

biete, Deponie, Kon-

versionsflächen 

- A EE-Förderkulisse UIS BW, 

FNP 

übernommen 

10. Raumordnung 
Vorranggebiet Woh-

nungsbau, Industrie 

& Gewerbe, Einzel-

handelsgroßprojekte 

- D Planerischer Aus-

schluss 

Regional-

plan 

übernommen 

Vorbehaltsgebiet für 

Einzelhandelsgroß-

projekte 

- C Planerischer Konflikt Regional-

plan 

übernommen 

Grünzäsur, Regiona-

ler Grünzug, Vor-

ranggebiet für Natur-

schutz und Land-

schaftspflege 

- D Planerischer Aus-

schluss 

Regional-

plan 

übernommen 

(potenzielle) Aus-

gleichsflächen 

- D Planerischer Aus-

schluss 

FNP ergänzt 

Vorranggebiet für die 

Sicherung und den 

Abbau oberflächen-

naher mineralischer 

Rohstoffe 

- D Planerischer Aus-

schluss 

Regional-

plan 

übernommen 
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Vorbehaltsgebiet zur 

Sicherung oberflä-

chennaher minerali-

scher Rohstoffe 

- C Planerischer Konflikt Regional-

plan 

übernommen 

Freihaltetrasse für 

den Schienenverkehr 

(nicht relevant) 

- D Vorsorgliche Freihal-

tung 

Regional-

plan 

übernommen 

11. Sonstige 
Exposition - C Effizienzkonflikte bei 

Hängen mit 180° 

nördlicher-Ausrich-

tung und ≥ 5° Nei-

gung 

SRTM 30 ergänzt 

 

Nicht berücksichtigt 
7. Waldschutz 
Schutzwald Illergries 200 m D § 31 LWaldG, Verord-

nung Schutzwald Il-

lergries 

- keine räumliche 

Überschneidung 

11. Sonstiges 
Fläche < 3 ha - C kleine Flächen sind 

i.d.R. nicht regional-

bedeutsam / wirt-

schaftliche Konflikte 

- Arrondierung der 

Flächen erfolgt in 

Kapitel 4.2 
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8.2 Abschichtung Sammelbereiche 

 

 

 potenzielle Sammelbereiche   Abschichtung   Sammelbereiche
 Fläche  Fläche 

A
 Fläche 

B
 Fläche 

C
 Fläche 

D
 Fläche 

abzüglich D
 Kriterien 

Verwerfen
 Kriterien 
Zuschnitt

 Fläche  Fläche 
A

 Fläche 
B

 Fläche 
C

 Fläche 
D

 Fläche 
abzüglich D

 Frei-
haltung

1 157,7  - 107,8 40,5 9,4 148,3  -  Nähe NSG, 
Feldvogelkulisse, 
Einsehbarkeit, 
Exposition

 ja 75,8  - 64,8 4,3 6,7 69,1 69,1

2 4,0  - 1,0 2,1 0,9 3,1  Flächengröße  -

3 19,4  - 18,8 0,2 0,3 19,0  -  Biotopverbund  nein 15,9  - 15,5  - 0,4 15,5  ja

4 50,1  - 36,7 12,7 0,7 49,3  -  Feldvogelkulisse, 
Einsehbarkeit

 ja 16,7  - 16,0 0,2 0,5 16,2 16,2

5 3,5  - 3,5  -  - 3,5  Flächengröße  -
6 23,0  - 20,3 1,0 1,7 21,4  -  Exposition, 

Luftbild (Haus)
 ja 16,7  - 15,5 0,3 0,9 15,8  ja

7 53,5 7,8 34,1 8,3 3,4 50,1  -  Biotop, 
Einsehbarkeit, 
Exposition

 ja 31,0 3,4 25,4 0,6 1,6 29,4 29,4

8 16,5 8,4 7,5  - 0,6 15,9  -  -  - 16,5 8,4 7,5  - 0,6 15,9  ja

9 12,6 6,3 5,5 0,2 0,6 12,0  Flächengröße  -

10 74,4  - 25,3 45,5 3,6 70,8  Einsehbarkeit in 
Kombination mit 
Stadtnähe, 
Exposition

 -

11 27,3  - 25,9 0,2 1,2 26,1  -  -  - 27,3  - 25,9 0,2 1,2 26,1  ja

12 3,2  - 0,6 2,5 0,1 3,1  Flächengröße  -

13 10,6  - 5,6 4,9 0,1 10,5  Flächengröße  -

14 123,1  - 119,4 1,5 2,2 120,9  -  Straßen, 
Biotopverbund, 
Feldvogelkulisse

 ja 84,9  - 81,6 1,4 1,9 83,0 39,4

15 193,2  - 136,4 52,8 4,0 189,2  -  Biotopverbund, 
Einsehbarkeit, 
Exposition

 ja 62,7  - 58,8 3,3 0,6 62,1  ja

16 20,9  - 15,5 5,3 0,1 20,7  Feldvogelkulisse, 
Einsehbarkeit, 
Exposition

 -

17 39,5  - 18,8 20,3 0,4 39,1  Feldvogelkulisse, 
Einsehbarkeit

 -

18 48,2  - 44,2 2,4 1,7 46,6  -  Feldvogelkulisse,  
Exposition

 ja 35,1  - 33,7 0,4 1,0 34,1  ja

19 22,7  - 3,8 18,4 0,6 22,2  Zerschneidung nat. 
Wildtierkorridor

 -

20 59,2  - 48,2 8,7 2,3 56,9  -  Biotop, Luftbild 
(Streuobst), 
Biotopverbund, 
Einsehbarkeit

 ja 46,8  - 38,1 7,0 1,7 45,1  ja

21 71,1 9,2 45,6 14,3 1,9 69,2  -  Luftbild (Haus), 
Wildtierkorridor, 
Einsehbarkeit, 
Exposition

 ja 59,9 6,3 42,9 10,3 0,4 59,5 59,5

22 54,6  - 48,6 5,3 0,6 53,9  -  Luftbild 
(Baumreihe), 
Einsehbarkeit, 
Exposition

 nein 53,4  - 48,1 4,6 0,7 52,7 52,7

23 4,5  - 3,4 1,0 0,1 4,4  Flächengröße  -

24 66,1 5,7 43,2 15,3 1,8 64,3  -  Streuobst, 
Einsehbarkeit, 
Exposition

 ja 42,4 4,0 28,2 9,4 0,8 41,6 41,6

25 15,6  -  - 15,2 0,4 15,2  -  -  - 15,6  -  - 15,2 0,4 15,2 15,2

26 7,1  -  - 6,7 0,4 6,7  Flächengröße  -

27 125,3  -  - 122,7 2,6 122,7  -  Feldvogelkulisse, 
Einsehbarkeit

 ja 44,6  -  - 43,7 0,9 43,7 43,7

28 61,7  -  - 60,8 0,9 60,8  -  -  - 61,7  -  - 60,8 0,9 60,8 60,8

 Summe 37,4 819,6 468,6 1325,7 22,1 502,0 161,7 685,8 427,6

 Nr.
 in ha  in ha

 Verwerfen
Restflächen
bei Zuschnitt
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Bürgermeister   Vorlagen-Nr. 10/115/2019/2 

Sitzung am Gremium Status  Zuständigkeit 

13.05.2019 Gemeinderat N Vorberatung   

24.04.2023 Gemeinderat Ö Entscheidung   
   
 

 

TOP: 6   Errichtung und Betrieb von 4 Windenergieanlagen im 
Röschenwald - Stellungnahme der Stadt Aulendorf 

 

Ausgangssituation: 

Der Röschenwald ist im Eigentum des Landes Baden-Württemberg. Die Flächen wurden zur 

Errichtung einer Windkraftanlage durch den Staatsforst öffentlich ausgeschrieben. Die Windkraft 

Bodensee-Oberschwaben GmbH & Co.KG (WKBO) hat im März 2016 den Zuschlag erhalten. Ein 

Gestattungsvertrag zwischen der WKBO und dem Forst BW wurde abgeschlossen. Ebenfalls 

wurden im Jahr 2016 erste Untersuchungen der Avifauna durchgeführt. Im Jahr 2017 wurden 

die weiteren Untersuchungen gestoppt, da für den Betreiber zu hohe Risiken durch das 

erforderliche Ausschreibungsmodell vorlagen. 

 

Im Frühjahr 2019 hat die WKBO die Gemeinde Wolpertswende, die Stadt Bad Waldsee und die 

Stadt Aulendorf informiert, dass das Verfahren zur Errichtung einer Windkraftanlage im 

Röschenwald zusammen mit einem Kooperationspartner (Enercom) wiederaufgenommen wird. 

Im Jahr 2018 wurden die Untersuchungen fortgeführt wie z.B. die Kartierung der Fledermäuse 

und Biotope sowie eine Windmessung. 

 

Der Gemeinderat der Stadt Aulendorf wurde erstmals in seiner Sitzung am 13.05.2019 

informiert. Ein weiterer Sachstandsbericht erfolgte durch die WKBO in der Gemeinderatssitzung 

am 30.11.2020.  

 

Am 18.06.2019 fand eine erste öffentliche Informationsveranstaltung in Wolpertswende und 

eine weitere Informationsveranstaltung am 13.02.2020 in Aulendorf statt. 

 

In der ursprünglichen Planung waren zunächst 6 Windenergieanlagen vorgesehen. In den 

Gesprächen zwischen der Stadt Aulendorf und der WKBO wurde von Seiten der Stadt Aulendorf 

großen Wert darauf gelegt, dass ein ausreichend großer Abstand zu der vorhandenen 

Wohnbebauung, insbesondere zu den Wohnplätzen und Weilern Esbach, Vogelsang, Vogelplatz, 

Geiger-Röschen und Multerhof eingehalten wird. Im Laufe der Planungsschritte fand eine 

Reduzierung auf 4 Windenergieanlagen statt.  

 

Die Röschenwald Infrastruktur GmbH & Co.KG hat nun mit Schreiben vom 10.10.2022 den 

Antrag auf Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung zur Errichtung und Bau 

des Windparks Wolpertswende bei der zuständigen Genehmigungsbehörde – Bau- und 

Umweltamt des Landratsamtes Ravensburg – gestellt. 

 

Das Vorhaben bedarf einer immissionsschutzrechtlichen Neugenehmigung. Es wurde ein 

öffentliches Verfahren beantragt. Es greifen daher die §§ 4, 6 und 10 des 

Bundesimmissionsschutzgesetzes in Verbindung mit §§ 1 und 2 der Verordnung über 

genehmigungsbedürftige Anlagen. 

 

Das Vorhaben wurde durch die zuständige Genehmigungsbehörde zwischenzeitlich der 

Öffentlichkeit bekannt gemacht. Die Bekanntmachung und die zugehörigen Antragsunterlagen 

wurden auf der Internetseite des Landratsamtes Ravensburg unter 

https://www.rv.de/amtlichebekanntmachungen eingestellt. Zusätzlich wurden die 

Antragsunterlagen auch im UVP-Portal unter https://www.uvp-

verbund.de/trefferanzeige?docuuid=7bb4e490-f708-49b1-9a8e-5fb2db15a997 veröffentlicht.  

 

https://www.rv.de/amtlichebekanntmachungen
https://www.uvp-verbund.de/trefferanzeige?docuuid=7bb4e490-f708-49b1-9a8e-5fb2db15a997
https://www.uvp-verbund.de/trefferanzeige?docuuid=7bb4e490-f708-49b1-9a8e-5fb2db15a997
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Der Genehmigungsantrag und die zugehörigen Antragsunterlagen lagen in der Zeit vom 

20.03.2023 bis einschließlich 20.04.2023 im Rathaus der Gemeinde Wolpertswende aus. 

 

Die Antragsunterlagen umfassen insbesondere folgende entscheidungserhebliche Unterlagen: 

 Antrag auf Waldumwandlung 

 Übersichtspläne technische Beschreibung 

 Umweltverträglichkeitsprüfung 

 Schallemissions-/Schattenwurfprognose 

 Eisfallgutachten 

 Artenschutzrechtliches Gutachten 

 Landschaftspflegerischer Begleitplan 

 Visualisierungsbericht 

 

Einwendungen gegen das Vorhaben sowie Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist 

und bis zu einem Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist (einschließlich 22.05.2023) schriftlich 

erhoben werden. 

 

Projektbeschreibung 

Für die geplanten Windenergieanlagen wird ein jährlicher Energieertrag von ca. 45.000 MWh 

prognostiziert und damit fast 30.000 t CO² eingespart. 

 

Die Röschenwald Infrastruktur GmbH & Co.KG beabsichtigt einen Windpark von 4 

Windenergieanlagen des Typs Enercon E–160 EP5 E2 zu errichten und betreiben.  

 

Die Windenergieanlagen könnten Anfang des Jahres 2025 in Betrieb genommen werden. Das 

Parklayout kann den beiliegenden Unterlagen entnommen werden. 

 

Der Windpark Wolpertswende wird mit dem Typ Enercon E-160 EP5 E2 errichtet. Die Leistung 

beträgt 5,5 MW. Der Rotordurchmesser beträgt 160 Meter, die Nabenhöhe 166,6 Meter. Die 

Lebensdauer ist auf 25 Jahre ausgelegt. Die E-160 EP5 wurde entwickelt, um an windschwachen 

Binnenlandstandorten effizient und wirtschaftlich Windenergieanlagen betreiben zu können. Die 

Anlage ist mit den neuesten technischen Standards bezüglich Sensorik und Sicherheit 

ausgestattet. 

 

Infrastruktur 

Die An- und Abfahrt der Baustellenfahrzeuge sowie die An- und Abfahrt während der 

Betriebszeiten des Windparks ist über die L284 aus südlicher vorgesehen geplant.  

Für den Bau und Betrieb der geplanten 4 Anlagen kann auf einen Großteil der vorhandenen 

Wirtschaftswege und Straßen im Planungsgebiet zurückgegriffen werden. Die Wege und 

Zufahrten müssen in einigen Bereichen für die Anlieferung der Baumaschinen sowie der 

Anlagenbauteile auf eine Fahrbahnbreite von 4 – 4,5 Meter und auf ein Lichtraumprofil von 6,0 

Meter ausgebaut werden. 

 

Im Zuge der Wegebaumaßnahmen sollen ebenfalls die Kabelverlegungsarbeiten erfolgen, 

wodurch Eingriffe gebündelt und minimiert werden. Für die Errichtung und den Betrieb der 

Windenergieanlage ist eine dauerhafte Kranstellfläche notwendig. Die Ausführung der 

Kranstellfläche erfolgt in geschotterter Bauweise. Insgesamt entfällt ein Flächenentzug von 0,8 

Hektar dauerhaft und ungefähr 1,9 Hektar temporär an. Entsprechend den Regelungen im 

Landeswaldgesetz Baden-Württemberg sind für dauerhafte Rodungsflächen 

Ersatzaufforstungen vorzunehmen. 

 

Die Bauzeit beträgt etwa 12 Monate. Der Windpark soll über einen Zeitraum von 25 Jahren 

betrieben werden. 

 

Bewertung des derzeitigen Standes 

Der Untersuchungsumfang der Natur- und Artenschutzgutachten wurde gemäß LUBW-Vorgaben 

festgelegt und durchgeführt. Durch das Vorhaben ergeben sich unter Beachtung der 

Vermeidungs- und Minderungsmaßnahme keine erheblichen raumbedeutsamen Wirkungen auf 

Natur und Umwelt. Insgesamt sind alle Wirkungen aufgrund der Regenerationsfähigkeit und der 

Kompensierbarkeit der Funktionen als nicht erheblich nachteilig einzustufen. 
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Naturschutzrechtlich lässt sich der Eingriff in den Naturhaushalt mit Ausnahme des 

Landschaftsbildes im Sinne des § 15 Bundesnaturschutzgesetz vollständig ausgleichen. 

Artschutzrechtlich ergeben sich unter Berücksichtigung von Vermeidungs- und vorgezogenen 

Ausgleichsmaßnahmen keine Verbotsbestände gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz. 

 

Auf die Berichte zur Umweltverträglichkeitsprüfung und der speziellen artenschutzrechtlichen 

Prüfung des Instituts für Umweltstudien, Stand Juli 2022 wird verwiesen. 

 

Windverhältnisse 

Zur Ermittlung der Windhäufigkeit wurde vom 20.12.2018 bis 31.01.2020 eine Windmessung 

durchgeführt. Für den geplanten Windpark wurde eine durchschnittliche Windgeschwindigkeit 

von 5,6 Meter/sec im Jahresmittel auf einer Nabenhöhe von 160 ermittelt.  

 

Schallimmissions- und Schattenwurfprognose 

Schall 

Gemäß der Schallimmissionsprognose werden die zulässigen Werte an allen Immissionspunkten 

eingehalten. Von einer schädlichen Umwelteinwirkung bzw. einer erheblichen Belästigung im 

Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes ist nicht auszugehen. 

 

Beschattung 

Bei den Schattenwurfberechnungen ist zu beachten, dass es sich bei den Werten um die 

astronomisch maximal mögliche Beschattung handelt, was 365 Tage im Jahr reinen 

Sonnenschein ohne Wolkenbedeckung bedeuten würde. Die tatsächliche meteorologische 

Beschattung liegt in der Regel mehr als 70% unter den berechneten Werten. 

Für die Einhaltung der Grenzwerte der maximalen Beschattungsdauer pro Kalenderjahr und Tag 

wird entsprechend den Empfehlungen der Schattenwurfprognose eine Abschaltautomatik in den 

relevanten Windenergieanlagen eingebaut. 

 

Eisfall 

Die geplante Windenergieanlage verfügt serienmäßig über ein Erkennungssystem für möglichen 

Eisansatz, welches die Anlage im Falle von Eisansatz im Betrieb stoppt. Nach dem 

Eisfallgutachten sind potentielle Gefahren für den Menschen durch Eisfall, ausgehend von den 

geplanten Anlagen am Standort Wolpertswende als irrelevantes Restrisiko einzustufen. 

 

Netzanschluss 

Es existiert eine Zusage der Netze BW zur Einspeisung in das etwas 10 km entfernte 

Leitungsnetz, westlich der Ortsgemeinde Baindt. Die Parkverkabelung wird als Erdkabel 

durchgeführt und nach Möglichkeit entlang vorhandener Zuwegungen verlegt. 

 

Antragsunterlagen 

Der Beratungsvorlage sind wesentliche Teile der Antragsunterlagen sowie Zusammenfassungen 

der verschiedenen Einzelgutachten als Anlage beigefügt. Die kompletten Antragsunterlagen 

können unter den vorgenannten Links https://www.rv.de/amtlichebekanntmachungen und 

https://www.uvp-verbund.de/trefferanzeige?docuuid=7bb4e490-f708-49b1-9a8e-

5fb2db15a997 digital eingesehen werden. Ebenso besteht die Möglichkeit die kompletten 

Antragsunterlagen im Stadtbauamt der Stadt Aulendorf schriftlich einzusehen. 

 

Die geplante Windkraftanlage befindet sich auf der Gemarkung der Gemeinde Wolpertswende. 

Die baurechtliche Beratung der geplanten Anlage liegt daher in der Zuständigkeit der Gemeinde 

Wolpertswende. Bauplanungsrechtlich werden Windkraftanlagen als baurechtlich privilegierte 

Vorhaben nach § 35 Abs. 1 BauGB bewertet. 

 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung der Antragsunterlagen besteht für die Stadt Aulendorf 

die Möglichkeit eine Stellungnahme zur geplanten Errichtung der 4 Windkraftanlagen 

abzugeben. Bereits im Vorfeld fanden intensive Gespräche zwischen der Stadt Aulendorf und 

der WKBO statt, um ein verträgliches Parklayout für die angrenzenden Wohnplätze und Weiler 

auf Gemarkung Aulendorf zu erreichen. Dem Anliegen der Stadt Aulendorf ist die WKBO mit der 

Reduzierung von 6 auf 4 Windkraftanlagen und der Änderung des Parklayouts nachgekommen. 

Der Abstand zum Ortsteil Zollenreute beträgt ca. 2.200 Meter. Der Wohnplatz Esbach ist zur 

geplanten Windkraftanlage 1.750 Meter entfernt. Der Wohnplatz Vogelsang zwischen 1.500 und 

https://www.rv.de/amtlichebekanntmachungen
https://www.uvp-verbund.de/trefferanzeige?docuuid=7bb4e490-f708-49b1-9a8e-5fb2db15a997
https://www.uvp-verbund.de/trefferanzeige?docuuid=7bb4e490-f708-49b1-9a8e-5fb2db15a997
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1.700 Meter. Der Abstand zum Multerhof beträgt ebenfalls ca. 1.750 Meter. Die Wohnplätze 

Geiger-Röschen sind zwischen 1.000 und 1.250 Meter von der Windkraftanlage entfernt. Gemäß 

der Schallimmissionsprognose werden an den Wohnplätzen auf Gemarkung Aulendorf die 

Schallanforderungen erfüllt. Die Schattenwurfprognose zeigt, dass die Richtwerte eingehalten 

werden bzw. nicht weiter überschritten werden. Zur Sicherstellung der Werte ist die Anlage mit 

einer Abschaltautomatik ausgerüstet. 

 

Eine Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist auch aus der Gemarkungsfläche der Stadt 

Aulendorf gesehen, gegeben. Dies lässt sich jedoch grundsätzlich bei der Errichtung von 

Windkraftanlagen nicht vermeiden. 

 

Von Seiten der Verwaltung wird es als wichtig angesehen, dass zu den Weilern und Wohnplätzen 

auf Gemarkung Aulendorf ein ausreichend großer Abstand eingehalten wird sowie die 

vorgegebenen gesetzlichen Grenzwerte hinsichtlich Lärmschutz und Schattenwurf eingehalten 

werden. Aus den vorliegenden Fachgutachten ist ersichtlich, dass die Grenzwerte eingehalten 

werden. 

 

 

 

 

Beschlussantrag: 

1. Der Gemeinderat der Stadt Aulendorf befürwortet die Errichtung der Windkraftanlage im 

Röschenwald auf Gemarkung der Gemeinde Wolpertswende. 

2. Der Gemeinderat der Stadt Aulendorf fordert, dass die gesetzlich vorgegebenen 

Grenzwerte hinsichtlich des Lärmschutzes und des Schattenwurfes eingehalten werden. 

Mit den geplanten Windkraftanlagen ist ein Abstand von mindesten 1.000 Meter zur 

Wohnbebauung auf Gemarkung einzuhalten.  

  

 

 

Anlagen:   

Projektpapier – Errichtung und Betrieb von vier Windenergieanlagen, E-160 EP5 E2, auf Flächen 

der Gemeinde Wolpertswende 

Lageplan Zuwegung 

Lageplan Distanz zum Windpark 

Fazit UVP Bericht 

Schattenwurfprognose – Bewertung der Ergebnisse 

Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung – Zusammenfassung 

Fachgutachten Fledermäuse – Zusammenfassung denkbarer Wirkungen und Fazit 

Fachgutachten Vögel – Zusammenfassung 

Forstrechtlicher Ausgleich - Zusammenfassung      

 

 

Beschlussauszüge für   Bürgermeister   Hauptamt 

  Kämmerei    Bauamt   Ortschaft  

 

 

Aulendorf, den 14.04.2023 
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Bürgermeister  Burth Vorlagen-Nr. 10/021/2023 

Sitzung am Gremium Status  Zuständigkeit 

24.04.2023 Gemeinderat Ö Entscheidung   
   
 

 

TOP: 7   Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Erweiterung 

Betriebsgelände Hasengärtlestraße 52" 
1. Aufstellungsbeschluss 
2. Zustimmung zum Planentwurf 

3. Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange sowie der Öffentlichkeit 

 

Ausgangssituation: 

Die Stadt Aulendorf hatte bereits im November 2015 die Aufstellung eines Vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes für die Erweiterung der beiden benachbarten Betriebsgelände 

Hasengärtlestraße 52 und 54 beschlossen. Im anschließenden Bebauungsplanverfahren wurden 

die frühzeitige Beteiligung nach § 3(1) und § 4(1) BauGB, sowie die öffentliche Auslegung nach 

§ 3(2) BauGB und die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4(2) BauGB 

durchgeführt. Aus betrieblichen Gründen wurde im November 2017 die für die Fa. Burger 

Recycling GmbH vorgesehene Erweiterungsfläche aus dem Geltungsbereich des 

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ausgenommen. Das Verfahren wurde nur für den 

südlichen Teilbereich „Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 54“ weitergeführt und im 

Jahr 2018 abgeschlossen. 

 

Nun soll das Bebauungsplanverfahren für den nördlichen Teilbereich wieder aufgenommen 

werden, da der im bestehenden Gewerbegebiet „Gewerbe- und Industriepark Sandäcker II“ an 

der Hasengärtlestraße 52 ansässige Betrieb Burger Recycling GmbH für seine betriebliche 

Entwicklung dringend die Vergrößerung der Lagerkapazitäten benötigt. 

 

Die Firma Burger Recycling GmbH betreibt auf dem Grundstück Flst.Nr. 1634/3 im 

Gewerbegebiet „Gewerbe- und Industriepark Sandäcker II“ an der Hasengärtlestraße die 

Annahme, Sortierung und Aufbereitung von Metallen und Schrotten, sowie Altautoentsorgung 

und einen Containerdienst. 

 

Die bestehenden Lagerflächen für Metalle und Schrotte auf dem bisherigen Betriebsgelände sind 

für den Betrieb nicht mehr ausreichend. Die Lagerung und Aufbereitung von Aluminium-

Trockenschrott soll zukünftig auf der westlich an das bisherige Betriebsgelände angrenzenden 

Erweiterungsfläche erfolgen. Die Flächen im Plangebiet dienen ausschließlich der Erweiterung 

des Betriebsgeländes der Firma Burger Recycling GmbH. 

 

Der Bebauungsplan wird als Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit integriertem Vorhaben- 

und Erschließungsplan im Regelverfahren mit Umweltprüfung aufgestellt. 

 

Es wird ein Umweltbericht aufgelegt. Im Rahmen des Umweltberichts wird eine 

naturschutzrechtliche Eingriffs- Ausgleichs-bilanzierung erstellt. Maßnahmen zur Vermeidung, 

Verringerung und Kompensation von Eingriffen werden im Umweltbericht dargestellt. Die 

artenschutzrechtliche Einschätzung ist Bestandteil des Umweltberichts. 

 

Die Stadt Aulendorf wird mit der Fa. Burger Recycling GmbH als Vorhabenträger einen 

Durchführungsvertrag abschließen. Die Durchführungsfrist für das gesamte Vorhaben wird im 

Durchführungsvertrag mit 5 Jahren ab Rechtskraft des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

festgelegt.  
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Lage des Gebietes/Planungsrechtliche Voraussetzungen 

Das Plangebiet liegt im Süden der Kernstadt Aulendorf, südwestlich der Trasse des früheren 

Industriegleises, angrenzend an die bestehenden Gewerbegebiete „Sandäcker“ im Norden, 

„Gewerbe- und Industriepark Sandäcker II“ im Osten und „Erweiterung Betriebsgelände 

Hasengärtlestraße 54“ im Süden. Im Westen schließen landwirtschaftlich genutzte Ackerflächen 

an. 

Die Entfernung zu den nordwestlich liegenden Wohngebieten am Riedweg und Auf der Steige 

beträgt ca. 340 m, bzw 450 m. 

 

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit integriertem Vorhaben- und 

Erschließungsplan „Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 52“ umfasst die westliche 

Teilfläche des Grundstücks Flst.Nr. 1634/3 mit insgesamt 2.090 m². 

 

Die östliche Teilfläche des Grundstücks Flst.Nr. 1634/3 liegt innerhalb des Geltungsbereiches 

des Bebauungsplanes „Gewerbe- und Industriepark Sandäcker II“. 

 

Der Planbereich ist derzeit überwiegend landwirtschaftlich als Ackerfläche genutzt. Die Fläche 

weist keinen Gehölzbestand auf. Entlang der Trasse des ehemaligen Industriegleises, sowie in 

den randlichen Bereichen angrenzend an das bestehende Betriebsgrundstück Hasengärtlestraße 

52 findet sich Saumvegetation mit Aufwuchs. 

 

Im nördlichen, schmal zulaufenden Teilbereich des Grundstücks Flst.Nr. 1634/3 sind das 

Gleisbett und der Gleiskörper des ehemaligen Industriegleises erhalten. 

Hier findet sich beidseits des Gleiskörpers ein dichter Gehölzsaum. 

 

Die landschaftliche Bestandsaufnahme ist im Umweltbericht des Fachbüros Umweltkonzept, 

Dipl. Biologin Tanja Irg, Schwendi, dargestellt. Der Umweltbericht liegt der Beratungsvorlage 

bei. 

 

Für den Geltungsbereich der vorhabenbezogenen Bebauungspläne zur Erweiterung der 

Betriebsgelände Hasengärtlestraße 52 und 54 wurde vor Beginn der Planungen im Jahr 2015 

und 2016 eine artenschutzrechtliche Einschätzung mit umfangreichen artenschutzrechtlichen 

Untersuchungen vorgenommen. Dabei wurden im südlichen Teilbereich der ehemaligen 

Gleisflächen, auf der Erweiterungsfläche zum Betriebsgelände Hasengärtlestraße 54, Exemplare 

der streng geschützten Zauneidechse nachgewiesen. Da das Gleisbett weitgehend ausgebaut 

werden musste, wurde eine Vergrämung der Tiere aus dem Baufeld mittels Folie und 

struktureller Vergrämung durchgeführt. Diese Maßnahmen erfolgten auch im nördlichen 

Teilbereich auf der Erweiterungsfläche Hasengärtlestraße 52. Die Durchführung der 

Vergrämungsmaßnahmen wurde eng mit der Unteren Naturschutzbehörde im Landratsamt 

Ravensburg abgestimmt. 

 

Die Belange des Artenschutzes sind mit einem gesonderten Beitrag im Umweltbericht 

abgearbeitet und im Maßnahmenkonzept zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

berücksichtigt. 

 

Das Plangebiet ist im Flächennutzungsplan der Stadt Aulendorf als Gewerbliche Baufläche (G 1) 

dargestellt.  

 

Im Umweltbericht zum Flächennutzungsplan wurden die Umweltauswirkungen bei einer 

Erschließung und Bebauung des Gebietes untersucht und bewertet. Die Auswirkungen auf die 

Schutzgüter Mensch, Tiere und Pflanzen, Wasser, Klima und Luft, Landschaft und Kulturgüter 

werden als gering eingestuft. Die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden werden, da bei der 

Erschließung und Bebauung der Fläche die Bodenfunktionen verloren gehen, als mittel 

eingestuft. 

 

Im Umweltbericht zum Flächennutzungsplan wird zusammenfassend ausgeführt, dass „…nach 

derzeitigem Kenntnisstand nach der Realisierung der Planung und der Maßnahmen zur 

Vermeidung, Minimierung und Kompensation der Eingriffe keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen zu erwarten sind“. 
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Die Gesamtfläche des Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes beträgt ca. 

2.190 m². Die zulässigen Grundflächen betragen weniger als 20.000 m². Eine 

Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht erforderlich. 

 

Auf dem früheren Grundstück Flst.Nr. 1626/4 bestand eine nicht mehr genutzte 

Industriegleisanlage. Für die Bahnanlagen wurde die Freistellung von Bahnzwecken nach § 23 

AEG beantragt. Das Regierungspräsidium Tübingen hat mit Entscheidung vom 15.04.2016 (AZ 

24/12/0512.2-22/Aulendorf Freistellung) die Flurstücke 1575/3 und 1624/4 gem. § 23 AEG von 

Bahnbetriebszwecken freigestellt. Der Rückbau der Gleisanlagen bedurfte danach keiner 

eisenbahnrechtlichen Gestattung. 

 

Plankonzept 

Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung der geplanten Erweiterungsfläche darf nur über das 

Betriebsgelände der Firma Burger Recycling GmbH von der Hasengärtlestraße aus erfolgen. Der 

Erweiterungsbereich wurde mit dem bestehenden Betriebsgrundstück zu einem Grundstück 

verschmolzen. 

 

Da das Verfahren zur Freistellung der bisherigen Bahnanlagen von Bahnbetriebszwecken 

abgeschlossen war, konnte der Gleiskörper des früheren Industriegleises im südlichen 

Teilbereich ausgebaut werden, sodass die Zufahrt vom bestehenden Betriebsgelände aus 

möglich ist. 

 

Im schmalen nördlichen Teilbereich, angrenzend an das Grundstück Flst.Nr. 163/1 wird der 

Gleiskörper vollständig erhalten. Für diesen Bereich werden Artenschutzmaßnahmen M 1 

festgesetzt. Hier sind Ein- und Ausfahrten nicht zulässig. Öffentliche Verkehrsanlagen sind nicht 

erforderlich und nicht vorgesehen. 

 

Art der Nutzung 

Der Planbereich dient der Lagerung und Aufbereitung von Trockenschrott, sowie der Aufstellung 

und dem Betrieb einer mobilen Metallschere.  

Zulässig sind hier Lagerflächen für Trockenschrott, Aufbereitungs- und Verladeflächen und 

Fahrwege, sowie Stellflächen für eine mobile Metallschere. 

Durchsatzleistung und Ausführung (Fabrikat) der zum Einsatz kommenden Metallschere sind 

derzeit noch nicht bekannt. 

 

Die Prüfung erfolgt im bau- bzw. immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren. 

Weiterhin zulässig sind alle betriebsbezogenen Nebenanlagen, die keine Gebäude sind, wie z.B. 

Schüttgutboxen, Laderampen, Abschrankungen, Stütz-, Schüttgut- und Sichtschutzwände u.ä., 

sowie Wände zur Einfriedung der Lagerflächen. 

 

Die Flächen werden vollständig befestigt und wasserundurchlässig versiegelt. 

 

Für den Bereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wird gem. § 12 (3a) BauGB 

festgesetzt, dass nur solche Vorhaben zulässig werden, zu deren Durchführung sich der 

Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. 

 

Maßnahmen zum Schutz von Boden, Natur und Landschaft 

Artenschutz/Zauneidechse 

Im Jahr 2021 wurde bei erneuten artenschutzrechtlichen Untersuchungen festgestellt, dass es 

auf Grund der fortgeschrittenen Sukzession des ehemaligen Gleisbettes nicht auszuschließen 

ist, dass seit der Vergrämung Zauneidechsen in Teilbereiche des aktuellen Geltungsbereichs 

eingewandert sind. Es wurden keine Zauneidechsen nachgewiesen, das Habitatpotential wurde 

jedoch als für die Art sehr günstig eingestuft. 

 

Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden, um einen potentiellen Reptilienlebensraum im 

Bereich der schmalen nördlichen Teilfläche zu erhalten, Flächen für Maßnahmen zum Schutz 

von Natur und Landschaft festgesetzt. 
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Der bestehende Gleiskörper auf dem schmalen, nördlichen Teilbereich des Grundstücks Flst.Nr. 

1634/3 muss innerhalb der im zeichnerischen Teil mit Nr. 1 bezeichneten Fläche vollständig und 

dauerhaft erhalten werden, ebenso der bestehende Bewuchs. Sträucher und Weidenaufwuchs 

in diesem Bereich müssen jeweils im Abstand von drei Jahren durch auf den Stock setzen 

zurückgeschnitten werden. Die Schnittpflege darf dabei nur im Zeitraum vom 01. Oktober bis 

zum 28. Februar erfolgen. Die Artenschutzmaßnahme M 1 ist im Umweltbericht des Fachbüros 

Umweltkonzept Diplom-Biologin Tanja Irg, Schwendi, ausführlich dargestellt. 

 

Insektenschutz 

Zur Vermeidung der Beeinträchtigung von Insekten dürfen im Geltungsbereich des 

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes für die Außenbeleuchtung der Lager- Arbeits- und 

Erschließungsflächen nur insektenfreundliche Leuchtmittel (z.B. LED-Leuchten) mit Lichtstrahl 

nach unten, mit einer Lichtpunkthöhe von max. 6,00 m verwendet werden. 

 

Landschaftliche Einbindung Pflanzgebote 

Um die durch die geplante Nutzung verursachten Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft zu 

minimieren und auszugleichen, werden im vorhabenbezogenen Bebauungsplan weitere 

Festsetzungen zum Schutz von Boden, Natur und Landschaft getroffen. 

 

Begrünungsmaßnahmen innerhalb der Lager- und Arbeits- und Verladeflächen sind aus 

betriebstechnischen Gründen, aufgrund der Fahrbewegungen mit schwerem Gerät nicht 

möglich. Deshalb werden zur landschaftlichen Einbindung des Betriebsgeländes Flächen für 

Maßnahmen zum Schutz von Natur und Landschaft mit Pflanzgeboten festgesetzt. 

 

Das Plangebiet liegt im Zielartenkonzept des Landkreises Ravensburg in einem Vorrangbereich 

zur Sicherung und Förderung der Zielart Neuntöter (2. Priorität).  

 

Im Plangebiet fehlt es jedoch an geeigneten Habitatstrukturen für diese Art. Im südlich 

angrenzenden Vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Erweiterung Betriebsgelände 

Hasengärtlestraße 54“ wurde deshalb zur Randeingrünung das Anpflanzen einer dornigen Hecke 

festgesetzt. Diese Heckenstruktur soll im Geltungsbereich nach Norden weitergeführt werden, 

um einen geeigneten Lebensraum für die Zielart Neuntöter anzubieten. 

 

Auf den mit Nr. 2 bezeichneten Flächen am westlichen Rand des Plangebietes ist auf die gesamte 

im zeichnerischen Teil festgesetzte Länge, auf einem 2,5 m breiten Geländestreifen eine 

schlehendominierte Feldhecke bzw. dorniges Gebüsch gem. Pflanzliste anzupflanzen, zu pflegen 

und dauerhaft zu unterhalten. Der Anteil der dornigen Gehölze muss dabei mind. 50% betragen. 

Die Pflanzung der Gehölze muss 1-reihig, in der Reihe versetzt, mit einem Pflanzabstand von 

1,5 m ausgeführt werden. 

 

Niederschlagswasserbewirtschaftung 

Das anfallende behandlungsbedürftige Oberflächenwasser aus den Lagerflächen muss in einer 

Retentionszisterne gesammelt werden und darf nur verzögert in den gemeindlichen 

Mischwasserkanal in der Hasengärtlestraße eingeleitet werden. 

 

Das Ing. Büro Aßfalg Gaspard Partner hat im Jahr 2017 im Auftrag der Stadt Aulendorf die 

Oberflächenwasserableitung Plangebiete „Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 52 

und 54“ untersucht und das erforderliche Rückhaltevolumen und den einzustellenden 

Drosselabfluss berechnet.  

 

Die Berechnungen wurden im März 2023 aktualisiert. Die Retentionsanlagen wurden für ein 5-

jähriges Regenereignis bemessen. Für stärkere Regenereignisse wurde ein Toleranzzuschlag 

von 10% eingearbeitet. 

 

Für das behandlungsbedürftige Niederschlagswasser aus dem Plangebiet „Erweiterung 

Betriebsgelände Hasengärtlestraße 52“ ist gem. den Berechnungen des Ing. Büros Aßfalg 

Gaspard Partner ein Speichervolumen von mind. 45 m³ erforderlich. Es muss ein Drosselabfluss 

von 2 l/s eingestellt werden. 

 



  Seite 5 von 6 

Das anfallende nicht behandlungsbedürftige Oberflächenwasser im Bereich der festgesetzten 

Flächen für Maßnahmen zum Schutz von Boden, Natur und Landschaft außerhalb der Lager- 

und Arbeitsflächen wird an Ort und Stelle flächig über die belebte Oberbodenschicht versickert. 

 

Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung 

Der naturschutzrechtliche Ausgleich kann, wie die Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung im 

Umweltbericht zeigt, durch die geplanten Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen nur 

teilweise im Plangebiet selbst nachgewiesen werden. Darüber hinaus sind zusätzliche 

Maßnahmen außerhalb des Geltungsbereiches erforderlich. Das Kompensationsdefizit aus der 

Umsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes beträgt 10.428 Ökopunkte nach ÖKVO. 

 

Immissionsschutz 

Das Plangebiet liegt in einem Abstand von ca. 350 m zum Wohngebiet Riedweg III im Westen 

und in einem Abstand von ca. 450 m zu den Wohngebieten Auf der Steige im Norden. 

 

Der Planbereich dient der Erweiterung der Lagerflächen für Trockenschrott. Es werden keine 

zusätzlichen Betriebszwecke zulässig. Der Bereich der Lagerflächen wird durch eine massive 

Einfriedung mit einer max. Höhe von 3,50 m, ab Oberkante des geplanten Geländes, 

eingefriedet. Die Einfriedung wird auf die gesamte Länge nach Westen hin hinterpflanzt. 

 

In Anbetracht der geringen Flächengröße des Plangebietes von insgesamt ca. 2.190 m², 

gegenüber den angrenzenden bestehenden Gewerbegebieten Sandäcker, Sandäcker II, 

Gewerbe- und Industriepark Sandäcker II und III mit insgesamt ca. 22 ha und der bestehenden 

Abstände zu den Wohn- und Mischgebieten sind durch die geplante Erweiterung der 

Lagerflächen keine erheblichen zusätzlichen Belastungen im Umfeld zu erwarten. 

 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Konsultationsabstandes der LinTec Aulendorf GmbH & Co. 

KG. Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wird keine zusätzliche 

schutzbedürftige Nutzung (z.B. Wohnbebauung) zulässig. Ein möglicher Anstieg der Gefährdung 

Dritter kann damit ausgeschlossen werden. 

 

Frau Kasten vom Planungsbüro Kasten wird in der Sitzung den Planentwurf vorstellen und für 

Fragen zur Verfügung stehen. 

 

 

 

Beschlussantrag: 

1. Für den im Lageplan vom 16.03.2023 dargestellten Planbereich wird der 

vorhabenbezogene Bebauungsplan „Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 

52“ in Aulendorf aufgestellt. 

 

2. Der Gemeinderat der Stadt Aulendorf billigt den Entwurf zum vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan „Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 52 " in der Fassung 

vom 16.03.2023. 

 

3. Mit diesem Entwurf werden die frühzeitige öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 1 

Baugesetzbuch (BauGB) und die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB durchgeführt. 

 

4. Die Verwaltung wird beauftragt den Aufstellungsbeschluss und die Offenlage öffentlich 

bekannt zu machen.  

  

 

 

Anlagen: 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 

52, Planteil 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 

52, Textteil mit Begründung 
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 Erläuterungsbericht zur Abwasserentsorgung, Ing.büro agp vom 13.11.2017 

 Freistellungsentscheidung RP Tübingen vom 15.04.2016 zur Freistellung von 

Bahnbetriebszwecken 

 Umweltbericht mit Eingriffsregelung, Umweltkonzept Tanja Irg vom 16.03.2023     

    

 

 

Beschlussauszüge für   Bürgermeister   Hauptamt 

  Kämmerei    Bauamt   Ortschaft  

 

Aulendorf, den 14.04.2023 
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 Textteil und Verfahrenshinweise zum  

Vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

mit integriertem Vorhaben- und Erschließungsplan 

 

„Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 52“ 

 

der Stadt Aulendorf 

 

 

  

1.1 Baugesetzbuch  

(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017  

(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 und 2 des Gesetzes vom 

04.01.2023 (BGBl. I Nr. 6) 

  

1.2 Baunutzungsverordnung   

(BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017  

(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom  

04.01.2023 (BGBl. I Nr. 6) 

  

1.3 Planzeichenverordnung  

(PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. l 1991 S.58), zuletzt geändert durch Artikel 3 

des Gesetzes vom 14. 06.2021 (BGBl. I S. 1802) 

  

1.4 Landesbauordnung 

(LBO) für Baden-Württemberg in der Fassung vom 05.03.2010  

(GBl. S. 357), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 7. Februar 

2023 (GBl. S. 26, 41) 

  

1.5 Gemeindeordnung 

(GemO) für Baden-Württemberg in der Fassung von 24.07.2000 

(GBl. S 581), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 7. Februar 

2023 (GBl. S. 26, 42) 
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2. Planungsrechtliche 

Festsetzungen 

 

 

§ 9 BauGB und BauNVO 

2.1 Art der baulichen 

Nutzung 

 

§ 9 (1) 1 BauGB 

 

2.1.1 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Lagerflächen für 

Trockenschrott 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Flächen für die Lagerung und Aufbereitung von 

Trockenschrott, sowie für das Aufstellen und den 

Betrieb einer mobilen Metallschere. 

 

(siehe zeichnerischer Teil) 

 

Zulässig sind:  

 

- Lagerflächen für Trockenschrott  

  sowie Aufbereitungs- und Verladeflächen,  

  und Fahrwege  

   

- Stellflächen für eine mobile Metallschere 

  

- betriebsbezogene Nebenanlagen,  

  die keine Gebäude sind,  

  wie Schüttgutboxen, Laderampen,  

  Abschrankungen,  

  Stütz-, Schüttgut- und Sichtschutzwände, 

  sowie Wände zur Einfriedung der Lagerflächen.  

 

 

2.1.2 Nutzungsbedingung § 9( 2) BauGB i.V.m § 12 (3a) BauGB  
 

Es werden nur solche Vorhaben zulässig, zu deren 

Durchführung sich der Vorhabenträger im 

Durchführungsvertrag verpflichtet.  
 

 

2.2 Höhe baulicher Anlagen 

 

§ 9 (1) 1 BauGB 

§ 16 (2) 4 BauNVO 

 

(siehe zeichnerischer Teil) 

 

Die Höhe der zulässigen betriebsbezogenen 

Nebenanlagen darf max. 3,50 m gemessen  

ab der fertigen Oberkante des geplanten Geländes 

betragen.  

 

 

2.3 Anschluss an die 

Verkehrsflächen 

 

§ 9 (1)11 BauGB 

 

2.3.1 Zufahrt Die Zufahrt zum Plangebiet darf nur über das 

bestehende Betriebsgelände Hasengärtlestraße 52, 

Flst. Nr. 1634/3 erfolgen. 

 

 

2.3.2 Bereich ohne Ein- und 

Ausfahrt 

 

 

(siehe zeichnerischer Teil) 
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2.4 Flächen und Anlagen  

für die Behandlung von 

Niederschlagswasser 

 

§ 9 (1) 14 BauGB 

 

 

 

  Retentionszisterne 

 

(siehe zeichnerischer Teil) 

 

Das Retentionsvolumen muss mindestens 45 m³ 

betragen. 

 

 

2.5 Flächen und 

Maßnahmen zum 

Schutz, zur Pflege und 

zur Entwicklung von 

Boden, Natur und 

Landschaft 

 

§ 1a (3) BauGB 

§ 9 (1) 20 BauGB 

§ 9 (1) 25 a und 25 b BauGB 

2.5.1 Umgrenzung von 

Flächen für Maßnahmen  

 

(siehe zeichnerischer Teil) 

 1 

Erhaltung Lebensraum 

für die Zauneidechse 

 

 

 

Auf den mit 1  bezeichneten Flächen ist der 

bestehende Gleiskörper vollständig und dauerhaft 

zu erhalten.  

 

Der bestehende Bewuchs ist dauerhaft zu erhalten.  

Bestehende Sträucher und Weidenaufwuchs sind 

jeweils im Abstand von drei Jahren durch auf den 

Stock setzen zurückzuschneiden. 

Die Schnittpflege darf jeweils nur im Zeitraum vom  

01. Oktober bis zum 28. Februar erfolgen.  

 

 2  

Pflanzgebot 

Landschaftliche 

Einbindung 

 

 

 

Auf den mit 2  bezeichneten Flächen am westlichen 

Rand des Plangebietes ist zur landschaftlichen 

Einbindung eine schlehendominierte Feldhecke, 

bzw. dorniges Gebüsch, mit Gehölzen gem. 

Pflanzliste im Anhang zu pflanzen und dauerhaft zu 

unterhalten.  

Der Anteil der dornigen Gehölze muss dabei mind. 

50% betragen.  

Abgehende Gehölze sind mit Arten gem. Pflanzliste 

zu ersetzen. 

 

Pflanzung einreihig in der Reihe versetzt 

Pflanzabstand in der Reihe 1,5  m 

Sträucher 2 mal verpflanzt, Höhe 80-100 

 

2.5.2 Insektenschutz  

Beleuchtung 

Zur Vermeidung der Beeinträchtigung von Insekten 

sind für die Außenbeleuchtung der Gebäude und 

Freiflächen nur Leuchten mit insektendicht 

geschlossenem Gehäuse, Lichtpunkthöhe max.  

6,00 m, nach unten gerichtetem Lichtstrahl und 

insektenfreundlichem Leuchtmittel max. 3000 Kelvin 

(z.B. LED-Leuchten) zu verwenden.  
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2.5.3 Niederschlagswasser-

Bewirtschaftung 

Das auf den Lagerflächen anfallende, behandlungs-

bedürftige Niederschlagswasser muss abgeleitet 

und in Retentionszisternen zurückgehalten werden.  

 

Es darf nur verzögert in den gemeindlichen 

Mischwasserkanal in der Hasengärtlestraße 

eingeleitet werden. 

 

2.5.4 Bodenschutz Bodenversiegelungen und Untergrundverdich-

tungen sind auf das für den Betriebsablauf 

unabdingbare Maß zu begrenzen.  

 

Innerhalb der Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 

zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft sind Bodenversieglungen und 

Untergrundverdichtungen nicht zulässig.  

 

(siehe zeichnerischer Teil) 

 

 

2.6 

 

Planbereich § 9 (7) BauGB 

  Grenze des räumlichen Geltungsbereiches  

des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit 

integriertem Vorhaben- und Erschließungsplan 

„Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 52“ 

 

(siehe zeichnerischer Teil) 
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3 Hinweise 

 

 

3.1 Freistellung 

Bahnanlagen 

Das Regierungspräsidium Tübingen hat mit 

Entscheidung vom 15.04.2016 (AZ 24/12/0512.2-

22/Aulendorf Freistellung) die Flurstücke 1575/3 und 

1624/4 gem. § 23 AEG von Bahnbetriebszwecken 

freigestellt. 

 

 

3.2 Denkmalschutz Sollten bei der Durchführung vorgesehener 

Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde 

entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG 

umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der 

Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde 

(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, 

etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, 

Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) 

sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der 

Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, 

sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer 

Verkürzung der Frist einverstanden ist.  

Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten  

(§ 27 DSchG) wird hingewiesen.  

Bei der Sicherung und Dokumentation 

archäologischer Substanz ist zumindest mit 

kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

Ausführende Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis 

gesetzt werden. 
 

 

3.3 Immissionsschutz Für die geplante gewerblichen Nutzung ist ggf. eine 

immissionsschutzrechtliche Genehmigung nach  

§ 4 BImSchG im vereinfachten Verfahren gem. § 19 

BImSchG erforderlich. 

 

 

3.4 Bodenschutz Bei der Ausführung von Vorhaben ist auf einen 

fachgerechten und schonenden Umgang mit dem 

Boden zu achten, entsprechend der Darstellung in 

der Broschüre „Bodenschutz beim Bauen“. 

https://www.rv.de/site/LRA_RV_Responsive/get/ 

params_E-305685187/18658595/Flyer-

LKBodenschutz.pdf. 

 

Die DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und 

Durchführung von Bauarbeiten“, DIN 19731 

(„Bodenbeschaffenheit – Verwertung von 

Bodenmaterial“) und DIN 18915 („Vegetations-

technik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten“) sind 

bei der Bauausführung einzuhalten. 

Bei Abtrag, Lagerung und Transport des Ober-

bodens ist auf einen sorgsamen und schonenden 

Umgang zu achten, um Verdichtungen oder 

Vermischungen mit anderen Bodenhorizonten zu 

vermeiden. 
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  Ggf. verunreinigtes Bodenmaterial ist zu separieren 

und entsprechend den gesetzlichen Regelungen zu 

verwerten oder zu entsorgen. 

Überschüssiger Boden ist einer sinnvollen, möglichst 

hochwertigen Verwertung zuzuführen, z.B. 

Auftrag auf landwirtschaftlichen Flächen oder im 

Gartenbau 

 
Im Rahmen der Erschließungsarbeiten und der 

Baumaßnahmen ist der fachgerechte Umgang mit 

dem Boden nachzuweisen. Der Nachweis kann z.B. 

durch ein Bodenmanagementkonzept erfolgen.  

Zur Sicherstellung des fachgerechten Umgangs mit 

dem Boden werden die Begleitung der Boden-

arbeiten und die Umsetzung des Konzepts durch 

eine bodenkundliche Fachkraft empfohlen. 

 

 

3.5 Niederschlagswasser Das behandlungsbedürftige Niederschlagswasser 

muss abgeleitet und in Retentionszisternen 

zurückgehalten werden.  
Das Niederschlagswasser  darf nur verzögert in den 

gemeindlichen Mischwasserkanal in der 

Hasengärtlestraße eingeleitet werden. 

 

Im Auftrag der Stadt Aulendorf wurde durch das Ing. 

Büro Aßfalg Gaspard Partner im Jahr 2017 die Ober-

flächenwassserableitung aus den Plangebieten 

„Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 52 

und 54“ untersucht. Es wurden das erforderliche 

Rückhaltevolumen und der sich ergebende 

Drosselabfluss berechnet. Die Bemessung des 

Retentionsvolumens erfolgte gemäß Arbeitsblatt 

DWA-A 117. 

Die Berechnungen wurden im März 2023 auf den 

Kostra-DWD2020-Bemessungsregen aktualisiert. Es 

wurde ein Toleranzzuschlag von 10% eingearbeitet. 

Für das behandlungsbedürftige Niederschlags-

wasser aus dem Plangebiet „Erweiterung Betriebs-

gelände Hasengärtlestraße 52“  ist gem. den 

Berechnungen des Ing. Büros Aßfalg Gaspard 

Partner ein Speichervolumen von mind. 45 m³ 

erforderlich. Es muss ein Drosselabfluss von 2 l/s 

eingestellt werden.  
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4 Anhang  

 

Pflanzliste  

 

 

 Schlehendominierte 

Feldhecke, 

Dorniges Gebüsch 

 

 

Der Anteil der in der 

Pflanzliste mit (*) 

markierten dornigen 

Gehölze muss mind. 50% 

betragen. 

Cornus sanguinea 

 

Corylus avellana 

 

Crataegus monogyna (*) 

 

Euonymus europaeus 

 

Ligustrum vulgare 

 

Lonicera xylosteum 

 

Prunus spinosa (*) 

 

Rhamnus cartharticus (*) 

 

Rosa canina (*) 

 

Sambucus nigra 

 

Viburnum lantana 

 

Viburnum opulus 

 

 

 

Hartriegel 

 

Haselnuss 

 

Eingriffeliger Weißdorn (*) 

 

Pfaffenhütchen 

 

Gemeiner Liguster 

 

Rote Heckenkirsche 

 

Schlehe, Schwarzdorn (*) 

 

Echter Kreuzdorn (*) 

 

Hundsrose (*) 

 

Schwarzer Holunder 

 

Wolliger Schneeball 

 

Gemeiner Schneeball 
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Stadt Aulendorf 

 

Vorhabenbezogener 

Bebauungsplan mit 

Integriertem Vorhaben- und 

Erschließungsplan 

 

„Erweiterung Betriebsgelände 

Hasengärtlestraße 52“  

 

zeichnerischer  

und  

textlicher Teil 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

gefertigt  

Aulendorf, 16.03.2023 

 

Kasten 

Freie Architekten  

und Stadtplaner 

Abt-Reher-Straße 10 

88326 Aulendorf 

 

 

5 Verfahrenshinweise 

 

5.1 Aufstellungsbeschluss durch den Gemeinderat  

gem. §2(1)1 BauGB   

 

am  

 

5.2 Ortsübliche Bekanntmachung des 

Aufstellungsbeschlusses gem. § 2(1)2 BauGB  

 

am  

 

5.3 Erörterung des Bebauungsplanentwurfes durch den 

Gemeinderat und Beschluss für die frühzeitige 

Beteiligung der Öffentlichkeit und der berührten 

Behörden und Träger öffentlicher Belange 

  

am  

 

5.4 Ortsübliche Bekanntmachung der frühzeitigen 

Beteiligung der Öffentlichkeit gem. 3(1) BauGB  

 

am  

 

5.5 Frühzeitige Beteiligung  

 

der Öffentlichkeit gem. § 3(1) BauGB 

 

vom  bis   

der berührten Behörden und Träger öffentlicher 

Belange  

gem. § 4 (1) BauGB und Abstimmung der Planung mit 

den Nachbargemeinden gem. § 2 (2) BauGB 

 

vom                bis    
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5.6 

 

 

 

 

 

 

Abwägung der vorgebrachten Anregungen und 

Bedenken, Billigung des Bebauungsplanentwurfs  

vom  

und  

Auslegungsbeschluss durch den Gemeinderat 

 

am  

 

5.7 

 

 

 

 

Ortsübliche Bekanntmachung der öffentlichen 

Auslegung gem. §3(2) BauGB 

 

am   

5.8 Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB 

 

des Bebauungsplanentwurfs vom  

mit Begründung und Umweltbericht  

 

vom                          bis   

 

5.9 Einholen der Stellungnahmen der Behörden und 

sonstiger Träger öffentlicher Belange, deren 

Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden 

kann gem. § 4(2) BauGB 

 

vom                           bis   

 

5.10 Abwägung der vorgebrachten Bedenken und 

Anregungen gem. § 3 (2) 4 BauGB durch den 

Gemeinderat und  

Satzungsbeschluss durch den Gemeinderat  

gem. § 10 (1) BauGB  

 

am  

 

Aulendorf, den  

 

 

 

 

 

Matthias Burth 

Bürgermeister 

 

5.11 Ausfertigung 

Der textliche und zeichnerische Inhalt dieses 

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes stimmt mit 

dem Satzungsbeschluss vom                  überein. 

              

Aulendorf, den  

 

 

 

 

 

Matthias Burth 

Bürgermeister 
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5.12 Ortsübliche Bekanntmachung des Satzungs-

beschlusses und Beginn der Rechtsverbindlichkeit  

des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gem. 

§10(3) BauGB  

 

am  

 

Aulendorf, den 

 

 

 

 

 

Matthias Burth 

Bürgermeister 
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6.                                                     Satzung 
 

über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit integriertem Vorhaben- und 

Erschließungsplan „Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 52“  

der Stadt Aulendorf: 

 

Aufgrund von § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung  

vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), geändert durch Artikel 1 und 2 des Gesetzes vom 04.01.2023 

(BGBl. I Nr. 6), 

§ 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung von 24.07.2000 

(GBl. S 581), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 7. Februar 2023 (GBl. S. 26, 42), 

§ 74 der Landesbauordnung (LBO) für Baden-Württemberg in der Fassung vom 05.03.2010 

(GBl. S. 357), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 7. Februar 2023 (GBl. S. 26, 41), 

der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 

(BGBl. I S. 3786), geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.01.2023 (BGBl. I Nr. 6), 

sowie der Planzeichenverordnung (PlanzV) in der Fassung vom 18.12.1990  

(BGBl. l 1991 S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021  

(BGBl. I S. 1802),  

hat der Gemeinderat der Stadt Aulendorf die Satzung über den vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan mit integriertem Vorhaben- und Erschließungsplan  

„Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 52“ in öffentlicher Sitzung  

am………………. beschlossen. 

 

 

§1 

Räumlicher Geltungsbereich 

 

Der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit integriertem 

Vorhaben- und Erschließungsplan „Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 52“ ergibt 

sich aus dem zeichnerischen Teil vom ……………. 

 

 

§2 

Bestandteile der Satzung 

 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit integriertem Vorhaben- und Erschließungsplan 

„Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 52“ besteht aus dem zeichnerischen Teil 

vom…………. und dem textlichen Teil vom………  

Dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird die Begründung vom……………. zugeordnet, 

ohne dessen Bestandteil zu sein. 

 

 

§4 

Inkrafttreten 

 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit integriertem Vorhaben- und Erschließungsplan 

„Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 52“ tritt mit der ortsüblichen 

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. §10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

 

Aulendorf, den  

 

 

 

 

 

 

………………………………………….. 

Matthias Burth, Bürgermeister      (Dienstsiegel) 
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  Gemeinde  Stadt Aulendorf 

Landkreis  Ravensburg 

 

  Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan  

mit integriertem Vorhaben- und Erschließungsplan 

 

„Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 52“ 

 

 

1  Lage Die Stadt Aulendorf liegt am nördlichen Rand des 

Landkreises Ravensburg. Sie gehört zum Mittelbereich Bad 

Waldsee und liegt im ländlichen Raum, an den regionalen 

Entwicklungsachsen Bad Waldsee - Bad Saulgau und 

Weingarten – Bad Schussenried. Die Stadt Aulendorf ist im 

Entwurf des Regionalplanes Bodensee-Oberschwaben als 

Unterzentrum und Siedlungsbereich ausgewiesen. 

Aulendorf ist Eisenbahnknotenpunkt für die Bahnstrecken 

Ulm-Friedrichshafen - Lindau und Wangen - Tübingen. 
 

 

 
Abb. 1 Regionalplan Bodensee-Oberschwaben Strukturkarte                                rvbo  

 

Das Plangebiet liegt im Süden der Kernstadt Aulendorf, 

südwestlich der Trasse des früheren Industriegleises, 

angrenzend an die bestehenden Gewerbegebiete 

„Sandäcker“ im Norden, „Gewerbe- und Industriepark 

Sandäcker II“ im Osten und „Erweiterung Betriebsgelände 

Hasengärtlestraße 54“ im Süden. Im Westen schließen 

landwirtschaftlich genutzte Ackerflächen an. 

Die Entfernung zu den nordwestlich liegenden Wohnge-

bieten am Riedweg und Auf der Steige beträgt ca. 340 m, 

bzw 450 m.  

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungs-

planes mit integriertem Vorhaben- und Erschließungsplan 

„Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 52“ umfasst 

die westliche Teilfläche des Grundstücks Flst.Nr. 1634/3 mit 

insgesamt 2.090 m².  
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  Die östliche Teilfläche des Grundstücks Flst.Nr. 1634/3 liegt 

innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 

„Gewerbe- und Industriepark Sandäcker II“. 
 

 
Luftbildausschnitt mit Markierung Plangebiet                                        LUBW 
 

 

2 Naturräumliche 

Gegebenheiten 

Der Planbereich liegt in ca. 640 m Entfernung zu einem 

Ausläufer des FFH-Gebietes Nr. 8023-341 „Feuchtgebiete um 

Altshausen“ (Achtobel) im Süden und in ca. 750 m 

Entfernung zu einem Ausläufer des FFH-Gebietes Nr. 8023-341 

„Feuchtgebiete um Altshausen“ (Riedbach) im Westen. 

 

Der Planbereich ist derzeit überwiegend landwirtschaftlich als 

Ackerfläche genutzt. Die Fläche weist keinen Gehölzbestand 

auf. Entlang der Trasse des ehemaligen Industriegleises, sowie 

in den randlichen Bereichen angrenzend an das bestehende 

Betriebsgrundstück Hasengärtlestraße 52 findet sich Saum-

vegetation mit Aufwuchs.  
 

     
Plangebiet mit bestehenden Betriebsanlagen von Südwesten                      2017 - 2023 

 

Im nördlichen, schmal zulaufenden Teilbereich des 

Grundstücks Flst.Nr. 1634/3 sind das Gleisbett und der 

Gleiskörper des ehemaligen Industriegleises erhalten.  

Hier findet sich beidseits des Gleiskörpers ein dichter 

Gehölzsaum. 
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Nördlicher Planbereich mit erhaltenen ehemaligen Gleisanlagen                              2023  

 

Das Gelände ist von Südwesten nach Nordosten leicht 

geneigt. Der Höhenunterschied beträgt von der 

südwestlichen Grenze bis zum Gleisbereich ca. 1,90 m von 

561,90 m üNN bis 560,00 m üNN. 

 

Das Plangebiet liegt gemäß der Geologischen Karte von 

Baden-Württemberg im Bereich der Holozänen Abschwemm-

massen. Unterhalb des Mutterbodens folgt bis zu einer Tiefe 

von ca. 2,20 bis 1,50 m u. GOK ein Verwitterungshorizont, 

bestehend aus schluffigem, schwach kiesigem Fein- bis 

Grobsand. Darunter stehen schwach schluffige Beckensande 

an. 

 

Die landschaftliche Bestandsaufnahme ist im Umweltbericht 

des Fachbüros Umweltkonzept, Dipl. Biologin Tanja Irg, 

Schwendi, dargestellt.  

Für den Geltungsbereich der vorhabenbezogenen Be-

bauungspläne zur Erweiterung der Betriebsgelände Hasen-

gärtlestraße 52 und 54 wurde vor Beginn der Planungen im 

Jahr 2015 und 2016 eine artenschutzrechtliche Einschätzung 

mit umfangreichen artenschutzrechtlichen Untersuchungen 

vorgenommen. Dabei wurden im südlichen Teilbereich der 

ehemaligen Gleisflächen, auf der Erweiterungsfläche zum 

Betriebsgelände Hasengärtlestraße 54, Exemplare der streng 

geschützten Zauneidechse nachgewiesen. Da das Gleisbett 

weitgehend ausgebaut werden musste, wurde eine Vergrä-

mung der Tiere aus dem Baufeld mittels Folie und struktureller 

Vergrämung durchgeführt. Diese Maßnahmen erfolgten 

auch im nördlichen Teilbereich auf der Erweiterungsfläche 

Hasengärtlestraße 52. Die Durchführung der Vergrämungs-

maßnahmen wurde eng mit der Unteren Naturschutz-

behörde im Landratsamt Ravensburg abgestimmt. 

 

Die Belange des Artenschutzes sind mit einem gesonderten 

Beitrag im Umweltbericht abgearbeitet und im Maßnahmen-

konzept zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

berücksichtigt. 

 

 

3 Planungsrechtliche 

Voraussetzungen  

Das Plangebiet ist im Flächennutzungsplan der Stadt 

Aulendorf als Gewerbliche Baufläche (G 1) dargestellt.  
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Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan mit Kennzeichnung Plangebiet 

 

  Im Umweltbericht zum Flächennutzungsplan wurden die 

Umweltauswirkungen bei einer Erschließung und Bebauung 

des Gebietes untersucht und bewertet.  

Die Auswirkungen auf die Schutzgüter Mensch, Tiere und 

Pflanzen, Wasser, Klima und Luft, Landschaft und Kulturgüter 

werden als gering eingestuft. Die Auswirkungen auf das 

Schutzgut Boden werden, da bei der Erschließung und 

Bebauung der Fläche die Bodenfunktionen verloren gehen, 

als mittel eingestuft. 

Im Umweltbericht zum Flächennutzungsplan wird zusammen-

fassend ausgeführt, dass „…nach derzeitigem Kenntnisstand 

nach der Realisierung der Planung und der Maßnahmen zur 

Vermeidung, Minimierung und Kompensation der Eingriffe 

keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu 

erwarten sind“. 

Die Gesamtfläche des Geltungsbereiches des vorhaben-

bezogenen Bebauungsplanes beträgt ca. 2.190 m². Die 

zulässigen Grundflächen betragen weniger als 20.000 m². 

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht erforderlich. 
 

Auf dem früheren Grundstück Flst.Nr. 1626/4 bestand eine 

nicht mehr genutzte Industriegleisanlage.  Für die Bahn-

anlagen wurde die Freistellung von Bahnzwecken nach  

§ 23 AEG beantragt. 

Das Regierungspräsidium Tübingen hat mit Entscheidung 

vom 15.04.2016 (AZ 24/12/0512.2-22/Aulendorf Freistellung) 

die Flurstücke 1575/3 und 1624/4 gem. § 23 AEG von 

Bahnbetriebszwecken freigestellt. Der Freistellungsbescheid 

liegt der Begründung als Anlage 2 bei. 

Der Rückbau der Gleisanlagen bedurfte danach keiner 

eisenbahnrechtlichen Gestattung.  
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4 Anlass der Planung Die Stadt Aulendorf hatte bereits im November 2015 die 

Aufstellung eines Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes für 

die Erweiterung der beiden benachbarten Betriebsgelände 

Hasengärtlestraße 52 und 54 beschlossen.  

  Im anschließenden Bebauungsplanverfahren wurden die 

frühzeitige Beteiligung nach § 3(1) und § 4(1) BauGB, sowie 

die öffentliche Auslegung nach § 3(2) BauGB und die Beteili-

gung der Träger öffentlicher Belange nach § 4(2) BauGB 

durchgeführt. Aus betrieblichen Gründen wurde im Novem-

ber 2017 die für die Fa. Burger Recycling GmbH vorgesehene 

Erweiterungsfläche aus dem Geltungsbereich des vorhaben-

bezogenen Bebauungsplanes ausgenommen. 

Das Verfahren wurde nur für den südlichen Teilbereich 

„Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 54“ weiter-

geführt und im Jahr 2018 abgeschlossen.  

 

Nun soll das Bebauungsplanverfahren für den nördlichen 

Teilbereich wieder aufgenommen werden, da der im beste-

henden Gewerbegebiet „Gewerbe- und Industriepark 

Sandäcker II“ an der Hasengärtlestraße 52 ansässige Betrieb 

Burger Recycling GmbH für seine betriebliche Entwicklung 

dringend die Vergrößerung der Lagerkapazitäten benötigt.  

 

Die Firma Burger Recycling GmbH betreibt auf dem Grund-

stück Flst.Nr. 1634/3 im Gewerbegebiet „Gewerbe- und 

Industriepark Sandäcker II“ an der Hasengärtlestraße die 

Annahme, Sortierung und Aufbereitung von Metallen und 

Schrotten, sowie Altautoentsorgung und einen Container-

dienst.  

Die bestehenden Lagerflächen für Metalle und Schrotte auf 

dem bisherigen Betriebsgelände sind für den Betrieb nicht 

mehr ausreichend. Die Lagerung und Aufbereitung von 

Aluminium-Trockenschrott soll zukünftig auf der westlich an 

das bisherige Betriebsgelände angrenzenden Erweiterungs-

fläche erfolgen. Die Flächen im Plangebiet dienen aus-

schließlich der Erweiterung des Betriebsgeländes der Firma 

Burger Recycling GmbH. 

Der Bebauungsplan wird als Vorhabenbezogener Be-

bauungsplan mit integriertem Vorhaben- und Erschließungs-

plan im Regelverfahren mit Umweltprüfung aufgestellt.  

Es wird ein Umweltbericht aufgelegt. Im Rahmen des Umwelt-

berichts wird eine naturschutz-rechtliche Eingriffs- Ausgleichs-

bilanzierung erstellt. Maßnahmen zur Vermeidung, Verringe-

rung und Kompensation von Eingriffen werden im Umwelt-

bericht dargestellt. Die artenschutzrechtliche Einschätzung ist 

Bestandteil des Umweltberichts. 

Der Umweltbericht des Fachbüros Umweltkonzept, Dipl. 

Biologin Tanja Irg, Schwendi, bildet einen gesonderten Teil 

der Begründung. 
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  Die Stadt Aulendorf wird mit der Fa. Burger Recycling GmbH 

als Vorhabenträger einen Durchführungsvertrag abschließen. 

Die Durchführungsfrist für das gesamte Vorhaben wird im 

Durchführungsvertrag mit 5 Jahren ab Rechtskraft des 

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes festgelegt. 
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Plankonzept  

 

 

5.1 Erschließung Die verkehrliche Erschließung der geplanten Erweiterungs-

fläche darf nur über das Betriebsgelände der Firma Burger 

Recycling GmbH von der Hasengärtlestraße aus erfolgen.  

Der Erweiterungsbereich wurde mit dem bestehenden 

Betriebsgrundstück zu einem Grundstück verschmolzen.  

Da das Verfahren zur Freistellung der bisherigen Bahnanlagen 

von Bahnbetriebszwecken abgeschlossen war, konnte der 

Gleiskörper des früheren Industriegleises im südlichen 

Teilbereich ausgebaut werden, sodass die Zufahrt vom 

bestehenden Betriebsgelände aus möglich ist.  

Im schmalen nördlichen Teilbereich, angrenzend an das 

Grundstück Flst.Nr. 163,1 wird der Gleiskörper vollständig 

erhalten.  Für diesen Bereich werden Artenschutzmaß-

nahmen M 1 festgesetzt (siehe Begründung Nr. 6.1. und 

Umweltbericht). Hier sind Ein- und Ausfahrten nicht zulässig. 

 

Öffentliche Verkehrsanlagen sind nicht erforderlich und nicht 

vorgesehen. 

 

5.2 Art der Nutzung 

 

 

Der Planbereich dient der Lagerung und Aufbereitung von 

Trockenschrott, sowie der Aufstellung und dem Betrieb einer 

mobilen Metallschere. Zulässig sind hier Lagerflächen für 

Trockenschrott, Aufbereitungs- und Verladeflächen und 

Fahrwege, sowie Stellflächen für eine mobile Metallschere.  

Durchsatzleistung und Ausführung (Fabrikat) der zum Einsatz 

kommenden Metallschere sind derzeit noch nicht bekannt. 

Die Prüfung erfolgt im bau- bzw. immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigungsverfahren. 

 

Weiterhin zulässig sind alle betriebsbezogenen 

Nebenanlagen, die keine Gebäude sind, wie z.B. 

Schüttgutboxen, Laderampen, Abschrankungen, Stütz-, 

Schüttgut- und Sichtschutzwände u.ä., sowie Wände zur 

Einfriedung der Lagerflächen. 

Die Lager- Verlade- und Fahrflächen umfassen ca. 1.618 m². 

Die Flächen werden vollständig befestigt und wasserun-

durchlässig versiegelt. 

 

Für den Bereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

wird gem. § 12 (3a) BauGB festgesetzt, dass nur solche 

Vorhaben zulässig werden, zu deren Durchführung sich der 

Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet.  
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5.2 Höhe baulicher 

Anlagen 

Aus Sicherheitsgründen, zur Abwehr von Diebstählen, als 

Sichtschutz von außen und als Schüttwände zur Ver-

größerung der Lagerkapazität sind, wie im bestehenden 

Betriebsgelände bereits vorhanden, im Vorhaben- und 

Erschließungsplan massive Wände zur Einfriedung der 

Lagerflächen vorgesehen.  

 

Diese betriebsbezogenen Nebenanlagen dürfen, um eine 

landschaftliche Einbindung durch die festgesetzte 

Bepflanzung zu gewährleisten, eine Höhe von max. 3,50 m 

erreichen. 
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Maßnahmen zum 

Schutz von Boden, 

Natur und Landschaft 

 

6.1 Artenschutz 

Zauneidechse 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im Jahr 2021 wurde bei erneuten artenschutzrechtlichen 

Untersuchungen festgestellt, dass es auf Grund der fortge-

schrittenen Sukzession des ehemaligen Gleisbettes nicht 

auszuschließen ist, dass seit der Vergrämung Zauneidechsen 

in Teilbereiche des aktuellen Geltungsbereichs eingewandert 

sind. Es wurden keine Zauneidechsen nachgewiesen, das 

Habitatpotential wurde jedoch als für die Art sehr günstig 

eingestuft.  

Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden, um einen 

potentiellen Reptilienlebensraum im Bereich der schmalen 

nördlichen Teilfläche zu erhalten, Flächen für Maßnahmen 

zum Schutz von Natur und Landschaft festgesetzt. 

 

Der bestehende Gleiskörper auf dem schmalen, nördlichen 

Teilbereich des Grundstück Flst.Nr. 1634/3 muss innerhalb der 

im zeichnerischen Teil mit Nr. 1 bezeichneten Fläche voll-

ständig und dauerhaft erhalten werden, ebenso der beste-

hende Bewuchs. Sträucher und Weidenaufwuchs in diesem 

Bereich müssen jeweils im Abstand von drei Jahren durch auf 

den Stock setzen zurückgeschnitten werden. Die Schnitt-

pflege darf dabei nur im Zeitraum vom 01. Oktober bis zum 

28. Februar erfolgen. Die Artenschutzmaßnahme M 1 ist im 

Umweltbericht des Fachbüros Umweltkonzept Diplom-

Biologin Tanja Irg, Schwendi, ausführlich dargestellt. 

 

 Insektenschutz Zur Vermeidung der Beeinträchtigung von Insekten dürfen im 

Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

für die Außenbeleuchtung der Lager- Arbeits- und 

Erschließungsflächen nur insektenfreundliche Leuchtmittel 

(z.B. LED-Leuchten) mit Lichtstrahl nach unten, mit einer 

Lichtpunkthöhe von max. 6,00 m verwendet werden. 

 

6.2 Landschaftliche 

Einbindung 

Pflanzgebote 

Im Rahmen des Umweltberichts wurden die Auswirkungen 

auf die Schutzgüter erhoben und bewertet.  
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Um die durch die geplante Nutzung verursachten Eingriffe in 

Boden, Natur und Landschaft zu minimieren und auszu-

gleichen, werden im vorhabenbezogenen Bebauungsplan, 

neben den in Nr. 6.1 dargestellten Maßnahmen zum Arten-

schutz, weitere Festsetzungen zum Schutz von Boden, Natur 

und Landschaft getroffen. 

 

Begrünungsmaßnahmen innerhalb der Lager- und Arbeits- 

und Verladeflächen sind aus betriebstechnischen Gründen, 

aufgrund der Fahrbewegungen mit schwerem Gerät nicht 

möglich. Deshalb werden zur landschaftlichen Einbindung 

des Betriebsgeländes Flächen für Maßnahmen zum Schutz 

von Natur und Landschaft mit Pflanzgeboten festgesetzt.  

 

Das Plangebiet liegt im Zielartenkonzept des Landkreises 

Ravensburg in einem Vorrangbereich zur Sicherung 

und Förderung der Zielart Neuntöter (2. Priorität). Im Plan-

gebiet fehlt es jedoch an geeigneten Habitatstrukturen für 

diese Art. Im südlich angrenzenden Vorhabenbezogenen Be-

bauungsplan „Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtle-

straße 54“ wurde deshalb zur Randeingrünung das Anpflan-

zen einer dornigen Hecke festgesetzt. Diese Heckenstruktur 

soll im Geltungsbereich nach Norden weitergeführt werden, 

um einen geeigneten Lebensraum für die Zielart Neuntöter 

anzubieten.   

Auf den mit Nr. 2 bezeichneten Flächen am westlichen Rand 

des Plangebietes ist auf die gesamte im zeichnerischen Teil 

festgesetzte Länge, auf einem 2,5 m breiten Geländestreifen 

eine schlehendominierte Feldhecke bzw. dorniges Gebüsch 

gem. Pflanzliste anzupflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu 

unterhalten.  

Der Anteil der dornigen Gehölze muss dabei mind. 50% 

betragen. Die Pflanzung der Gehölze muss 1-reihig, in der 

Reihe versetzt, mit einem Pflanzabstand von 1,5 m ausgeführt 

werden.  

 

6.3 Bodenschutz Bodenversiegelungen und Untergrundverdichtungen sind auf 

das unabdingbare betriebsnotwendige Maß zu begrenzen.  

Innerhalb der Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 

und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft sind 

Bodenversieglungen und Untergrundverdichtungen nicht 

zulässig.  

 

Im Rahmen der Erschließungsarbeiten und der Baumaß-

nahmen ist der fachgerechte Umgang mit dem Boden nach-

zuweisen. Der Nachweis kann z.B. durch ein Bodenmanage-

mentkonzept erfolgen.  

Zur Sicherstellung des fachgerechten Umgangs mit dem 

Boden werden die Begleitung der Bodenarbeiten und die 

Umsetzung des Konzepts durch eine bodenkundliche 

Fachkraft empfohlen. 

 



10 

6.4 Niederschlagswasser-

bewirtschaftung 

Zur Behandlung des anfallenden Niederschlagswasser 

werden Festsetzungen getroffen, die nachfolgend unter  

Nr. 8.2 erläutert sind.  

 

Das anfallende behandlungsbedürftige Oberflächenwasser 

aus den Lagerflächen muss in einer Retentionszisterne 

gesammelt werden und darf nur verzögert in den 

gemeindlichen Mischwasserkanal in der Hasengärtlestraße 

eingeleitet werden.  

 

6.5 Eingriffs-Ausgleichs-

Bilanzierung  

(§ 1a BauGB) 

Der naturschutzrechtliche Ausgleich kann, wie die Eingriffs- 

Ausgleichsbilanzierung im Umweltbericht zeigt, durch die 

geplanten Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen 

nur teilweise im Plangebiet selbst nachgewiesen werden. 

Darüber hinaus sind zusätzliche Maßnahmen außerhalb des 

Geltungsbereiches erforderlich. Das Kompensationsdefizit  

aus der Umsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungs-

planes beträgt 10.428 Ökopunkte nach ÖKVO.  

Dieses Defizit wird durch den Zukauf von Ökopunkten 

ausgeglichen.  

Durch den Vorhabensträger wurden im Vorgriff 10.500 

Ökopunkte erworben. Der Kaufvertrag vom April 2019 liegt 

Als Anlage 3 der Begründung bei. 
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Immissionsschutz Das Plangebiet liegt in einem Abstand von ca. 350 m zum 

Wohngebiet Riedweg III im Westen und in einem Abstand 

von ca. 450 m zu den Wohngebieten Auf der Steige im 

Norden.  

Der Planbereich dient der Erweiterung der Lagerflächen für 

Trockenschrott. Es werden keine zusätzlichen Betriebszwecke 

zulässig.  Der Bereich der Lagerflächen wird durch eine 

massive Einfriedung mit einer max. Höhe von 3,50 m, ab 

Oberkante des geplanten Geländes, eingefriedet. Die 

Einfriedung wird auf die gesamte Länge nach Westen hin 

hinterpflanzt. 

In Anbetracht der geringen Flächengröße des Plangebietes 

von insgesamt ca. 2.190 m², gegenüber den angrenzenden 

bestehenden Gewerbegebieten Sandäcker, Sandäcker II, 

Gewerbe- und Industriepark Sandäcker II und III mit 

insgesamt ca. 22 ha und der bestehenden Abstände zu den 

Wohn- und Mischgebieten sind durch die geplante 

Erweiterung der Lagerflächen keine erheblichen zusätzlichen 

Belastungen im Umfeld zu erwarten.  

 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Konsultationsabstandes  

der LinTec Aulendorf GmbH & Co. KG. Im Geltungsbereich 

des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wird keine 

zusätzliche schutzbedürftige Nutzung (z.B. Wohnbebauung) 

zulässig. Ein möglicher Anstieg der Gefährdung Dritter kann 

damit ausgeschlossen werden.  

 

 

 



11 

8 Ver- und Entsorgung 

 

 

8.1 Versorgung Für die geplanten Erweiterungsflächen wird keine 

Erschließung mit Trinkwasser erforderlich. Bei Erfordernis zu 

einem späteren Zeitpunkt kann das Plangebiet über den 

bestehenden Anschluss des Betriebsgeländes Hasengärtle-

straße 52 an das Leitungsnetz der Stadt Aulendorf mit 

Trinkwasser versorgt werden.  

Ein Anschluss an das Telekommunikationsnetz der Deutschen 

Telekom, ist sofern für die betrieblichen Einrichtungen erfor-

derlich, über den bestehenden Anschluss des Betriebsgelän-

des Hasengärtlestraße 52 möglich. 

Das Plangebiet kann durch einen Anschluss an das Leitungs-

netz der Netze BW GmbH mit Strom versorgt werden. 

 

Eine Versorgung mit Erdgas ist nicht vorgesehen. 

 

8.2 Entsorgung 

Abwasser 

 

 

Behandlungs-

bedürftiges 

Oberflächenwasser 

 

Betriebliches bzw. häusliches Abwasser fällt auf der 

geplanten Erweiterungsfläche nicht an.  

 

Das behandlungsbedürftige Oberflächenwasser aus den 

befestigten und versiegelten Lager- und Arbeitsflächen muss 

abgeleitet und in Retentionszisternen gepuffert werden.  

Es darf nur verzögert in den Mischwasserkanal in der 

Hasengärtlestraße eingeleitet werden. 

 

Das Ing. Büro Aßfalg Gaspard Partner hat im Jahr 2017 im 

Auftrag der Stadt Aulendorf die Oberflächenwasserableitung 

Plangebieten „Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtle-

straße 52 und 54“ untersucht und das erforderliche Rück-

haltevolumen und den einzustellenden Drosselabfluss 

berechnet. Die Bemessung des Retentionsvolumens erfolgte 

gemäß Arbeitsblatt DWA-A 117.  

Die Berechnungen wurden im März 2023 auf den Kostra-

DWD2020-Bemessungsregen aktualisiert. Die Retentions-

anlagen wurden für ein 5-jähriges Regenereignis bemessen. 

Für stärkere Regenereignisse wurde ein Toleranzzuschlag von 

10% eingearbeitet. 

Für das behandlungsbedürftige Niederschlagswasser aus 

dem Plangebiet „Erweiterung Betriebsgelände Hasen-

gärtlestraße 52“ ist gem. den Berechnungen des Ing. Büros 

Aßfalg Gaspard Partner ein Speichervolumen von mind.  

45 m³ erforderlich. Es muss ein Drosselabfluss von 2 l/s 

eingestellt werden.  

 

Die geplanten Retentionsanlagen auf dem Erweiterungs-

gelände führen zu geringeren Belastungswerten des Misch-

wasserkanals in der Hasengärtlestraße als im bisherigen Prog-

nosezustand.  
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Die Ausarbeitung des Ing. Büros Aßfalg Gaspard Partner aus 

dem Jahr 2017, sowie die Neuberechnung gem. Arbeitsblatt 

DWA-A 117 vom 16.03.2023 liegen der Begründung als 

Anlage 1 bei. 

Die Lage der geplanten Retentionszisterne ist im zeichneri-

schen Teil dargestellt. Es wird ein Retentionsvolumen von  

45 m³ festgesetzt. 

 

 Nicht behandlungs-

bedürftiges 

Oberflächenwasser 

Das anfallende Oberflächenwasser im Bereich der festge-

setzten Flächen für Maßnahmen zum Schutz von Boden, 

Natur und Landschaft außerhalb der Lager- und Arbeits-

flächen wird an Ort und Stelle flächig über die belebte 

Oberbodenschicht versickert.  

 

 

9 Flächenbilanz 

 

Gesamtfläche  

innerhalb des Geltungsbereiches 

des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes 

 

 

 

 

2.190 m² 

 

 

 

100 % 

  Flächen für die Lagerung und 

Aufbereitung von Trockenschrott 

vollständig befestigt und versiegelt 

 

1.618 m² 73,9 % 

  Flächen für Maßnahmen zum Schutz 

von Natur und Landschaft 

 

Artenschutzmaßnahme 

Zauneidechse 

 

Landschaftliche Einbindung 

Schlehendominierte Feldhecke 

 

 

 

 

 

 

321 m² 

 

 

251 m² 

 

 

 

14,7 % 

 

 

11,4 % 

Stadt Aulendorf 

Vorhabenbezogener 

Bebauungsplan  

mit integriertem Vorhaben- 

und Erschließungsplan 

„Erweiterung 

Betriebsgelände 

Hasengärtlestraße 52“ 

 

Begründung 

16.03.2023 

 

Kasten 

Freie Architekten  

und Stadtplaner 

Abt-Reher-Straße 10 

88326 Aulendorf 
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 Anlagen 

 

1 

 

 

 

 

2 

 

 

 

3 

 

 

Untersuchung der Oberflächenwasserableitung  

Aßfalg Gaspard Partner Ingenieurgesellschaft mbH 

88339 Bad Waldsee, 13.11.2017 

mit aktualisierter Berechnung 16.03.2023 

 

Freistellungsentscheidung 15.04.2016  

AZ 24/12/0513.2-22 / Aulendorf Freistellung 

Regierungspräsidium Tübingen 

 

Kaufvertrag über den Erwerb von Ökopunkten, 12.04.2019  

 

 



MGU090414lfn201Kap7.06 
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1. Allgemeines 

Die Stadt Aulendorf beauftragte im Rahmen des Projektes 0699-43 die Aßfalg Gaspard Partner 

Ingenieurgesellschaft mbH am 4. August 2016  mit der Untersuchung der 

Oberflächenwasserableitung vom Neubaugebiet Heydt und Burger.  

 

Im Jahr 2017 änderten sich die Flächen, die den Regenrückhaltebecken und der Mulde zufließen. Im 

November 2017 berechnet AGP die notwendigen Regenrückhalte- und Muldenvolumen mit den 

geänderten Größen. Diese Ergebnisse sind in diesem Bericht dargestellt.  

 

 

2. Planung 

2.1 Flächen und Drosselwassermengen 

In Tabelle 1 sind die zu entwässernden Flächen mit ihren Befestigungsgraden nach Art der 

Behandlung (Muldenversickerung oder Flächenversickerung) oder Ableitung (in den 

Mischwasserkanal) dargestellt. 

Bei einer Verwendung von einem spezifischen Speichervolumen von 300 m³/ha und 15 l/s*ha laut 

Büro Kasten ergeben sich die Tabelle 1 dargestellten Drosselabflüsse und Speichervolumen für die 

Flächen. Basierend einem Kostra-Bemessungsregen mit einer Wiederkehrzeit von 5 Jahren und 

Drosselabflüssen  von 15 l/s*ha wird zusätzlich das Speichervolumen nach DWA Arbeitsblatt A 117 

berechnet. Dieses ist ebenfalls in der Tabelle 1 dargestellt. Dieses ist etwas geringer als das vorab auf 

Grundlage des Wertes 300 m³/ha berechnete Volumen. Es werden die Werte nach DWA-Arbeitsblatt 

A 117 benutzt. 

 

Das notwendige Regenrückhaltevolumen der Fa. Burger beträgt 39 m³ bei einem Drosselabfluss von 

2 l/s.  

Das notwendige Regenrückhaltevolumen des RRB 1 der Fa. Heydt  beträgt 38 m³ bei einem 

Drosselabfluss von 2 l/s.  

Das notwendige Regenrückhaltevolumen des RRB 2 der Fa. Heydt  beträgt 35 m³ bei einem 

Drosselabfluss von 1,5 l/s.  

Es ist sicherzustellen, dass die kleinen Drosselabflüsse an den Speichern eingerichtet werden können. 
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Tabelle 1: Flächendaten, Drosselabflüsse und notwendige Speichervolumen 

 

2.2 Versickerungsmulde 

2.2.1 Kf-Wert 

Im Entwurf des Bebauungsplanes wird die Versickerungsfähigkeit auf Seite 10 unter „Pos. 8 

Geotechnische Untersuchung“ der Begründung wie folgt beschrieben: 

Im Sickerversuch wurde ein Durchlässigkeitsbeiwert des Bodens von kf von 8,59 x 10-5 m/s ermittelt, 

der mit einem Korrekturfaktor von 2,0 einen Bemessungswert von kf 1,718 x 10-4 m/s ergibt. Die 

geotechnische Stellungnahme kommt zu dem Ergebnis, dass damit die Voraussetzungen für eine 

wirksame Versickerung am untersuchten Standort erfüllt sind.  

Laut Landratsamt Ravensburg (Schreiben vom 9.3.17) kann der Durchlässigkeitsbeiwert der 30 cm 

mächtigen Humusschicht zur Bemessung zu 5x10-5 m/s angesetzt werden. 

 

2.2.2 Muldengröße 

Bei einer undurchlässigen Fläche von 1654 m² ergibt sich ein notwendiges Muldenspeichervolumen 

von 37,4 m³. Mit einer Versickerungsfläche von 130 m² und einer Stauhöhe von 0,29 m ergibt sich ein 

Speichervolumen von 38 m³. Die Entleerungszeit der Mulde beträgt 3,2 h. Im Anhang 4 ist die 

entsprechende Berechnung dargestellt.  

Es ist darauf zu achten, dass evt. Feinteile der angrenzenden Flächen nicht in die Mulde gelangen. 

Ggf. ist ein schmaler Grünstreifen anzulegen. 

 

 

Fläche 

[m²]

Be-

festi-

gungs-

grad 

[%]

be-

festigte 

Fläche 

[m²]

Be-

zeich-

nung 

RRB

Speicher-

volumen 

bei 300 

m³/ha 

[m³]

Drossel-

abfluss 

bei 15 

l/s*ha 

[l/s]

Ge-

wählter 

Drossel-

abfluss 

[l/s]

RRB-

Volumen 

nach 

DWA A 

117 [m³]

Summe Zufluss in MW-Kanal nach Rückhaltespeicher 4467 4020

Trockenschrott, Metallschere (Burger, 0 m³ Speicher 

bestehend) 1577 90 1419

RRB 

Burger 43 2,13 2 39

Bauschutt, Beton,Bitumen, Brecheranlage, Lager 

ungeprüftes Material (Heydt, 56 m³ Speicher 

bestehend) (2 Flächen: 937m²+ 603m²) 1540 90 1386

RRB 

Heydt 1 42 2,08 2 38

Lagerfläche RC-Material geprüft und Standfläche 

Brecher, Fa. Heydt 1350 90 1215

RRB 

Heydt 2 36 1,82 1,5 35

Summe Einleitung in Versickerungsmulde 2648 62 1654

Fahrwege 1734 60 1040

Lagerung und Verladen Humus, wasserdurchlässig 

befestigt 750 60 450

Versickerungsmulde 164 100 164

Randstreifen um Mulde 15 10 2

Flächenversickerung in Grünfläche 1640 0

Grünfläche 1640 0 0
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3. Simulation Prognose und Planung  

3.1 Aktualisierungen November 2017 

Die folgenden Erläuterungen (Kapitel 3.2 und 3.3) wurden nicht aktualisiert, da die Veränderungen 

im Vergleich zur vorherigen Berechnung gering sind. Statt der Einleitung von 2 x 2l/s werden nun 

2x2 l/s und zusätzlich 1 x 1,5 l/s eingeleitet.  

Im Vergleich zum maximalen Mischwasserabfluss (sowohl beim Regen mit der Wiederkehrhäufigkeit 

3 als auch 5 Jahre) haben die zusätzlichen 1,5 l/s keinen maßgeblichen Einfluss.  

3.2 Prognosezustand als Ausgangsbasis 

Bei der Simulation des Prognosezustands (Bestand zuzüglich zukünftige bebaute Flächen) wurden 

die Flächen, die nun bebaut und geändert werden sollen, noch mit einem höheren als dem der 

vorgesehen Planung entsprechenden Befestigungsgrad beaufschlagt. Bei einem Bemessungsregen 

mit einer Wiederkehrzeit von 5 Jahren führte dies im Prognosezustand zu Überlastungen im Kanal. 

 

Um den Einfluss der Wiederkehrhäufigkeit des Bemessungsregens darzustellen, werden alle 

Simulationen zusätzlich mit einem Bemessungsregen mit einer Wiederkehrzeit von 3 Jahren 

(zusätzlich zur Widerkehrzeit von 5 Jahren) durchgeführt.  

 

 

 

 

Abbildung 1: Lageplanausschnitt Prognosezustand, T=5a, unsaniert 
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Abbildung 2: Längsschnitt Prognosezustand, T=5a, unsaniert 

 

 

Abbildung 3: Lageplanausschnitt Prognosezustand, T=3a, unsaniert 
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Abbildung 4: Längsschnitt Prognosezustand, T=3a, unsaniert 

 

3.3 Planungszustand „Gedrosselter Zufluss in Mischwasserkanal“ 

Der Prognosezustand Aulendorf wird bei diesen Untersuchungen als Basis benutzt. Damit wird der 

Planungszustand Burger/Heyedt verglichen. Im Planungszustand werden die an die 

Versickerungsmulde, Versickerungsfläche und nach Drosselung an den Mischwasserkanal 

angeschlossenen Flächen mit einem Befestigungsgrad von 0 angesetzt. Der Drosselabfluss wird als 

konstanter Zufluss von 4 l/s in die Haltung von Schacht 2048 bis 2049 geleitet.  

 

Die Berücksichtigung der Prognoseflächen laut vorhabensbezogenem Baubauungsplan mit 

integriertem Vorhaben- und Erschließungsplan „Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestrasse 52 

+ 54“ vom 08.07.2016 (Architekturbüro Kasten) reduziert die Belastung des Mischwasserkanals. Die 

Überlastung ist bei einem Bemessungsregen mit einer Wiederkehrzeit von 5 Jahren allerdings immer 

noch vorhanden.  
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Abbildung 5: Lageplanausschnitt Prognosezustand, T=5a, unsaniert, abgehängte Flächen Heydt/Burger,  

Zufluss in Haltung 2048-2049 4 l/s, 1,5 l/s aus Prognosefläche 1618 

 
 

 
 

Abbildung 6: Längsschnitt Prognosezustand, T=5a, unsaniert, abgehängte Flächen Heydt/Burger,  

Zufluss in Haltung 2048-2049 4 l/s, 1,5 l/s aus Prognosefläche 1618 
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Abbildung 7: Lageplanausschnitt Prognosezustand, T=3a, unsaniert, abgehängte Flächen Heydt/Burger,  

Zufluss in Haltung 2048-2049 4 l/s, 1,5 l/s aus Prognosefläche 1618 

 

Beim Bemessungsregen T05 ergibt sich ein Wasseraustritt am Schacht 2048, beim Bemessungsregen 

T03 ein Wasseraustritt mit geringerer Austrittsmenge. 

 

Abbildung 8: Längsschnitt Prognosezustand, T=3a, unsaniert, abgehängte Flächen Heydt/Burger,  

Zufluss in Haltung 2048-2049 4 l/s, 1,5 l/s aus Prognosefläche 1618 

 

Die Ergebnisse der Simulationen sind in Tabelle 2 dargestellt. Daraus wird sehr deutlich, dass der 

jetzige Planungszustand mit Berücksichtigung den geplanten Um- und Baumaßnahmen 

Heydt/Burger durchgehend geringere Belastungswerte des Kanals aufweist als der vorherige 

Prognosezustand ohne Um- und Baumaßnahmen. Dies gilt sowohl für eine Wiederkehrzeit von 5 als 

auch von 3 Jahren. 
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Tabelle 2: Ergebnisse der Simulationsberechnungen 

 
Prognose
-zustand 

T=5a 

Vergleich 
Prognose- 

und 
Planungs-
zustand 

Planungs
-zustand 

T=5a 

Prognose
-zustand 

T=3a 

Vergleich 
Prognose- 

und 
Planungs-
zustand 

Planungs
-zustand 

T=3a 

Maximaler Durchfluss in 
Haltung 2048-2049 [l/s] 

138,2 > 114,10 130,30 > 99,60 

Maximaler Durchfluss in 
Haltung 2049-2050 [l/s] 

286,40 > 264,40 262,10 > 251,30 

Maximale 
Überlaufwassermenge 
in Schacht 2048 [m³] 

32,8 > 12,7 19,5 > 4,3 

Maximaler Wasserstand 
in Schacht 2049 [müNN] 

560,45 > 560,23 560,28 > 560,13 
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4. Anhang 

Anhang 1: Ermittlung des notwendigen Speichervolumens RRB Burger 

 

 

 
   

Eingabedaten:  Vs,u = (rD(n) - qdr ) * D * fZ * fA * 0,06  mit  qdr = (Qdr,RRB + Qdr,RÜB - Qt24) / Au

AE m2 1.577

Ψm - 0,90

Au m2 1.419

VRÜB m3

Qdr,RÜB l/s

Qt24 l/s

Qdr l/s 2,0

Drosselabflussspende bezogen auf Au qdr l/(s ha) 14,1

gewählte Länge der Sohlfläche (Rechteckbecken) Ls m

gewählte Breite der Sohlfläche (Rechteckbecken) bs m

gewählte max. Einstauhöhe (Rechteckbecken) z m

gewählte Böschungsneigung (Rechteckbecken) 1:m -

gewählte Regenhäufigkeit n 1/Jahr 0,2

Zuschlagsfaktor fZ -

Fließzeit zur Berechnung des Abminderungsfaktors tf min

Abminderungsfaktor fA -

Ergebnisse:

D min

rD,n l/(s*ha)

Verf,s,u m3/ha

Verf m3

V m3

Lo m

bo m

tE h

erfordl. spezifisches Speichervolumen

Beckenbreite an Böschungsoberkante

vorhandenes Speichervolumen

Beckenlänge an Böschungsoberkante

maßgebende Regenspende

maßgebende Dauer des Bemessungsregens

erforderliches Speichervolumen

90

273

56,2

39

Entleerungszeit

Trockenwetterabfluss

vorgelagertes Volumen RÜB

Drosselabfluss

vorgegebener Drosselabfluss RÜB

undurchlässige Fläche

RRB Burger

Einzugsgebietsfläche

Abflussbeiwert gem. Tabelle 2 (DWA-A 138)
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Anhang 2: Ermittlung des notwendigen Speichervolumens RRB 1 Heydt 

 

 

 

  

Eingabedaten:  Vs,u = (rD(n) - qdr ) * D * fZ * fA * 0,06  mit  qdr = (Qdr,RRB + Qdr,RÜB - Qt24) / Au

AE m2 1.540

Ψm - 0,90

Au m2 1.386

VRÜB m3

Qdr,RÜB l/s

Qt24 l/s

Qdr l/s 2,0

Drosselabflussspende bezogen auf Au qdr l/(s ha) 14,4

gewählte Länge der Sohlfläche (Rechteckbecken) Ls m

gewählte Breite der Sohlfläche (Rechteckbecken) bs m

gewählte max. Einstauhöhe (Rechteckbecken) z m

gewählte Böschungsneigung (Rechteckbecken) 1:m -

gewählte Regenhäufigkeit n 1/Jahr 0,2

Zuschlagsfaktor fZ -

Fließzeit zur Berechnung des Abminderungsfaktors tf min

Abminderungsfaktor fA -

Ergebnisse:

D min

rD,n l/(s*ha)

Verf,s,u m3/ha

Verf m3

V m3

Lo m

bo m

tE hEntleerungszeit

vorhandenes Speichervolumen

Beckenlänge an Böschungsoberkante

Beckenbreite an Böschungsoberkante

maßgebende Regenspende 56,2

erfordl. spezifisches Speichervolumen 271

erforderliches Speichervolumen 38

maßgebende Dauer des Bemessungsregens 90

vorgegebener Drosselabfluss RÜB

Trockenwetterabfluss

Drosselabfluss

Abflussbeiwert gem. Tabelle 2 (DWA-A 138)

undurchlässige Fläche

vorgelagertes Volumen RÜB

RRB 1 Heydt

Einzugsgebietsfläche



 
 13.11.2017   Heydt/Burger 
 P233-02  Erläuterungsbericht 

 Seite 13 von 14 

Anhang 3: Ermittlung des notwendigen Speichervolumens RRB 2 Heydt 

   

 

  

Eingabedaten:  Vs,u = (rD(n) - qdr ) * D * fZ * fA * 0,06  mit  qdr = (Qdr,RRB + Qdr,RÜB - Qt24) / Au

AE m2 1.350

Ψm - 0,90

Au m2 1.215

VRÜB m3

Qdr,RÜB l/s

Qt24 l/s

Qdr l/s 1,5

Drosselabflussspende bezogen auf Au qdr l/(s ha) 12,3

gewählte Länge der Sohlfläche (Rechteckbecken) Ls m

gewählte Breite der Sohlfläche (Rechteckbecken) bs m

gewählte max. Einstauhöhe (Rechteckbecken) z m

gewählte Böschungsneigung (Rechteckbecken) 1:m -

gewählte Regenhäufigkeit n 1/Jahr 0,2

Zuschlagsfaktor fZ -

Fließzeit zur Berechnung des Abminderungsfaktors tf min

Abminderungsfaktor fA -

Ergebnisse:

D min

rD,n l/(s*ha)

Verf,s,u m3/ha

Verf m3

V m3

Lo m

bo m

tE hEntleerungszeit

vorhandenes Speichervolumen

Beckenlänge an Böschungsoberkante

Beckenbreite an Böschungsoberkante

maßgebende Regenspende 56,2

erfordl. spezifisches Speichervolumen 284

erforderliches Speichervolumen 35

maßgebende Dauer des Bemessungsregens 90

vorgegebener Drosselabfluss RÜB

Trockenwetterabfluss

Drosselabfluss

Abflussbeiwert gem. Tabelle 2 (DWA-A 138)

undurchlässige Fläche

vorgelagertes Volumen RÜB

RRB 2 Heydt

Einzugsgebietsfläche
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Anhang 4: Ermittlung des notwendigen Volumens und der Einstauhöhe der Versickerungsmulde bei 

einer Versickerungsfläche von 130 m² 

 

 

 

 



Auftraggeber:

Rückhalteraum:

Eingabedaten:  Vs,u = (rD(n) - qdr ) * D * fZ * fA * 0,06  mit  qdr = (Qdr,RRB + Qdr,RÜB - Qt24) / Au

AE m2 1.618

�m - 0,90

Au m2 1.456

VRÜB m3

Qdr,RÜB l/s

Qt24 l/s

Qdr l/s 2,0

Drosselabflussspende bezogen auf Au qdr l/(s ha) 13,7

gewählte Länge der Sohlfläche (Rechteckbecken) Ls m

gewählte Breite der Sohlfläche (Rechteckbecken) bs m

gewählte max. Einstauhöhe (Rechteckbecken) z m

gewählte Böschungsneigung (Rechteckbecken) 1:m -

gewählte Regenhäufigkeit n 1/Jahr 0,2

Zuschlagsfaktor fZ -

Fließzeit zur Berechnung des Abminderungsfaktors tf min

Abminderungsfaktor fA -

Ergebnisse:
D min

rD,n l/(s*ha)

Verf,s,u m3/ha
Verf m3

V m3

Lo m

bo m

tE h

Bemerkungen:

Bemessung von Rückhalteräumen 
 im Näherungsverfahren nach Arbeitsblatt DWA-A 117

RRB Burger

Einzugsgebietsfläche

Abflussbeiwert gem. Tabelle 2 (DWA-A 138)

undurchlässige Fläche

vorgelagertes Volumen RÜB

vorgegebener Drosselabfluss RÜB

Trockenwetterabfluss

Drosselabfluss

maßgebende Dauer des Bemessungsregens 120

maßgebende Regenspende 49,83

erfordl. spezifisches Speichervolumen 312

erforderliches Speichervolumen 45
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 Freistellung der Flst. 1575/3 und 1626/4 in Aulendo rf gem. § 23 AEG 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

sehr geehrter Herr Gieger, 

 

auf Ihren Antrag vom 01.02.2016 ergeht folgende  

 

Freistellungsentscheidung: 

 

1. Die Flurstücke 1575/3 und 1626/4 in Aulendorf werden  gem. § 23 AEG von Bahnbe-

triebszwecken freigestellt.  

2. Der Rückbau der Gleisanlagen bedarf keiner eisenbahnrechtlichen Gestattung.  

3. Für die Entscheidung wird eine Gebühr von 300,00 Euro erhoben.  
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Begründung: 

 

Zu 1.  

 

Das Regierungspräsidium Tübingen ist für die Entscheidung über die Entlassung von 

Flächen aus der eisenbahnrechtlichen Zweckbestimmung (Freistellung) zuständig. Die 

Zuständigkeit ergibt sich aus §§ 23 Abs. 1, 18 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG). 

Die Stadt Aulendorf hat am 01.02.2016 als Eigentümerin die Freistellung der Flurstücke 

1575/3 und 1626/4 in Aulendorf gem. § 23 AEG beantragt.   

 

Im Rahmen des Freistellungsverfahrens wurden Eisenbahnverkehrsunternehmen, die 

nach § 1 Abs. 2 des Regionalisierungsgesetzes zuständigen Behörden, die zuständigen 

Träger der Landesplanung und Regionalplanung, die betroffenen Gemeinden sowie 

Eisenbahninfrastrukturunternehmen, soweit deren Eisenbahninfrastruktur an die vom 

Antrag betroffene Eisenbahninfrastruktur anschließt, durch öffentliche Bekanntmachung 

im Bundesanzeiger vom 28.04.2016 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. Es 

sind keine Stellungnahmen eingegangen. 

 

Die auf den Flurstücken 1575/3 und 1626/4 liegenden Gleise wurden seit ca. 20 Jahren 

nicht mehr befahren und sind durch Beschluss des Landesbevollmächtigten für Eisen-

bahnaufsicht vom 19.06.1997 stillgelegt worden. Die Kündigung des Infrastrukturan-

schlussvertrags zwischen der Stadt Aulendorf und der Deutschen Bahn über den Be-

trieb und die Unterhaltung der Anschlussweiche erfolgt zum 30.06.2016.  

 

Es ist nicht erkennbar, dass es jemals wieder ein Verkehrsbedürfnis für die Nutzung der 

Gleisanlage geben könnte. Gründe, die gegen die beantragte Freistellung  der Flurstü-

cke 1575/3 und 1626/4 sprechen, sind daher nicht ersichtlich.  

 

Durch die Freistellung wird sowohl die besondere Zweckbestimmung der Grundstücke, 

dem Eisenbahnbetrieb zu dienen, als auch die Eigenschaft als Betriebsanlage einer 

Eisenbahn aufgehoben. Die Fläche wird aus der eisenbahnrechtlichen Fachplanung 

(Fachplanungsvorbehalt gemäß. § 38 BauGB in Verbindung mit §18 AEG) entlassen 
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und die Planungshoheit geht damit auf die kommunale Bauleitplanung über.  

Die Flächen fallen mit Wirksamwerden der Freistellungsverfügung in den Geltungsbe-

reich der allgemeinen Rechtsordnung zurück, so dass ab diesem Zeitpunkt die Grund-

stücke dem allgemeinen Bauplanungsrecht und der kommunalen Zuständigkeit unterlie-

gen. 

 

Zu 2. 

 

Der Rückbau der Gleise bedarf aufgrund der Freistellung keiner eisenbahnrechtlichen 

Gestattung. Ob ggf. andere Genehmigungen hierfür erforderlich sind, ist nicht Gegen-

stand dieser Entscheidung.  

 

Zu 3.  

 

Die Gebührenentscheidung folgt aus §§ 1 bis 7, 12, 14, 16 und 18 des Landesgebüh-

rengesetzes i. V. m. Nummer 14.1.7 des Gebührenverzeichnisses zur Gebührenverord-

nung des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur vom 17.04.2012, woraus sich ein 

Rahmen von 50 Euro bis 5.000 Euro ergibt. Unter Berücksichtigung  der Bedeutung des 

Gegenstandes und des Verwaltungsaufwands des Regierungspräsidiums. hält das 

Regierungspräsidium Tübingen eine Gebühr in Höhe von 300,00 Euro für angemessen.  

 

Rechtsbehelfsbelehrung  

 

Gegen den Freistellungs- und den Gebührenbescheid kann innerhalb eines Monats 

nach Zustellung schriftlich oder zur Niederschrift beim Verwaltungsgericht Sigmaringen, 

Karlstraße 13, 72488 Sigmaringen, Klage erhoben werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Viktoria Wunder 
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Umweltbericht  
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 52“             
in Aulendorf 

 

Stand:   16.03.2023 

 

Verfahrensführende  

Gemeinde:              Stadt Aulendorf             
                            Hauptstraße 35  

          88326 Aulendorf 

Tel. 07525/9340 

E-Mail: info@aulendorf.de 

 

 

Auftragnehmer:      Tanja Irg 

          Umweltkonzept 

          Schützenstraße 17 

          88477 Schwendi 

          Tel. 07353-7504613           

          E-Mail: kontakt@irg-umweltkonzept.de 

          www.irg-umweltkonzept.de  
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1. Einleitung 

1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele der Planung 

1.1.1  Ziele der Planung 
Die Stadt Aulendorf plant die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans im Süden der 
Kernstadt Aulendorf, am südwestlichen Rand des Gewerbegebietes Sandäcker.  
Ziel der Erweiterung ist, der Firma Burger Recycling GmbH für ihre betriebliche Entwicklung Erweite-
rungsmöglichkeiten des Betriebsgeländes im Gewerbegebiet Sandäcker westlich der Hasengärtlestraße 
zu schaffen. Die Lagerung und Aufbereitung von Aluminium-Trockenschrott soll zukünftig auf der west-
lich an das bisherige Betriebsgelände angrenzenden Erweiterungsfläche erfolgen. Die Flächen im Plan-
gebiet dienen ausschließlich der Erweiterung des Betriebsgeländes der Firma Burger Recycling GmbH. 
Der Bebauungsplan wird aus dem bestehenden Flächennutzungsplan der Stadt Aulendorf entwickelt.  
 
Das Plangebiet schließt westlich des bestehenden, nicht mehr genutzten Industriegleises an die bebau-
ten Bereiche des Gewerbegebietes „Gewerbe- und Industriepark Sandäcker II“ an. Im Westen grenzen 
ackerbaulich genutzte landwirtschaftliche Fläche an (Abbildungen 1+2). Das direkte Plangebiet ist der-
zeit landwirtschaftlich als Ackerfläche genutzt. Städtebaulich wird der vorhabenbezogene Bebauungs-
plan in unmittelbarer Nachbarschaft zu bereits vorhandenen Gewerbegebieten entwickelt und führt 
somit die bereits vorhandenen baulichen Strukturen fort. 
 
Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit integriertem Vorhaben- und Er-
schließungsplan „Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 52“ umfasst die westliche Teilfläche 
des Grundstücks Flst.Nr. 1634/3 mit insgesamt 2.190 m. Die östliche Teilfläche des Grundstücks Flst.Nr. 
1634/3 liegt innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes „Gewerbe- und Industriepark San-
däcker II“. 
 
Der Umweltbericht behandelt gem. Anlage 1 zu § 2 (4), §§ 2a + 4 c BauGB, die Belange des Umwelt-, 
Landschafts- und Naturschutzes, ermittelt die umweltbezogenen Auswirkungen der Planung und erar-
beitet Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und Kompensation potentieller Eingriffe. Im vorlie-
genden Fall wird der Umweltbericht durch eine Eingriffs-Ausgleichs-Bilanz ergänzt. Des Weiteren sind 
die Gemeinden nach § 4c BauGB dazu verpflichtet, erhebliche Umweltauswirkungen, die auf Grund der 
Durchführung der Bauleitpläne eintreten (Monitoring), zu überwachen. 
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1.1.2  Festsetzungen im Bebauungsplan 
 

Planungsrecht 

Für den Bereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wird gem. § 12 (3a) BauGB festgesetzt, dass 
nur solche Vorhaben zulässig werden, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchfüh-
rungsvertrag verpflichtet.  
 
Der Planbereich dient der Lagerung und Aufbereitung von  Trockenschrott, sowie der Aufstellung und 
dem Betrieb einer mobilen Metallschere. Zulässig sind hier Lagerflächen für Trockenschrott, Aufberei-
tungs- und Verladeflächen und Fahrwege, sowie Stellflächen für eine mobile Metallschere.   
Durchsatzleistung und Ausführung (Fabrikat) der zum Einsatz kommenden Metallschere sind derzeit 
noch nicht bekannt. Die Prüfung erfolgt im bau- bzw. immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsver-
fahren.  
Weiterhin zulässig sind alle betriebsbezogenen Nebenanlagen, die keine Gebäude sind, wie z.B. Schütt-
gutboxen, Laderampen, Abschrankungen, Stütz-, Schüttgut- und Sichtschutzwände u.ä., sowie Wände 
zur Einfriedung der Lagerflächen.  
Die Lager- Verlade- und Fahrflächen umfassen ca. 1.618 m².  
Die Flächen werden vollständig befestigt und wasserundurchlässig versiegelt.  
 
Weiter sind im Bebauungsplan enthalten: 
Flächen für Maßnahmen zum Schutz von Natur und Landschaft: 

- Strukturverbessernde Artenschutzmaßnahme für die Zauneidechse: 321m² 
- Landschaftliche Einbindung / Schlehendominierte Feldhecke: 251 m² 

 

Städtebaulich wird das neue Gewerbegebiet in unmittelbarer Nachbarschaft zu bereits vorhandenen 
Gewerbegebieten entwickelt und führt somit die bereits vorhandenen baulichen Strukturen fort.  
Aus Sicherheitsgründen, zur Abwehr von Diebstählen, als Sichtschutz von außen und als Schüttwände 
zur Vergrößerung der Lagerkapazität sind, wie im bestehenden Betriebsgelände bereits vorhanden, im 
Vorhaben- und Erschließungsplan massive Wände zur Einfriedung der Lagerflächen vorgesehen.   
 
Diese betriebsbezogenen Nebenanlagen dürfen, um eine landschaftliche Einbindung durch die festge-
setzte Bepflanzung zu gewährleisten, eine Höhe von max. 3,50 m erreichen. 
 
Regenwasser 

Das anfallende behandlungsbedürftige Oberflächenwasser aus den Lagerflächen muss in einer Retenti-
onszisterne gesammelt werden und darf nur verzögert in den gemeindlichen Mischwasserkanal in der 
Hasengärtlestraße eingeleitet werden.  
Das Ing. Büro Aßfalg Gaspard Partner hat im Auftrag der Stadt Aulendorf die Oberflächenwasserablei-
tung aus dem Plangebiet untersucht und das erforderliche Rückhalte-volumen und Drosselabfluss be-
rechnet. Die Bemessung erfolgte gemäß Arbeitsblatt DWA-A 117.  Die Ausarbeitung des Ing. Büros 
Aßfalg Gaspard Partner liegt der Begründung als Anlage 1 bei.  
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Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung der geplanten Erweiterungsfläche darf nur über das Betriebsgelände der 
Firma Burger Recycling GmbH von der Hasengärtlestraße aus erfolgen.   
Der Erweiterungsbereich wurde mit dem bestehenden Betriebsgrundstück zu einem Grundstück ver-
schmolzen.   
Da das Verfahren zur Freistellung der bisherigen Bahnanlagen von Bahnbetriebszwecken abgeschlossen 
war, konnte der Gleiskörper des früheren Industriegleises im südlichen Teilbereich ausgebaut werden, 
sodass die Zufahrt vom bestehenden Betriebsgelände aus möglich ist.   
Im schmalen nördlichen Teilbereich, angrenzend an das Grundstück Flst.Nr. 1631 wird der Gleiskörper 
vollständig erhalten.  Hier sind Ein- und Ausfahrten nicht zulässig.  
 
Öffentliche Verkehrsanlagen sind nicht erforderlich und nicht vorgesehen.  
 

 
Abbildung 1: Ausschnitt aus dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Erweiterung Betriebsgelände Hasengärt-
lestraße 52“ (Quelle: Kasten Architekten) 
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1.1.3 Standort, Art und Umfang der Planung  
 

Plangebiet 

Der Planbereich ist derzeit überwiegend landwirtschaftlich als Ackerfläche genutzt. Die Fläche weist 
keinen Gehölzbestand auf. Entlang der Trasse des ehemaligen Industriegleises, sowie in den randlichen 
Bereichen angrenzend an das bestehende Betriebsgrundstück Hasengärtlestraße 52 findet sich Saum- 
vegetation mit Aufwuchs.   
Im nördlichen, schmal zulaufenden Teilbereich des Grundstücks Flst.Nr. 1634/3 sind das Gleisbett und 
der  
Gleiskörper des ehemaligen Industriegleises erhalten.  Hier findet sich beidseits des Gleiskörpers ein 
dichter Gehölzsaum. 
 
Das Gelände ist von Südwesten nach Nordosten leicht geneigt. Der Höhenunterschied beträgt von der  
südwestlichen Grenze bis zum Gleisbereich ca. 1,90 m von 561,90 m üNN bis 560,00 m üNN. 
 

 
 

         Abbildung 2: Übersicht Standort  rot: Planungsgebiet (Quelle Luftbild LUBW)  
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1.1.4 Bedarf an Grund und Boden des geplanten Vorhabens 

 

Gesamtfläche im Geltungsbereich 2.190 m² 100 %  

Flächen für die Lagerung und Aufbereitung von Trockenschrott 1.618 m² 73.9 %  

Flächen für Maßnahmen zum Schutz von Natur und Landschaft 321 m² 14.7 %  

Landschaftliche Einbindung Schlehendominierte Feldhecke 251 m² 11.4 % 

 
  

1.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten 
Ziele des Umweltschutzes und ihre Berücksichtigung in der Planung 

1.2.1 Fachgesetze 
 

 Baugesetzbuch - BauGB §§ 1 (6), 1a (3) und 2a  
 Bundes-Naturschutzgesetz - BNatschG   
 Naturschutzgesetz Baden-Württemberg -NatschG BW §§ 9, 20, 21 
 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG   
 FFH-Richtlinie 92/43/EWG des Rates der Europäischen Gemeinschaft 
 Wasserhaushaltsgesetz und Wassergesetz Baden-Württemberg 
 Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG und BodSchG Baden-Württemberg 
 Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG   

1.2.2 Fachpläne, übergeordnete Planungen 

Landesentwicklungsplan 
o Der Landesentwicklungsplan aus dem Jahr 2002 ordnet die Stadt Aulendorf als Kleinzentrum 

ein. 
o Der Ländliche Raum im engeren Sinne ist so zu entwickeln, dass günstige Wohnstandortbedin-

gungen ressourcenschonend genutzt, ausreichende und attraktive Arbeitsplatz-, Bildungs- und 
Versorgungsangebote in angemessener Nähe zum Wohnort bereitgehalten, der agrar- und wirt-
schaftsstrukturelle Wandel sozial verträglich bewältigt und großflächige, funktionsfähige Frei-
räume gesichert werden. 

o Baumaßnahmen sollen sich hinsichtlich Art und Umfang in die Siedlungsstruktur und die Land-
schaft einfügen. Auf flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen und ein belastungs-
armes Wohnumfeld ist zu achten 
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Regionalplan 
o Der Regionalplan Donau-Iller (1987) formuliert für das direkte Plangebiet keine Zielvorgaben. 
o Im Entwurf zum Regionalplan ist Aulendorf als Unterzentrum und Siedlungsschwerpunkt ausge-

wiesen, sowie als Schwerpunkt für Dienstleistungseinrichtungen und Gewerbe und Industrie. 

 

Flächennutzungsplan 
o Das Plangebiet ist im Flächennutzungsplan der Stadt Aulendorf als Gewerbliche Baufläche (G 1) 

dargestellt (Abbildung 3).   
o Im Umweltbericht zum Flächennutzungsplan (Dipl. Ing. Rolf Deni, 2011) wurden die Umweltaus-

wirkungen bei einer Erschließung und Bebauung des Gebietes untersucht und bewertet: 
Die Auswirkungen auf die Schutzgüter Mensch, Tiere und Pflanzen, Wasser, Klima und Luft, Land-
schaft und Kulturgüter werden als gering eingestuft. Die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden 
werden, da bei der Erschließung und Bebauung der Fläche die Bodenfunktionen verloren gehen, 
als mittel eingestuft.   

o Im Umweltbericht zum Flächennutzungsplan (Dipl. Ing. Rolf Deni, 2011) wird zusammenfassend 
ausgeführt, dass „…nach derzeitigem Kenntnisstand nach der Realisierung der Planung und der 
Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und Kompensation der Eingriffe keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind“.  
 

 
Abbildung 3: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan mit Kennzeichnung Plangebiet 
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1.2.3 Schutzgebiete / Schutzkategorien  

Innerhalb des Plangebietes sowie im Wirkraum sind keine Schutzgebiete gem. §§ 21 – 32 BNatSchG vor-
handen.  
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2. Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen 
Umweltzustands (Basisszenario), einschließlich der 
Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich 
beeinflusst werden, Prognose über die Entwicklung des 
Umweltzustands bei Durchführung der Planung, mögliche 
erhebliche Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase der 
geplanten Vorhaben   

In diesem Kapitel wird ein Gesamtüberblick über die Umweltsituation im Plangebiet gegeben. Es werden 
die Informationen zu den Umweltaspekten schutzgutbezogen entsprechend einer systematischen Glie-
derung hinsichtlich Bestand und Bewertung steckbriefartig dargestellt und beurteilt.  

2.1 Schutzgut Arten und Lebensräume; Biologische Vielfalt (Tiere und Pflanzen; 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 

 
Kriterien zur Beurteilung des Schutzgutes sind die Naturnähe, Empfindlichkeit und der Vernetzungsgrad 
der betrachteten Lebensräume sowie das Vorkommen geschützter oder gefährdeter Arten bzw. Bioto-
pe. 

 
Bestand: 
Innerhalb des Plangebietes sind keine Schutzgebiete gem. §§ 21 – 32 BNatSchG vorhanden. Durch das 
Vorhaben werden im Plangebiet überwiegend intensiv landwirtschaftlich genutzte Flächen überplant 
(siehe Karte im Anhang - Bestandsplan vor Baumaßnahme).  
 
Artenschutzrechtliche Bestandsaufnahmen: 
Bereits im Jahr 2015 und 2016 erfolgten umfangreiche artenschutzrechtliche Untersuchungen auf der 
Planfläche. Die Planung sah damals einen gemeinsamen vorhabenbezogenen Bebauungsplan der Be-
triebe Heydt und Burger (Hasengärtlestraße 52 und 54) vor.   
Auf Grund der 2015 und 2016 nachgewiesenen streng geschützten Zauneidechse (Lacerta agilis) im 
Gleisbereich des Vorhabensgebiets Hasengärtlestr. 54 wurde eine Vergrämung der Tiere aus dem Bau-
feld durchgeführt. Die Vergrämung (mittels Folie und struktureller Vergrämung) wurde auch im nördli-
chen Teilbereich Hasengärtlestr. 52 durchgeführt, da hier damals das Gleisbett ebenfalls weitgehend 
ausgebaut wurde. Die Durchführung erfolgte in enger Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehör-
de Ravensburg. 
Aus betrieblichen Gründen wurde der nördliche Teilbereich (das aktuelle Plangebiet) noch vor Planreife 
aus der Planung herausgenommen und lediglich für den südlichen Bereich einen Bebauungsplan aufge-
stellt.  
 
Im Jahr 2021 wurde bei erneuten artenschutzrechtlichen Untersuchungen festgestellt, dass auf Grund 
der fortgeschrittenen Sukzession des ehemaligen Schotterbetts es nicht auszuschließen war, dass seit 
der Vergrämung Zauneidechsen in Teilbereiche des aktuellen Geltungsbereichs eingewandert sind.  
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Bei diesen Untersuchungen wurden keine Eidechsen nachgewiesen, jedoch wurde das Habitatpotential 
für die Art als sehr günstig eingestuft.  
Um die Fläche bis zur Umsetzung der Maßnahme unattraktiv als Reptilienlebensraum zu gestalten, wur-
de im ehemaligen Gleisbett eine Folie ausgelegt und dort belassen.  
 
Die Fa. Burger Burger Recycling GmbH verzichtet auf eine Überplanung der nördlichen schmalen Teilflä-
che. Die Fläche ist zu Umsetzung des Vorhabens nicht notwendig und bleibt als Ruderalfläche erhalten.  
Der nördliche Teilbereich des Geltungsbereichs – insgesamt 321m² – „wird als Fläche für Maßnahmen 
zum Schutz der Natur“ festgelegt und verbleibt unverändert. Das vorhandene Gleis sowie das Schotter-
bett werden erhalten. Es wird darauf hingewiesen, dass es sich hierbei um keine artenschutzrechtlich 
notwendige Ausgleichsfläche o.ä. handelt (da keine Zauneidechsen festgestellt wurden) – sondern um 
eine „freiwillige“ strukturverbessernde Maßnahme.  
In Verbindung mit der westlich geplanten dornigen Heckenstruktur – 251m² – entsteht somit ein zu-
sammenhängender Bereich mit Vernetzungsstruktur bis in die bereits bestehenden südlich angrenzen-
den Maßnahmenflächen die 2016 von der Fa. Heydt angelegt wurden.  Die Vorgehensweise wurde mit 
der Unteren Naturschutzbehörde, Dipl. Biol. Lisa König abgestimmt. (Anlage: Artenschutzrechtliche Ein-
schätzung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „BETRIEBSERWEITERUNG  HASENGÄRTLESTRAßE 
52“ in Aulendorf,  02.08.2021, Tanja Irg Umweltkonzept.) 
 
Das Plangebiet liegt im Zielartenkonzept des Landkreises Ravensburg im Vorrangbereich zur Sicherung 
und Förderung der Zielart Neuntöter, 2. Priorität. Der Neuntöter wurde im Plangebiet nicht nachgewie-
sen, es fehlt an geeigneten Habitatstrukturen für die Art. Zur Förderung des Neuntöters wird die Eingrü-
nung des Geltungsbereichs mit einer dornigen Hecke gestaltet. 
 

2.2 Schutzgut Boden und Geologie (§ 1Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 
 

Die Lage im Bereich des Naturraumes „Oberschwäbisches Hügelland“ bildet letztlich die geologische 
Situation des Untersuchungsgebietes ab.  Das “Oberschwäbisches Hügelland“ gehört zu der von glazia-
len Becken, Seen und Mooren durchsetzten Jungmoränenlandschaft des Voralpinen Hügellandes.  
Das Plangebiet liegt gemäß der Geologischen Karte von Baden-Württemberg im Bereich der Holozänen 
Abschwemmmassen. Unterhalb des Mutterbodens folgt bis zu einer Tiefe von ca. 2,20 bis 1,50 m u. GOK 
ein Verwitterungshorizont, bestehend aus schluffigem, schwach kiesigem Fein- bis Grobsand. Darunter 
stehen schwach schluffige Beckensande an.  
 
 

Darstellung des Erfüllungsgrades der Bodenfunktionen 

Gemäß § 2 des Bodenschutzgesetzes Baden-Württemberg und des Bundesbodenschutzgesetzes ist der 
Boden als Naturkörper und Lebensgrundlage für Menschen und Tiere, insbesondere in seinen Funktio-
nen als „Lebensraum für Bodenorganismen“, „Standort für die natürliche Vegetation“, „Ausgleichskör-
per im Wasserkreislauf“ und als „Filter und Puffer für Schadstoffe“ zu erhalten und vor Belastungen zu 
schützen. Nachfolgend werden die Böden des Plangebietes hinsichtlich ihrer Leistungsfähigkeit als Trä-
ger der verschiedenen Bodenfunktionen bewertet. Die Bewertungsmethodik richtet sich dabei nach 
dem Leitfaden „Bewertung von Böden nach ihrer Leistungsfähigkeit“, Hrsg. LUBW Landesanstalt für 
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Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg, 2011, Heft 23. Danach werden die Böden 
nach ihrer Leistungsfähigkeit in nunmehr fünf Funktionen bewertet und in einem 3-stufigen System 
klassifiziert.  
 
 

Tabelle 1: Bewertung der Bodenfunktionen 

 Bodenart NB WA FP Gesamt 

Geltungsbereich lS4d 2 2 2 2 
 
Legende: 

0 = keine Funktionserfüllung (versiegelte Flächen) 
NB= Natürliche Bodenfruchtbarkeit                             1 = geringe Funktionserfüllung 
WA= Ausgleichskörper im Wasserkreislauf                 2 = mittlere Funktionserfüllung 
FP= Filter und Puffer für Schadstoffe                                3 = hohe Funktionserfüllung 

4 = sehr hohe Funktionserfüllung 
 
 
 
 
Bewertung 
 
1. Natürliche Bodenfruchtbarkeit 
Bestimmendes Element ist die Ertragsfähigkeit der Fläche. Im Plangebiet finden sich für den Raum 
Standorte mittlerer Funktionserfüllungen. 
 
2. Ausgleichskörper im Wasserkreislauf 
Bestimmende Elemente sind die Aufnahme von Niederschlagswasser und die Abflussverzögerung bzw. – 
verminderung (mögliche Speicherleistung). Die überwiegend sandigen Lehmböden des Plangebietes sind 
Standorte mit mittlerer Funktionserfüllung. 
 
3. Filter und Puffer für Schadstoffe 
Bestimmendes Element ist die Mobilität für Schadstoffe. Im Plangebiet sind mit dem Auftreten von 
Lößlehm ausschließlich Standorte mittlerer Funktionserfüllung verbreitet. 
 

Innerhalb des Plangebietes finden sich keine Bodenmerkmale, die als „Landschaftsgeschichtliche Urkun-
de“ zugewiesen werden können. 

Das Plangebiet stellt keine Altlastenverdachtsfläche dar. 

Als Ergebnis kann festgehalten werden, dass im Plangebiet Böden mit einem mittleren Erfüllungsgrad 
verbreitet sind. Gegenüber Verlust sind diese entsprechend mittel empfindlich. Durch Maßnahmen zur 
Vermeidung und Minimierung können die entstehenden Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden 
reduziert werden (siehe Kapitel 4). 
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2.1 Schutzgut Fläche (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB):  
Bestand:  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine Gesamtfläche von ca. 0,2 ha. Die landwirt-
schaftliche Nutzfläche nimmt ca. 0,15 ha ein. Geringe Flächen entfallen auf den (ehemaligen) Gleisbe-
reich und Saumstrukturen.  

 
Bewertung  

Durch die Planung kommt es zu einem Verlust von landwirtschaftlich hochwertigen Böden. Der geplante 
Eingriff stellt damit insgesamt einen Eingriff dar, da mit der Inanspruchnahme (Bodenverlust, Bodenver-
siegelung) die Bodenfunktionen gem. § 1 BodSchG verloren gehen. Der Verlust ist mit - -10.830 Öko-
punkten beziffert.  

2.2 Schutzgut Wasser (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB):  
Bestand: 
Innerhalb des Planungsgebietes gibt es keine Oberflächengewässer. Es ist kein Wasserschutzgebiet be-
troffen. Grundwasser und Oberflächengewässer besitzen unterschiedliche Funktionen für den Natur-
haushalt. Als Schutzziele sind Sicherung der Quantität und Qualität von Grundwasservorkommen und 
Erhaltung und Reinhaltung von Gewässern zu nennen. Die für die Wasserwirtschaft wichtigen Gesichts-
punkte sind die Versorgung des Geltungsbereichs mit Trinkwasser, die Entsorgung von Abwässern, die 
Ableitung bzw. Versickerung von Niederschlagswasser sowie eventuell auftretendes Hangwasser oder 
Hochwasser von angrenzenden Gewässern, das zu Überflutungsproblemen im Plangebiet führt. Der 
Grundwasserstand spielt für das betrachtete Gebiet nur eine untergeordnete Rolle, da nur mit Schicht-
wasser zu rechnen ist.  
 
Bestand  
Wasserwirtschaftlich bedeutsame Gebiete wie z.B. Wasserschutzgebiete oder Überschwemmungsgebie-
te liegen nicht innerhalb oder nahe des Geltungsbereichs. Der hier anstehende Lehmboden hat eine 
gute Wasserspeicherkapazität.  
 
Bewertung  
Der Eingriff kann als gering eingestuft werden. 
 

2.3 Schutzgut Klima/Luft; Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 
Nr. 7  Buchst. a und h BauGB): 

 

Bestand 
Großklimatisch zählt das Gebiet zum atlantisch getönten Klima des Voralpenraumes. Hinsichtlich der 
Höhe der Niederschläge wirkt sich besonders der Alpennordstau aus. Die Jahresmitteltemperatur (Stati-
on Aulendorf Spiegler, Zeitraum 1971-2000) beträgt 8,0°C und ist damit identisch mit derjenigen des 
Landkreises Ravensburg. Die mittlere Jahresniederschlagsmenge ist dagegen mit 877mm geringer als 
der durchschnittliche Jahresniederschlag des Landkreises (1.170mm).  
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Bewertung 
Die Münchreuter Steige, in der sich das Plangebiet befindet, fällt von der westlich verlaufenden K7958 
nach Osten zur Bahnlinie Aulendorf – Altshausen um etwa 25 m ab. Durch das bereits bestehende Ge-
werbegebiet „Sandäcker“ ist hier von keinem starken Kaltluftabfluss auszugehen. Die befestigten Flä-
chen werden eher durch die Abstrahlung die Umgebung erwärmen. In Anbetracht der geringen Flächen-
größe des Plangebietes von insgesamt ca. 2.190 m², gegenüber den angrenzenden bestehenden Gewer-
begebieten Sandäcker, Sandäcker II, Gewerbe- und Industriepark Sandäcker II und III mit insgesamt ca. 
22 ha und der bestehenden Abstände zu den Wohn- und Mischgebieten sind durch die geplante Erwei-
terung der Lagerflächen keine erheblichen zusätzlichen Belastungen im Umfeld zu erwarten.   
 
Der Eingriff kann als gering eingestuft werden. 
 ⇒ Zusammenfassend betrachtet kommt dem gesamten Geltungsbereich eine „geringe“ Bedeutung hin-
sichtlich des Schutzgutes Klima und Lufthygiene zu. 

2.4 Schutzgut Landschaftsbild (Landschaft; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 
Kriterien zur Bewertung des Schutzguts sind die Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Landschaft. Die 
Einsehbarkeit in das Plangebiet, Blickbeziehungen vom Gebiet und angrenzenden Bereichen in die Land-
schaft sowie die Erholungseignung des Gebietes werden als Nebenkriterien herangezogen. 

Bestand 
Das Plangebiet schließt westlich an die bestehende Gewerbenutzung an.  
Beim Plangebiet handelt es sich um derzeit überwiegend landwirtschaftlich intensiv genutzte Flächen.  
Die Fläche weist keinen Gehölzbestand auf.  
Das Gelände ist leicht von West nach Ost abfallend, liegt östlich der K7958 und ist somit im Wesentli-
chen von dieser Seite einsehbar. Das bestehende Gewerbegebiet „Sandäcker“ ist bereits Landschaft 
prägend.  
 
Durch die im BPlan festgesetzte Eingrünung durch Sträucher ergibt sich nach der Erweiterung grundsätz-
lich eine Verbesserung des Landschaftsbilds. 
 
Bewertung 
Insgesamt erreicht das Plangebiet nur eine geringe Bedeutung für das Orts- und Landschaftsbild von 
Aulendorf. 
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Abbildung 4: Plangebiet aus Südwesten, 25.01.2023                 

 
Abbildung 5: Ackerfläche aus Norden, 31.01.2023      
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2.5 Schutzgut Mensch (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. c BauGB):  
Kriterien zur Beurteilung des Schutzguts sind gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie die Erho-
lungseignung des Gebietes.  
 
Bestand 
Beim Plangebiet handelt es sich um derzeit landwirtschaftlich intensiv genutzte, landwirtschaftliche 
Flächen. Die Fläche hat keinen Nutzen für die Naherholung. 
 
Bewertung 
Das Plangebiet ist als Gewerbegebiet ausgewiesen.  
Die Erschließung erfolgt über das bestehende Gewerbegebiet. 
Die Erheblichkeit des Eingriffes ist gering. 
 

2.6 Kulturgüter (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. d BauGB): 
Im Plangebiet befinden sich keine Kultur- oder Sachgüter. Das Plangebiet besitzt somit eine „geringe“ 
Bedeutung für das Schutzgut Kultur- und Sachgüter. 

Verwiesen wird jedoch vorsorglich auf die Regelungen des § 20 DSchG. Sollten im Zuge von Erdarbeiten 
archäologische Funde (Scherben, Metallteile, Knochen) oder Befunde (Mauern, Gräber, Gruben, Brand-
schichten) angetroffen werden, ist die Archäologische Denkmalpflege beim Regierungspräsidium Tübin-
gen unverzüglich zu benachrichtigen. Die Möglichkeit zu Fundbergung und Dokumentation ist einzu-
räumen. 

 

2.7 Erneuerbare Energien (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. f BauGB): 
Bestand 

Derzeit befinden sich innerhalb des Geltungsbereichs keine Anlagen zur Gewinnung von Wärme oder 
Strom aus alternativen Energiequellen.  

Bewertung 

Im Hinblick auf eine nachhaltige Energieversorgung ist die Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien 
zur Gewinnung von Wärme oder Strom anzustreben. Alternative Energiequellen können auf umwelt-
schonende Weise einen Beitrag zur langfristigen Energieversorgung leisten.  

Die Voraussetzungen für die Gewinnung von Solarenergie sind gut. 

2.8  Wechselwirkungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes Tiere, 
Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, biologische Vielfalt, 
Mensch,  Kulturgüter (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. i BauGB): 

Im vorliegenden Planungsfall sind keine erheblichen Effekte auf Grund von Wechselwirkungen zwischen 
den einzelnen Schutzgütern zu erwarten.  
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2.9  Art und Menge an Emissionen von Schadstoffen, Lärm, Erschütterungen, 
Licht, Wärme und Strahlung sowie der Verursachung von Belästigungen 
(Anlage 1 Zif. 2 Absatz b, BauGB cc) 

Der Planbereich dient der Lagerung und Aufbereitung von Trockenschrott, sowie der Aufstellung und 
dem Betrieb einer mobilen Metallschere.  

Durchsatzleistung und Ausführung (Fabrikat) der zum Einsatz kommenden Metallschere sind derzeit 
noch nicht bekannt. Die Prüfung erfolgt im bau- bzw. immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsver-
fahren.  

In Anbetracht der geringen Flächengröße des Plangebietes von insgesamt ca. 2.191 m², gegenüber den 
angrenzenden bestehenden Gewerbegebieten Sandäcker, Sandäcker II, Gewerbe- und Industriepark 
Sandäcker II und III mit insgesamt ca. 22 ha und der bestehenden Abstände zu den Wohn- und Mischge-
bieten sind durch die geplante Erweiterung der Lagerflächen keine erheblichen zusätzlichen Belastungen 
im Umfeld zu erwarten. 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Konsultationsabstandes der Firma LinTec Aulendorf GmbH & Co. KG. 
Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wird keine zusätzliche schutzbedürftige 
Nutzung (z.B. Wohnbebauung) zulässig. Ein möglicher Anstieg der Gefährdung Dritter kann damit ausge-
schlossen werden.   

 

2.10  Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihrer Beseitigung und 
Verwertung (Anlage 1 Zif. 2 Absatz b, BauGB dd) 

Niederschlagswasser: Das behandlungsbedürftige Oberflächenwasser aus den befestigten und versiegel-
ten Lager- und Arbeitsflächen muss abgeleitet und in Retentionszisternen gepuffert werden.  Es darf nur 
verzögert in den Mischwasserkanal in der Hasengärtlestraße eingeleitet werden.  

Das Ing. Büro Aßfalg Gaspard Partner hat im Jahr 2017 im Auftrag der Stadt Aulendorf die Oberflächen-
wasserableitung Plangebieten „Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtle-straße 52 und 54“ untersucht 
und das erforderliche Rückhaltevolumen und den einzustellenden Drosselabfluss berechnet. Die Bemes-
sung des Retentionsvolumens erfolgte gemäß Arbeitsblatt DWA-A 117.   

Die Berechnungen wurden im März 2023 auf den Kostra-DWD2020-Bemessungsregen aktualisiert. Die 
Retentionsanlagen wurden für ein 5-jähriges Regenereignis bemessen. Für stärkere Regenereignisse 
wurde ein Toleranzzuschlag von 10% eingearbeitet.  

Für das behandlungsbedürftige Niederschlagswasser aus dem Plangebiet „Erweiterung Betriebsgelände 
Hasengärtlestraße 52“ ist gem. den Berechnungen des Ing. Büros Aßfalg Gaspard Partner ein Speicher-
volumen von mind.  45 m³ erforderlich. Es muss ein Drosselabfluss von 2 l/s eingestellt werden.   

Die geplanten Retentionsanlagen auf dem Erweiterungsgelände führen zu geringeren Belastungswerten 
des Mischwasserkanals in der Hasengärtlestraße als im bisherigen Prognosezustand.   

Die Ausarbeitung des Ing. Büros Aßfalg Gaspard Partner aus dem Jahr 2017, sowie die Neuberechnung 
gem. Arbeitsblatt DWA-A 117 vom 16.03.2023 liegen der Begründung als Anlage 1 bei.  
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Die Lage der geplanten Retentionszisterne ist im zeichnerischen Teil des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans dargestellt. Es wird ein Retentionsvolumen von  45 m³ festgesetzt. 

Das anfallende Oberflächenwasser im Bereich der festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum Schutz 
von Boden, Natur und Landschaft außerhalb der Lager- und Arbeitsflächen wird an Ort und Stelle flächig 
über die belebte Oberbodenschicht versickert.   

Müll: Der Planbereich dient der Lagerung und Aufbereitung von Trockenschrott, sowie der Aufstellung 
und dem Betrieb einer mobilen Metallschere. Betrieblicher und häuslicher Müll fällt auf der Fläche nicht 
an. 

Energie: Die Nutzung regenerativer Energien ist im Plangebiet auf Grund der Nutzung als Lagerfläche 
nicht vorgesehen.  

2.11  Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die 
Umwelt (zum Beispiel durch Unfälle oder Katastrophen) (Anlage 1 Zif. 2 
Absatz b, BauGB ee) 

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind bei der Umsetzung der Planung erhöhte Risiken für die menschli-
che Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt nicht zu vermuten.    
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2.12  Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter 
Plangebiete unter Berücksichtigung etwaiger bestehender 
Umweltprobleme in Bezug auf möglicherweise betroffene Gebiete mit 
spezieller Umweltrelevanz oder auf die Nutzung von natürlichen 
Ressourcen (Anlage 1 Zif. 2 Absatz b,  BauGB ff) 

Das Plangebiet wird Teil der bestehenden angrenzenden Gewerbefläche, die bereits durch mehrge-
schossige Baukörper und befestigte Flächen geprägt ist.  

2.13 Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das Klima (zum Beispiel Art und 
Ausmaß der Treibhausgasemissionen) und der Anfälligkeit der geplanten 
Vorhaben gegenüber den Folgen des Klimawandels (Anlage 1 Zif. 2 Absatz 
b, BauGB gg) 

Die Lager- Verlade- und Fahrflächen umfassen ca. 1.618 m². Die Flächen werden vollständig befestigt 
und wasserundurchlässig versiegelt.  

2.14 Auswirkungen der eingesetzten Techniken und Stoffe (Anlage 1 Zif. 2 Absatz 
b, BauGB hh) 

Es werden nur Baustoffe verwendet, die den einschlägigen Richtlinien und dem Stand der Technik ent-
sprechen.   

3. Konfliktanalyse der Umweltauswirkungen des Vorhabens (Prognose 
bei Durchführung der Planung) 

Beschreibung der Umweltauswirkungen des Vorhabens (Prognose bei Durchführung der Planung) 

3.1 Allgemein 
Durch das geplante Vorhaben können mögliche Auswirkungen auf Naturhaushalt und Landschaftsbild 
auftreten. Diese Projektwirkungen, unterteilt nach Wirkungsgruppen, werden zur Bestimmung und Be-
wertung der Beeinträchtigungen ermittelt und dargestellt: 
 

 Anlagebedingt 

 Baubedingt 

 Betriebsbedingt 

 

3.1.1  Anlagebedingte Wirkfaktoren 
 Flächenbeanspruchung (Versiegelung) durch Lager-, Verlade- und Fahrflächen 

 Flächenumwandlung von landwirtschaftlicher Nutzfläche durch Nutzungsänderung  
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 Veränderungen im Relief und Landschaftsbild 

 Veränderung des Lokalklimas 

3.1.2  Baubedingte Wirkfaktoren 
 Bodenverdichtung durch Baustelleneinrichtung, Baustraße, Baubetrieb, Baufahrbetrieb oder La-

gerflächen für anfallende Überschussmassen sowie Veränderung der Nutzung und der Vegetati-

onsstrukturen ohne Versiegelung (Flächenumwandlung) 

 Temporäre Beeinträchtigungen durch den Baubetrieb (z.B. Lärm und Staub) 

 Schadstoffemissionen (Abgase) und Lärm durch Baustellenverkehr  

 Unfallgefahr (z. B. Versickerung von Gefahrenstoffen für Grundwasser) 

 visuelle Wirkungen während der Bauphase 

3.1.3  Betriebsbedingte Wirkfaktoren 
 direkte Störung durch Erschütterung etc. 

 optische Störung durch Bewegung, Licht sowie Störung durch Lärm 

 zusätzlicher Verkehr  

 Schadstoffemissionen (Luftschadstoffe, Gefahrenstoffe für Grundwasser, 

Schadstoffe durch Streusalz etc.) 

 Bewegungen von Menschen und Maschinen 

 Lichtemissionen 
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Tabelle 2: Projektbedingte Auswirkungen 

Schutzgut  

Mensch 

und Erholung 

Beurteilung der Umweltauswirkungen Erheblichkeit 

Immissionsbelastung der Haushalte, 

insbesondere durch Verkehrslärm 
-- 

Verlust und Neugliederung der Struktur des Erholungsraumes -- 

Pflanzen 

Und Tiere 

Inanspruchnahme von geschützten Landschaften oder Bioto-
pen 

 

-- 

Boden Verlust von Bodenfunktionen durch Versiegelung, Bodenbe-
wegung und Verdichtung 

● Maßnahmen erforderlich   

Wasser Grundwasserneubildung, Verlust von Oberflächenretention  -- 

Klima/Luft Veränderung des örtlichen Kleinklimas durch zusätzliche 
Überbauung und Bodenversiegelung -- 

Landschaftsbild 

 

Veränderung und Neustrukturierung des Landschaftsbildes -- 

Kultur und  

Sachgüter 

Beeinträchtigung von Kultur- und Sachgütern -- 

● erheblich    ●● sehr erheblich    -- nicht erheblich 
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3.2 Erheblichkeit und Ausgleichbarkeit projektbedingter Beeinträchtigungen 
 
Schutzgut Tiere & Pflanzen 
 

Vegetation 

Durch die Planung kommt es zu einem Verlust von landwirtschaftlich genutzter Fläche. Der Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes umfasst eine Gesamtfläche von ca. 0,2 ha. Die landwirtschaftliche Nutzfläche 
nimmt ca. 0,15 ha ein. Geringe Flächen entfallen auf den (ehemaligen) Gleisbereich und Saumstruktu-
ren.  
Als Ausgleich für den Eingriff in die Natur sind entsprechende Festsetzungen für den Geltungsbereich 
enthalten. Auf den Flächen am westlichen Rand des Plangebietes ist auf die gesamte im zeichnerischen 
Teil festgesetzte Länge, auf einem 2,5 m breiten Geländestreifen eine schlehendominierte Feldhecke 
bzw. dorniges Gebüsch anzupflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten 
 
Tiere 
Bei Untersuchungen im Jahr 2021 wurden keine Eidechsen nachgewiesen, jedoch wurde das Habitatpo-
tential in den Saumbereichen für die Art als sehr günstig eingestuft. Um die Fläche bis zur Umsetzung 
der Maßnahme unattraktiv als Reptilienlebensraum zu gestalten, wurde im ehemaligen Gleisbett eine 
Folie ausgelegt und dort belassen. Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden vorsichtshalber Flä-
chen für Maßnahmen zum Erhalt des Lebensraumes der Zauneidechse festgesetzt. Insgesamt werden 
somit 321m² „als Fläche für Maßnahmen zum Schutz der Natur“ festgelegt und verbleiben unverändert. 
Das vorhandene Gleis sowie das Schotterbett werden erhalten. Es wird darauf hingewiesen, dass es sich 
hierbei um keine artenschutzrechtlich notwendige Ausgleichsfläche o.ä. handelt (da keine Zauneidech-
sen festgestellt wurden) – sondern um eine „freiwillige“ strukturverbessernde Maßnahme.  
In Verbindung mit der westlich geplanten dornigen Heckenstruktur – 251m² – entsteht somit ein zu-
sammenhängender Bereich mit Vernetzungsstruktur bis in die bereits bestehenden südlich angrenzen-
den Maßnahmenflächen die 2016 von der Fa. Heydt angelegt wurden.  Die Vorgehensweise wurde mit 
der Unteren Naturschutzbehörde, Dipl. Biol. Lisa König abgestimmt. 
 
Das Plangebiet liegt im Zielartenkonzept des Landkreises Ravensburg im Vorrangbereich zur Sicherung 
und Förderung der Zielart Neuntöter, 2. Priorität. Der Neuntöter wurde im Plangebiet nicht nachgewie-
sen, es fehlt an geeigneten Habitatstrukturen für die Art. Zur Förderung des Neuntöters wird die Eingrü-
nung des Geltungsbereichs mit einer dornigen Hecke gestaltet. 
 
Schutzgut Boden 

Durch die geplante Nutzung werden Teilflächen z.T. vollständig versiegelt. Es gehen in erster Linie ca. 
0,15 ha landwirtschaftliche Nutzflächen verloren. Auf den verbleibenden Freiflächen kann Oberboden 
wieder aufgetragen und die Bodenfunktionen wiederhergestellt werden. Durch die Baumaßnahmen 
kommt es zu einer Funktionseinschränkung der natürlichen Bodenfunktionen. Dauerhaft ist in Teilflä-
chen eine Minderung der Funktionserfüllung zu erwarten. Dauerhafte wesentliche Funktionseinschrän-
kungen können durch entsprechende Schutzmaßnahmen vermieden und durch Ausgleichsmaßnahmen 
ausgeglichen werden (Kapitel 4).  
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Schutzgut Wasser 

Auf Grund der mit der Bebauung verbundenen Oberflächenversiegelung ist eine Reduzierung der Ober-
flächenwasserversickerung als geringe Umweltauswirkung zu beurteilen. 
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4. Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und zur 
Kompensation mit Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung 

 
Die negativen Auswirkungen auf Naturhaushalt und Landschaft sind durch die Umsetzung geeigneter 
Maßnahmen zu vermeiden, zu minimieren bzw. zu kompensieren. 
Die Maßnahmen sind in einer rechtlichen Rangfolge zu gewichten und umzusetzen. Priorität besitzen die 
Vermeidungsmaßnahmen. Lassen sich die Beeinträchtigungen nicht vermeiden, so sind diese durch 
Minderungs- und Schutzmaßnahmen zu mindern. Sind Minderung und Schutz nicht möglich, so sind 
Ausgleichsmaßnahmen im naturschutzrechtlichen Sinne durchzuführen. Die naturschutzrechtliche 
Quantifizierung und Bilanzierung des Eingriffs und der Maßnahmen erfolgen im Rahmen der Eingriffs-
Ausgleichs-Bilanzierung. 

4.1 Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 

4.1.1 Schutzgut Tiere und Pflanzen  
 Flächen für Maßnahmen zum Erhalt des Lebensraumes der Zauneidechse: Im vorhabenbezo-

genen Bebauungsplan werden Flächen für Maßnahmen zum Erhalt des Lebensraumes der Zau-
neidechse festgesetzt.  Der bestehende Gleiskörper auf dem schmalen, nördlichen Teilbereich 
des Grundstück Flst.Nr. 1634/3 muss innerhalb der im zeichnerischen Teil mit Nr. 1 bezeichne-
ten Fläche vollständig und dauerhaft erhalten werden, ebenso der bestehende Bewuchs. Sträu-
cher und Weidenaufwuchs in diesem Bereich müssen jeweils im Abstand von drei Jahren durch 
auf den Stock setzen zurückgeschnitten werden. Die Schnittpflege darf dabei nur im Zeitraum 
vom 01. Oktober bis zum 28. Februar erfolgen. 

 Verwendung insektenschonender, sparsamer Beleuchtung: Die Beleuchtung muss im ganzen 
Plangebiet auf das für die Sicherheit absolut notwendige Mindestmaß reduziert werden. Für die 
Außenbeleuchtung (auch private) sind insektenschonende, sparsame Leuchtmittel (dimmbare, 
warmweiße LED-Leuchten, Lichttemperatur < 3000 K) zu verwenden, die vollständig eingekof-
fert sind. Der Lichtpunkt ist möglichst niedrig und befindet sich im Gehäuse. 
Die Beleuchtungsintensität ist im Zeitraum zwischen 23:00 Uhr und 5:00 Uhr zu reduzieren. Wo  
möglich sind Bewegungsmelder zu verwenden.  
Begründung:  
Schutzgut Mensch: Reduzierung der Lichtemissionen in das nächtliche Landschaftsbild  
Schutzgut Tiere: Minimierung der Störung angrenzender Habitatflächen, der Lockwirkung auf 
nachtaktive Tiere, der Verluste von nachtaktiven Insekten durch Flug zu den Leuchtquellen, der 
Beeinträchtigung von nachtaktiven Vögeln und Fledermäusen  
Detaillierte Informationen hierzu sind der Informationsbroschüre der Schweizer Vogelwarte 
Sempach zu entnehmen (http://www.vogelglas.info/) (Schweizer Vogelwarte/ SCHMID, H., 
DOPPLER, W., HEYNEN, D. & RÖSSLER, M. (2012): Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht. 2. 
Überarbeitete Auflage. Sempbach.).  
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 Grünordnerische Maßnahmen: Begrünungsmaßnahmen innerhalb der Lager- und Arbeits- und 
Verladeflächen sind aus betriebstechnischen Gründen, aufgrund der Fahrbewegungen mit 
schwerem Gerät nicht möglich.   
Deshalb werden zur landschaftlichen Einbindung des Betriebsgeländes Flächen für Maßnahmen 
zum Schutz von Natur und Landschaft mit Pflanzgeboten festgesetzt.  Auf den Flächen am west-
lichen Rand des Plangebietes ist auf die gesamte im zeichnerischen Teil festgesetzte Länge, auf 
einem 2,5 m breiten Geländestreifen eine schlehendominierte Feldhecke bzw. dorniges Ge-
büsch anzupflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten. Der Anteil der dornigen Gehölze 
muss dabei mind. 50% betragen. Die Pflanzung der Gehölze muss 1-reihig, in der Reihe versetzt, 
mit einem Pflanzabstand von 1,5 m ausgeführt werden. Die dornige Ausgestaltung der Hecke 
wurde mit der Unteren Naturschutzbehörde RV abgestimmt, da das Plangebiet im Zielartenkon-
zept des Landkreises Ravensburg im Vorrangbereich zur Sicherung und Förderung der Zielart 
Neuntöter, 2. Priorität, liegt. 

4.1.2 Schutzgut Boden 
 Flächen für den Baustellenbetrieb sowie Baumaßnahmen sollen sich auf das geringstmögliche 

Maß beschränken. 
 unnötige Transportwege sind zu minimieren, um Verdichtungen des Bodens auf das geringst-

mögliche Maß zu beschränken 
 Minimierung von Boden auf- und Bodenabtrag, Sachgerechter Umgang mit anfallendem 

Oberboden. Dieser ist vor Beginn der Baumaßnahmen separat abzutragen, unverdichtet und 
unvermischt zu lagern und für Vegetationszwecke wieder zu verwenden. Einhaltung der DIN 
19731 und DIN 18915 

 Anfallender Erdaushub ist möglichst im Plangebiet zu verwerten. Mutterboden ist vor Vernich-
tung und Vergeudung zu schützen.   

 Beschränkung der Bodenversiegelungen auf das notwendige Mindestmaß. 

4.1.3 Schutzgut Wasser 
 Das behandlungsbedürftige Oberflächenwasser aus den befestigten und versiegelten Lager- und 

Arbeitsflächen muss abgeleitet und in Retentionszisternen gepuffert werden.  Es darf nur verzö-
gert in den Mischwasserkanal in der Hasengärtlestraße eingeleitet werden. 

 Das anfallende Oberflächenwasser im Bereich der festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz von Boden, Natur und Landschaft außerhalb der Lager- und Arbeitsflächen wird an Ort 
und Stelle flächig über die belebte Oberbodenschicht versickert.   

4.1.4 Schutzgut Klima / Luft 
 Verbesserung der kleinklimatischen Verhältnisse durch entsprechende grünordnerische Maß-

nahmen im Geltungsbereich. 

4.1.5 Schutzgut Landschaftsbild und Erholung   
 Als räumliche Abgrenzung wird eine Eingrünung mit heimischen Sträuchern festgesetzt. Auf den 

Flächen am westlichen Rand des Plangebietes ist auf die gesamte im zeichnerischen Teil festge-
setzte Länge, auf einem 2,5 m breiten Geländestreifen eine schlehendominierte Feldhecke bzw. 
dorniges Gebüsch anzupflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten.  Als Pflanzqualität für 
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die Sträucher werden 2 mal verpflanzte Sträucher in einer Größe von 80 bis 100 cm (Str 2 x v, 
80-100) empfohlen (Pflanzliste 1 im Anhang). 
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4.2 Maßnahmen zur Kompensation 
 
15 BNatSchG : 
(2) „Der Verursacher ist verpflichtet, unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatz-
maßnahmen). Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen 
des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsge-
recht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. Ersetzt ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die 
beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise 
hergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet ist. 
 

4.2.1 Ausgleich im Rahmen der Eingriffsregelung im Plangebiet 

Erhaltung des Lebensraums für die Zauneidechse, 321 m² im nördlichen Geltungsbereich  
Auf den mit im Planteil 1 bezeichneten Flächen ist der bestehende Gleiskörper vollständig und dauerhaft  
zu erhalten.   
Der bestehende Bewuchs ist dauerhaft zu erhalten.  Bestehende Sträucher und Weidenaufwuchs sind 
jeweils im Abstand von drei Jahren durch auf den Stock setzen zurückzuschneiden.  
Die Schnittpflege darf jeweils nur im Zeitraum vom 01. Oktober bis zum 28. Februar erfolgen.   
 

Anpflanzen einer schlehendominierte Feldhecke, 251m² zur Eingrünung  
Auf den mit im Planteil 2 bezeichneten Flächen am westlichen Rand des Plangebietes ist zur 
landschaftlichen Einbindung eine schlehendominierte Feldhecke, bzw. dorniges Gebüsch, mit 
Gehölzen gem. Pflanzliste im Anhang zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten.   
Der Anteil der dornigen Gehölze muss dabei mind. 50% betragen.  Abgehende Gehölze sind mit 
Arten gem. Pflanzliste zu ersetzen.  
Pflanzung einreihig in der Reihe versetzt, Pflanzabstand in der Reihe 1,5 m, Sträucher 2 mal 
verpflanzt, Höhe 80-100 

4.2.2 Ausgleich im Rahmen der Eingriffsregelung über den Erwerb von Ökopunkten 

Die verbleibenden -10.428 Ökopunkte wurden von der Firma Burger Recycling GmbH bereits erworben. 

 

 

 
  



Umweltbericht zum BPlan „Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 52“        Umweltkonzept 

 

Seite 31 von 38 

4.3 Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung (nach § 1a BauGB) 
Die Bilanzierung erfolgt nach der Ökokonto-Verordnung ÖKOV (LUBW 2010).  

 

Tabelle 3: E/A-Bilanz Biotope  
Biotoptyp-Nutzung F Begründung 

für Bewertung 
Zutreffende 
Wertpunkte 

pro m² 

Fläche 
m² 

(Stück) 

Wertpunkte 

Bestand           
37.11 Acker 4-8 Typische Ausprägung 4 1.570 6.280 

35.20 Saumvegetation trockenwarmer Stand-
orte 23-39-57 

beeinträchtigt 
artenarme Ausbildung 
Ablagerungen 23 303 6.969 

60.30 Gleisbereich 2 Typische Ausprägung 2 317 634 
45.30b Einzelbaum (StU 120cm) (Birke / Wei-
de) 3-6 Typische Ausprägung 720 (2) 1.440 
      Gesamt 2.190 15.323 
            
nach Baumaßnahme           
60.22 Gepflasterte Straße oder Platz 1 Typische Ausprägung 1 1.618 1.618 
41.23 Schlehen-Feldhecke 10-14-17 Typische Ausprägung 14 251 3.514 
35.20 Saumvegetation trockenwarmer Stand-
orte 

23-39-57 leicht beeinträchtigt 
durch Gleisrückstände, 
aber positive Wirkung 
auf Reptilienbesiedlung 
(Sonnenplätze) 

33 321 10.593 

   Gesamt: 2.190 15.725 

Differenz: 402 
 

Tabelle 4: E/A-Bilanz Boden  
Boden Bewer-

tungs- 
klassen 
Boden- 
funktion 

Wertstufe 
Gesamt- 

bewertung 

Ökopunk-
te 

pro m² 

Fläche 
m² 

(Stück) 

Wertpunkte 

Bestand           
37.11 Acker 2-2-2 2,00 8,00 1.570 12.560 
35.20 Saumvegetation trockenwarmer Stand-

orte 2-2-2 2,00 8,00 303 2.424 
60.30 Gleisbereich 0-1-0 0,33 1,33 317 422 
      Gesamt 2.190 15.406 
            
nach Baumaßnahme           
60.22 Gepflasterte Straße oder Platz 0-0-0 0,00 0,00 1.618 0 
41.23 Schlehen-Feldhecke 2-2-2 2,00 8,00 251 2.008 
35.20 Saumvegetation trockenwarmer Stand-

orte 2-2-2 2,00 8,00 321 2.568 

   Gesamt: 2.190 4.576 

Differenz: -10.830 
      

GESAMT: -10.428 
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Erläuterung zur Berechnung: 
Die Flächenbilanz der Biotope des Bestandes ergibt eine Ökokontobilanz von + 15.323 Ökopunkten (siehe 
Bestandsplan vor Baumaßnahme im Anhang).  
Die Planung ergibt eine Ökobilanz von lediglich 15.725 Ökopunkten (siehe Bestandsplan nach Baumaß-
nahme im Anhang). Hieraus ergibt sich ein Plus von 420 Punkten. Hier sind bereits grünordnerische 
Maßnahmen wie die Eingrünung enthalten.  
 
Das Ergebnis der Bodenbilanz beträgt durch die Flächenversiegelung –10.830 Ökopunkte. Daraus ergibt 
sich ein auszugleichendes Defizit von insgesamt -10.428 Punkten (siehe Bestandsplan nach Baumaß-
nahme im Anhang).  
 
Die verbleibenden -10.428 Ökopunkte wurden vom Vorhabensträger bereits erworben. Der Kaufvertrag 
vom April 2019 liegt als Anlage 3 der Begründung bei. 
 
 
 
 

5. Entwicklungsprognosen des Umweltzustandes 

5.1 Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
Durch die Umsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ergeben sich unvermeidbare Umwelt-
auswirkungen. Durch die Anwendung der grünordnerischen Vorgaben ergeben sich Maßnahmen zur 
Vermeidung, Minimierung und Kompensation und können die negativen Auswirkungen stark einschrän-
ken. Die Beeinträchtigungen der Umweltbelange Boden, Wasser, Tiere/ Pflanzen, Klima/Luft und Land-
schaft können durch die Maßnahmen auf ein geringes Maß reduziert werden. 

5.2 Entwicklung des Umweltzustandes ohne Umsetzung der Planung 
Bei Nichtdurchführung der Planung ist von einer Nutzung der Fläche wie im gegenwärtigen Zustand, 
auszugehen. 

5.3 Zielkonzept 
Ziel ist es, die geplante Bebauung möglichst umwelt- und landschaftsschonend zu verwirklichen und das 
Maß der Beeinträchtigung für Mensch, Naturhaushalt und Landschaft sollte so gering wie möglich gehal-
ten werden. 
Die Gestaltung der Flächen soll ferner so erfolgen, dass sie dem Landschaftsbild gerecht wird. Eine ent-
sprechende Eingrünung ist vorgesehen. 
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6.  In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten, 
Angabe der wesentlichen Gründe für die getroffene Wahl 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist von einer Nutzung der Fläche wie im gegenwärtigen Zustand, 
auszugehen. 

7. Auswirkungen auf die Schutzgüter gem. Nr. 2.1 – 2.16, die aufgrund 
der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben 
für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind 

Potentielle Auswirkungen ergeben sich insbesondere bei Havarien durch Schadstoffaustritte in die Luft 
oder das Grundwasser. Baubedingt können diese durch eine geordnete Bauabwicklung sowie betriebs- 
und anlagebedingt durch die Einhaltung der vorgeschriebenen Sicherheitsstandards (technischer Um-
weltschutz) vermieden werden. 

8. Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten 
technischen Verfahren bei der Umweltprüfung sowie Hinweise auf 
Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der Angaben 
aufgetreten sind Hinweise auf Schwierigkeiten bei der 
Zusammenstellung der Unterlagen 

 

Grundlage für die Bewertung der voraussichtlichen Umweltauswirkungen waren neben eigenen örtli-
chen Erhebungen (siehe Kapitel 2) die vorliegenden Unterlagen der LUBW und des Geoportal Baden-
Württemberg herangezogen. Schwierigkeiten sind nicht aufgetreten.  
 

9. Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der 
erheblichen Auswirkungen der Durchführung des Bauleitplans auf 
die Umwelt  

 
Nach § 4c BauGB hat durch die Kommune eine Überwachung erheblicher unvorhergesehener Umwelt-
auswirkungen zu erfolgen, die mit Umsetzung ihrer Planung eintreten könnten. Dies dient im Wesentli-
chen der frühzeitigen Ermittlung nachteiliger Umweltfolgen, um durch geeignete Gegenmaßnahmen 
Abhilfe zu schaffen. 
 

 Überprüfung der Umsetzung der grünordnerischen Maßnahmen. 

 die Festlegung von Pflanzbindungen beinhaltet regelmäßige Kontrollen der Gehölze auf Voll-

ständigkeit (Entwicklung, Funktion, Schnitt, Schutz etc.) 

 Überwachung der Bauvorschriften in regelmäßigen Abständen (mindestens alle 5 Jahre) 
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10. Allgemein verständliche Zusammenfassung 
 
Die Stadt Aulendorf plant die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans im Süden der 
Kernstadt Aulendorf, am südwestlichen Rand des Gewerbegebietes Sandäcker.  
Ziel der Erweiterung ist, der Firma Burger Recycling GmbH für ihre betriebliche Entwicklung Erweite-
rungsmöglichkeiten des Betriebsgeländes im Gewerbegebiet Sandäcker westlich der Hasengärtlestraße 
zu schaffen. Die Lagerung und Aufbereitung von Aluminium-Trockenschrott soll zukünftig auf der west-
lich an das bisherige Betriebsgelände angrenzenden Erweiterungsfläche erfolgen. Die Flächen im Plan-
gebiet dienen ausschließlich der Erweiterung des Betriebsgeländes der Firma Burger Recycling GmbH. 
 
Das Plangebiet schließt westlich des bestehenden, nicht mehr genutzten Industriegleises an die bebau-
ten Bereiche des Gewerbegebietes „Gewerbe- und Industriepark Sandäcker II“ an. Das direkte Plange-
biet ist derzeit landwirtschaftlich als Ackerfläche genutzt. Städtebaulich wird der vorhabenbezogene 
Bebauungsplan in unmittelbarer Nachbarschaft zu bereits vorhandenen Gewerbegebieten entwickelt 
und führt somit die bereits vorhandenen baulichen Strukturen fort. 
 
Der nördliche Teilbereich des Geltungsbereichs – insgesamt 321m² – „wird als Fläche für Maßnahmen 
zum Schutz der Natur“ festgelegt und verbleibt unverändert. Das vorhandene Gleis sowie das Schotter-
bett werden erhalten. Es wird darauf hingewiesen, dass es sich hierbei um eine „freiwillige“ strukturver-
bessernde Maßnahme handelt.  
 
Um die durch die geplante Nutzung verursachten Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft zu minimie-
ren und auszugleichen, werden weitere Festsetzungen zum Schutz von Boden, Natur und Landschaft 
getroffen. Auf den mit Nr. 2 bezeichneten Flächen am westlichen Rand des Plangebietes ist auf einem 
2,5 m breiten Geländestreifen eine schlehendominierte Feldhecke bzw. dorniges Gebüsch zu pflegen 
und dauerhaft zu unterhalten. 
 
Aus der Eingriffs- Ausgleichsbilanz ergibt sich ein auszugleichendes Defizit von insgesamt -10.428 Öko-
punkten. Die verbleibenden -10.428 Ökopunkte wurden vom Vorhabensträger bereits erworben. 
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Pflanzliste 
 

Pflanzliste 1:  
 
Schlehendominierte Feldhecke, Dorniges Gebüsch: Sträucher, 2 x verpflanzt, Höhe 80-100 
Cornus sanguinea  Hartriegel  
Corylus avellana  Haselnuss 
Crataegus monogyna (*)  Eingriffeliger Weißdorn (*) 
Euonymus europaeus  Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare  Gemeiner Liguster 
Lonicera xylosteum  Rote Heckenkirsche 
Prunus spinosa (*)  Schlehe, Schwarzdorn (*) 
Rhamnus cartharticus (*)  Echter Kreuzdorn (*) 
Rosa canina (*)  Hundsrose (*) 
Sambucus nigra  Schwarzer Holunder 
Viburnum lantana  Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus  Gemeiner Schneeball 
 
Der Anteil der in der Pflanzliste mit (*) markierten dornigen Gehölze muss mind. 50% betragen. 
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1 Veranlassung und Zielsetzung  

Das Plangebiet liegt im Süden der Kernstadt Aulendorf, am südwestlichen Rand des 
Gewerbegebietes Sandäcker. Es schließt nördlich an den im Jahr 2018 aufgestellten 
Bebauungsplan „Erweiterung Betriebsgelände Hasengärtlestraße 54“ an. 
 
Im Flächennutzungsplan der Stadt Aulendorf ist der südwestlich an das bestehende 
Gewerbegebiet Sandäcker anschließende Bereich als geplante Gewerbliche Baufläche „G1“ 
ausgewiesen. 
 
Ziel der Erweiterung ist, der Firma Burger Recycling GmbH, für ihre betriebliche Entwicklung 
Erweiterungsmöglichkeiten zu schaffen. Auf der Fläche soll zusätzliche Lagerfläche sowie der 
Betrieb einer mobilen Metallschere ermöglicht werden.  
 
Bereits im Jahr 2015 und 2016 erfolgten umfangreiche artenschutzrechtliche Untersuchungen 
auf der Planfläche. Die Planung sah damals einen gemeinsamen vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan der Betriebe Heydt und Burger (Hasengärtlestraße 52 und 54) vor.  
 
Auf Grund der 2015 und 2016 nachgewiesenen streng geschützten Zauneidechse (Lacerta 

agilis) im Gleisbereich des Vorhabensgebiets Hasengärtlestr. 54 wurde eine Vergrämung der 
Tiere aus dem Baufeld durchgeführt. Die Vergrämung (mittels Folie und struktureller 
Vergrämung) wurde auch im nördlichen Teilbereich Hasengärtlestr. 52 durchgeführt, da hier 
damals das Gleisbett ebenfalls weitgehend ausgebaut wurde. 
  
Aus betrieblichen Gründen wurde der nördliche Teilbereich noch vor Planreife aus der Planung 
herausgenommen und lediglich für den südlichen Bereich einen Bebauungsplan aufgestellt. 
 
Auf Grund der fortgeschrittenen Sukzession des ehemaligen Schotterbetts ist nicht 
auszuschließen, dass seit der Vergrämung erneut Zauneidechsen in Teilbereiche des aktuellen 
Geltungsbereichs eingewandert sind. 
 
Im Folgenden wird die aktuelle Situation bewertet sowie Maßnahmen zur weiteren 
Vorgehensweise dargelegt. 



„Hasengärtlestr. 52 Erweiterung“  Umweltkonzept 
   
 

4 
 

 

Abbildung 1: Luftbild / Lageplan der Erweiterungsfläche 
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Abbildung 2: Vorabzug vorhabenbezogener Bebauungsplan Hasengärtlestr. 52, Stand 01.07.2021  

 
 
 
 
 
 
 

321 m²
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1.1 Rechtliche Grundlagen 

 
Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege / Artenschutzrechtliche Regelungen 
 
Die Vorschriften für besonders geschützte und bestimmte andere Tier- und 
Pflanzenarten werden insbesondere im novellierten Bundesnaturschutzgesetz (Geltung 
ab 01.03.2010) behandelt. So werden in dem neuen § 44 Abs. 1 BNatSchG die 
Verbotstatbestände an die Vorgaben der FFH- und Vogelschutzrichtlinie angepasst: 
 
§ 44 BNatSchG, Vorschriften für besonders geschützte und bestimmte andere Tier- und 
Pflanzenarten 
 
 
 
Verbotstatbestände 

 
(1)  „Es ist verboten, 
 
1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu 

fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur 
zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

 
2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen 

Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- 
und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, 
wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population 
einer Art verschlechtert, 

 
3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders 

geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 
zerstören, 

 
4.  wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre 

Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu 
beschädigen oder zu zerstören. 
 
 
(Zugriffsverbote) 
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2 Untersuchungsmethodik  

Im Plangebiet wurden am 01.04.2015, 22.04.2015, 28.04.2015, 07.05.2015 und am 17.06.2015 
Begehungen hinsichtlich der Vorkommen von Fledermäusen, Vögeln, Reptilien und weiteren 
planungsrelevanten Arten vorgenommen.  

 

Um die aktuelle Situaton zu bewerten erfolgten zwei weitere Begehungen am: 

17.06.2021 17:00 -18:15 sonnig 29°C 

06.07.2021    09:45 -10:45  sonnig    26 °C        

 

Auf Grund der 2015 nachgewiesenen, streng geschützten Zauneidechse südlich des 
Vorhabenbereichs, wurde besonders auf Reptilienvorkommen geachtet. 

 

3 Ergebnisse 

3.1 Schutzgebiete 
 

Innerhalb des Plangebiets befinden sich keine nach § 30 BNatSchG besonders 
geschützten Biotope. 

3.2 Reptilien 

 
Blindschleiche (Anguis fragilis):  
 

Die Blindschleiche wurde nur einmal am 17.06.2015 im Gleisbett ca. 120m außerhalb des 
aktuellen Plangebiets festgestellt. Es ist davon auszugehen, dass weitere Tiere –auch im 
Plangebiet – vorkommen. 
 
 

Zauneidechse (Lacerta agilis): 
 

Die Zauneidechse (Lacerta agilis) ist nach dem BNatSchG als „streng geschützte“ Art 
ausgewiesen und steht damit unter besonderem rechtlichen Schutz. 
 
Die Zauneidechsen kommen Anfang März, wenn die Temperatur ansteigt und die 
Sonneneinstrahlung zunimmt, aus ihren Winterquartieren. Kälte, starker bodennaher Wind 
und wenig Sonnenschein sind für Zauneidechsen ungeeignete Witterungen. 
Ideale Lebensräume für Zauneidechsen sind südlich exponierte Hänge, mit lockerem und 
gut drainiertem Substrat oder unbewachsene Teilflächen. Darüber hinaus sollte eine 
spärliche bis mittelstarke Vegetation vorhanden sein. Zu stark verbuschte Vegetation wird 
gemieden. Für ein geeignetes Sonnenbad werden Steine oder Totholz bevorzugt genutzt. 
Ende Juli bis Mitte August ziehen sich die adulten Tiere in ihre Winterquartiere zurück. Der 
Rückzug der Schlüpflinge findet erst im Oktober statt. Als Winterquartiere werden Fels oder 
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Erdspalten, vermoderte Baumstöcke, verlassene Baue von Nagetieren oder 
selbstgegrabene Röhren genutzt. 

 
Die Zauneidechse wurde 2015 bei fast allen Begehungen im südlich angrenzenden Baufeld 
beobachtet. Bei den Beobachtungen wurden weibliche und männliche Adulttiere 
festgestellt. An einigen Stellen gelang keine Sichtbeobachtung, es wurden aber typische 
„Fluchtgeräusche“ festgestellt. Bei den Bestandserfassung 2015 konnten 5 Zauneidechsen 
südlich des jetzigen Plangebiets festgestellt werden. 
Bereits 2015 wurden im aktuellen Plangebiet keine Nachweise erbracht (Abbildung 3).  

 
Bei den aktuellen Begehungen wurden ebenfalls keine Eidechsen nachgewiesen, jedoch ist 
das Habitatpotential für die Art als sehr günstig einzustufen. 

 

 

Abbildung 3: Ergebnisse der Reptilienkartierung 2015 und 2021  
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Fototafel: relevante Strukturen im Plangebiet 
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4 Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens 

Auswirkungen des Vorhabens auf die Reptilien 
 
Im östlichen Randbereich des Geltungsbereichs ist noch das ehemalige Gleisbett -ohne 
das Gleis selbst- als Schotterfläche vorhanden. 
Seit der durchgeführten Vergrämung der Zauneidechsen im Jahr 2016 wurde der 
komplette Geltungsbereich der Sukzession überlassen.   
Für diesen verbliebenen Schotterstreifen ist es deshalb möglich, dass Eidechsen aus 
besiedelten südlich angrenzenden Flächen, einwandern. 
 
Insgesamt handelt es sich dabei um einen 50 x 4 m Streifen (Abbildung 4). 
 
Für die Zauneidechse werden erneut Maßnahmen erforderlich, um einen Verstoß gegen 
die Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 BNatSchG zu vermeiden. 
Mit den nachfolgenden Maßnahmen M-1 und M-2 wird die Auslösung der 
Verbotstatbestände verhindert. 

 
Auf der ehemailgen Ackerfläche sind keine Lebensstätten für die Zauneidechse 
vorhanden (zu dichter und hoher Bewuchs). 
 

 
Abbildung 4: Darstellung aller relevanten Flächen (Quelle Luftbild LUBW 
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M-1 Verhindern der Einwanderung der Zauneidechse in den Planbereich 

 
Die Planung sieht vor, die Fläche Anfang des Jahres 2022 als Lagerfläche 
umzugestalten. Da in den angrenzenden Flächen Zauneidechsen nachgewiesen sind, 
ist nicht auszuschließen, dass bis zur Umsetzung des Vorhabens, Tiere einwandern. 
Auch auf Grund der hohen Dynamik der angrenzenden Flächen (Betriebshof Heydt) sind 
Einwanderungen nicht gänzlich auszuschließen. 
 
Um die Fläche bis zur Umsetzung der Maßnahme unattraktiv als Reptilienlebensraum zu 
gestalten, soll eine Folie ausgelegt werden. 
 
Vorgehensweise: 
 
1. Beseitigung von Gehölzen und Versteckplätzen vor Auslegen der Folie 
2. Abdecken der potentiellen Habitatfläche (50 x 4 m Streifen), die Abdeckung ist  
mindestens 1,5 m über den eigentlichen Bereich hinaus auszulegen 
3. Belassen der Folie bis zur Baufeldraumung (nach Genehmigung des BPlans) 
4. Kontrolle der Bereiche durch die öBB 

 
M-2 Ökologische Baubegleitung (ÖBB) 
 
Die ökologische Baubegleitung hat vor Ort die Belange des Natur- und Artenschutzes 
und hier insbesondere die Minimierungsgrundsätze sowie die Vermeidung von Tötungen 
umzusetzen.  

 
 
 

Belassen des nördlich vorhandenen Gleisbetts 
 
Die Fa. Burger Burger Recycling GmbH verzichtet auf eine Überplanung der nördlichen 
schmalen Teilfläche. Die Fläche ist zu Umsetzung des Vorhabens nicht notwendig und 
bleibt als Ruderalfläche erhalten. 
 
Der nördliche Teilbereich des Geltungsbereichs – insgesamt 321m² – „wird als Fläche 
für Maßnahmen zum Schutz der Natur“ festgelegt und verbleibt unverändert. Das 
vorhandene Gleis sowie das Schotterbett werden erhalten. Es wird darauf hingewiesen, 
dass es sich hierbei um keine artenschutzrechtlich notwendige Ausgleichsfläche o.ä. 
handelt – sondern um eine „freiwillige“ strukturverbessernde Maßnahme. 
 
In Verbindung mit der westlich geplanten dornigen Heckenstruktur – 251m² – entsteht 
somit ein zusammenhängender Bereich mit Vernetzungsstruktur bis in die bereits 
bestehenden südlich angrenzenden Maßnahmenflächen die 2016 von der Fa. Heydt 
angelegt wurden.  
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5 Fazit   

Die Firma Burger Recycling GmbH plant für ihre betriebliche Entwicklung 
Erweiterungsmöglichkeiten zu schaffen. Auf der Fläche soll zusätzliche 
Lagerfläche sowie der Betrieb einer mobilen Metallschere ermöglicht werden.  
 
Bereits im Jahr 2015 und 2016 erfolgten umfangreiche artenschutzrechtliche 
Untersuchungen auf der Planfläche. Die Planung sah damals einen 
gemeinsamen vorhabenbezogenen Bebauungsplan der Betriebe Heydt und 
Burger (Hasengärtlestraße 52 und 54) vor.  
 
Auf Grund der 2015 und 2016 nachgewiesenen streng geschützten 
Zauneidechse (Lacerta agilis) in anrenzenden Flächen wurde eine 
Vergrämung der Tiere aus dem Baufeld durchgeführt.  
 
Bei aktuellen Begehungen wurden keine Zauneidechsen auf der Planfläche 
festgestellt – jedoch wurde der Geltungsbereich der Sukzession überlassen.   
Für einen verbliebenen Schotterstreifen ist es deshalb möglich, dass 
Eidechsen aus besiedelten südlich angrenzenden Flächen, einwandern. 
 
Für die Zauneidechse werden Maßnahmen erforderlich, um eine 
Einwanderung in den Planbereich zu verhindern und somit einen Verstoß 
gegen die Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 BNatSchG zu 
vermeiden. 
Mit den beschriebenen Maßnahmen M-1 und M-2 wird die Auslösung der 
Verbotstatbestände verhindert.  
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Stadtbauamt Günther Blaser Vorlagen-Nr. 40/024/2023 

Sitzung am Gremium Status  Zuständigkeit 

24.04.2023 Gemeinderat Ö Entscheidung   
   
 

 

TOP: 8   Neubau Kindergarten - Vergabe Fassadenarbeiten 

 

Ausgangssituation: 

Für den Neubau des Kindergartens sollten die Fassadenarbeiten vergeben werden. 

 

Rückblick 

Am 14.12.2022 stand die Vergabe der Fassadenarbeiten auf der Tagesordnung des Ausschusses 

für Umwelt und Technik. 

 

Die Fassadenarbeiten wurden im November 2022 beschränkt ausgeschrieben. Es wurden 6 

Firmen zur Angebotsabgabe aufgefordert und zur Submission am 30.11.2022 ging kein Angebot 

ein. 

 

Die Verwaltung informierte den Ausschuss für Umwelt und Technik in der Sitzung, dass in 

diesem Fall eine freihändige Vergabe durchgeführt wird und das Ausschreibungsverfahren 

bereits läuft. 

 

Im Rahmen der freihändigen Vergabe wurden erneut 7 Firmen zur Abgabe eines Angebotes 

aufgefordert. 

 

Im Rahmen der freihändigen Vergabe gingen 2 Angebote ein. 

 

Angebote 

Angebot 1 181.458,85 €  

Angebot 2 135.967,62 € 

Kostenberechnung vom Nov. 2021 68.157,26 € 

 

Aufgrund der überhöhten Angebote und enormen Überschreitung der Kostenberechnung hat die 

Verwaltung die geplante freihändige Vergabe aus wirtschaftlichen Gründen am 10.02.2023 

aufgehoben. 

 

Aktueller Sachstand 

Nach den zwei erfolglosen Ausschreibungsverfahren wurden dann in einem weiteren Schritt 

Gespräche mit geeigneten Firmen geführt und diese gebeten ein Angebot abzugeben. 

 

Es stellte sich als große Schwierigkeit heraus, überhaupt Firmen zu finden, die ein Angebot 

abgeben werden. 

 

Nach den Verhandlungsgesprächen haben dann 2 Firmen ein Angebot abgegeben. 

 

Angebote 

Angebot 1  87.813,79 € 

Angebot 2 104.738,80 € 

Kostenberechnung vom Nov. 2021 68.157,26 € 

Abweichung in €  19.656,53 € 

Abweichung in % 28,80 % 

 

Die Verwaltung und das Planungsbüro gehen davon aus, dass nach den mehrfachen 

Ausschreibungen und Verfahren keine wirtschaftlicheren Ergebnisse mehr zu erzielen sind. 
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Nach dem Baufortschritt sollten die Fassadenarbeiten auch dringend vergeben werden. 

 

Die Verwaltung schlägt trotz der Kostenabweichung von 28,80 % vor, die Fassadenarbeiten an 

die Firma Gramm GmbH & Co.KG aus Friedrichshafen zum Bruttopreis von 87.813,79 € zu 

vergeben. 

 

Information zum Ausschreibungsstand und Kosten 

 

Kostenberechnung Gewerke KG 30, 400, 

500 und 600 brutto (Nov. 2021) 

5.412.592,56 € 

Aufträge / Nachträge brutto 3.930.961,92 € 

Kostenberechnung brutto vom 30.11.2021 3.635.266,99 € 

Mehrkosten in € 295.694,93 € 

Ausgeschrieben / Vergeben in % 67 % 

Mehrkosten in % 8,10 % 

 

Die Fassadenarbeiten sind in der vor angeführten Übersicht bereits enthalten. 

 

 

 

 

Beschlussantrag: 

Die Fassadenarbeiten werden an die Firma Gramm GmbH & Co.KG aus Friedrichshafen zum 

Bruttopreis von 87.813,79 € vergeben. 

  

 

 

Anlagen: 

     

    

 

 

Beschlussauszüge für   Bürgermeister   Hauptamt 

  Kämmerei    Bauamt   Ortschaft  

 

Aulendorf, den 14.04.2023 

 

 
 

 



Notizen 
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